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Rebellion in der 
Westbank 

S.32 

Israels Begin-Regierong geht in der West­
bank und Gaza aufs Ganze. Sie droht mit 
Annexion. Sie hat vor, fas t 100.000 
Israelis neu anzusiedeln. Die Besatzungs­
truppen machen Jagd auf Palästinenser, 
aber die Rebellion dauert an. 

I' 

Südafrika S.12 

Dauerkonflikt im Süden Afrikas: Der 
Widerstand in Südafrika ruht nicht. 
Bloekierte Verhandlungen in der Nami­
biafrage. Ein neuer Rassistenkrieg gegen 
Angola droht. Das AIB bringt überblicke 
über die aktuelle Lage und die Stand­
punkte der Beteiligten. 

Falkland·Konflikt S.4 

Um die Falkland-Inseln wird gekämpft. 
Seit dem Scheitern der Vennittlungsver­
suche der Reagan-Administration mit 
scharfer Munition. Unsere Beiträge be· 
leuchten die Konflikt-Hintergründe. Und 
sie skizzieren die Grenzen der Weltmacht­
rolle Großbritanniens. 

Kampuchea S.30 

So gut wie unbekannt war bisher die Ge­
schichte des Widerstands gegen Pol Pots 
Völkennordregime. Wilfred Burchett, ei­
ner der profundesten Indochina-Kenner, 
recherchierte mehrere Jahre in Kampu­
chea. Er zeichnete nach, was der zweiten 
Befreiung vom Januar 1979 vorausging. 
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AlB-Aktuell: Im Jahr der Sanktionen gegen Südafrika 
Obcr der Diskussion um Sanktionen gegen Polen und die: 
UdSSR, die: von der Rngan-Administration Ende 1981 an­
gcZCltclt wurde, wäre das internationale: Sanktionsthema 
NT. I, Südafrika, fast vc:rgeucn worden. Immerhin halle: die 
ktzte UN·Vollversammlung das Jahr 1982 zum ,Jahr der 
Mobilisierung ruf Sanktionen gegen Südafrika" erklärt. 
Während die Lander der EuropäiKhen Gemeinschaft (EG) 
in der t-'alkland-Krisc eilig zur Untc:rslül:l;ung des britischen 
Besilzanspruchs einen wirtschaftlichen Boykott Agc:ntinicns 
beschlossen haben, scheint die umfassende Isolierung des 
südafrikanischen Aparlhc:idrc:gimes hierzulande weniger 
denn je: zur Debatte zu Slehen. Eine: Anfrage:. die die Anti­
Apartheid.Bewegung in Form eines offenen Brifes am 14. 
April dJ. an Bundespräsident Karl Carstens und Bundes· 
kanzler Helmut Schmidt richtete. wie die Bundesregierung 
dieses Jahr der Sanktionen gegen Siidafrika:tU begehen ge· 
denke, blieb bis heute unbeantwortet. 
Die Forderungen der internationalen Gemeinschaft nach 
Sanktionen gegen das Rassistenregime sind bis heute auf den 
hartnäckigen Widerstand seiner westlichen Unterstütur ge· 
noBen. Sie sind jetzt 20 jahre alt und nichts destoweniger 
aktueller denn je. 

Uberlebenshe)fer der Apartheid: BRD. EG, USA 

Zum erstenmal verabschiedete die Vollversammlung der 
Vereinten Nationen 1962 eine Resolution über Sanktionen 
gegen Südafrika. Zwei jahre später. 1965, nahm die UNO 
eine Konvention über die Beseitiung aller Formen der Ras· 
sendiskriminierung an. 1915 erklärte die UN·Vollversamm­
lung in einer weiteren Konvention die Apartheid zum Ver­
brechen gegen die Menschlichkeit und deklarierte den Zeit­
raum von 1973-83 zur Kampfdekade gegen Rassismus und 
Rassendiskriminierung. 1977 verabschiedete der UN-Sicher­
heitsrat zwar ein verbindliches Waffenembargo gegen Süd· 
afrika. Aber dieses hat sich als zu durchlässig erwiesen und 
bedarf der Ergänzung durch umfassende und bindende, vor 
allem wiruchaftliche Sanktionen. 
Die völkerrechtliche Grundlage hierfUr ist lange gegeben, der 
in Kapitel 7 der UN-Charta ("Gefahrdung des Weltfrie­
dens") beschriebene Tatbestand durch Südafrika seit langem 
erfUlit. Du zeigen die fortgesetzten Uberralle Pretorias auf 
seine NachbaTStaaten, besonders der Aggressionskrieg gegen 
Angola (siehe unser Interview mit R. Ngongo in diesem 
Heft). Aber die Mitgliedsländer der westlichen Kontakt­
gruppe (USA. BRD, Großbritannien, Frankreich und Kana­
da), die nir sich eine konstruktive Rolle bei der Lösung der 
Namibiafrage reklam ieren, iJbcn sich weiter in Verzögerungs­
und Hinhaltemanövern, mit denen sie dem rassistischen Be­
satzungsregime die Zeit verschaffen (siehe den Beitrag von 
H. Mayer). 
Besonders in SUdafrika selbst konkretisiert sich tagtäglich 
jener Tatbestand des Verbrechens gegen die Menschlichkeit. 
der nach der internationalen Achtung des Regimes verlangt. 
Die Repression hat in Stidafrika - trotz allen Geredes über 
eine "Reform der Apartheid" - besonders in jiingster Zeit 
drastisch zugenommen. Die Beispiele hierfUr sind Legion. 
Besonderes Interesse erregte der Fall von Dr. Neil Aggett. Er 
organisierte schwarze Arbeiter in der Nahrungsmittelindu· 
strie und auf weißen Farmen, wurde im November 1981 
ohne Angabe von Gründen von der SicherheilSpoli1;ei ver­
haftet und starb Anfang Februar d.J. in der Haft an den 
Folgen der Folter. N. Aggetl war der erste WeiBe, der - wie 
vor ihm hunderte von Schwarzen - unter mysteriösen Um-

ständen im Gerangnis den Tod fand. 
Ein anderer repräsentativer Fall ist der des schwarzen Ge· 
werkschafters Thozamile Gqweta. Ihm widerfuhren inner­
halb von 18 Monaten vier Verhaftungen einschließlich Fol­
ter, drei Morde an seinen engsten Verwandten und ein ver· 
suchter Mordanschlag auf ihn selbst. Als alle Einschüchte­
rungsaktionen nicht fruchteten, wurde Th. Gqweta im 
November vergangenen Jahres erneut verhaftet und am 
10.2.1982 in die Psychatrie des Johannesburger Kranken­
hauses eingeliefert. Neue Foltermethoden hatten aus ihm 
ein psychisches Wrack, einen gebrochenen Mann gemacht. 
Südafrikas Polizeiminister kiindigte kürzlich vor dem Parla­
ment die Aburteilung aller in der letzten Zeit verhafteten 
Gewerkschafter in einem einzigen großen HochverralSpro­
zeß an. Nach südafrikanischen "Gcsetun" droht ihnen die 
TodC'sstrafe. 
Der in jeder Hinsicht herausragendste dieser alltäglichen 
Skandale in Südafrika ist die Anfang April dJ. vom Ober­
sten Appellationsgericht Südafrikas getroffene Entschei­
dung, die Berufungsanträge von N. Lubisi, P. Mashigo und 
N. Manana abzulehnen - drei junge Mitglieder des Afrika­
nischen Nationalkongresses (ANG) , die im November 1980 
wegen "Hochverrau" zum Tode verurteilt worden waren. 
Ihnen droht der Tod durch den Strang ebenso wie den im 
August 1981 zum Tode verurtei lten ANC-Mitgliedem Tso­
tsobe, Shabangu und Moise. 
Angesichts der so demonstrierten Entschlossenheit des 
Apartheidstaates, seine Gegner mundtot 1;U machen, wäre es 
verhängnisvoll, in der Anfang April 1982 erfolgten Verle­
gung der ANC-Führer Nelson Mandela, Walter Sisulu u.a. 
Langzeilgefangener von der berüchtigten KZ-Insel Robben 
bland in ein Gerangnis nahe Kapstadt irgendein positives 
Zeichen zu erblicken. Nelson Mandela. Walter Sisulu u.a. 
befinden sich jetzt seit 20 jahren ununterbrochen in den 
Gefangnissen des Rassistenregimes. Diese lange Zeit hat 
weder vennocht, sie :;:u brechen , noch sie in der Erinnerung 
des Volkes auszulöschen. Walter Sisulu z.B., der am 18. Mai 
dJ. seinen 70. Geburtstag beging, ist nach wie vor der 
"Mann des Volkes", als der er in den 40er und 50er jahren 
vom einfachen Kontraktarbeiter einer johannesburger Mine 
zum Generalsekretär der Bewegung aufstieg. 
Seine Frau, Albertina Sisulu, deren 17jährige Bannstrafe 
soeben abgelaufen war, hielt im Oktober letzten jahres die 
Eröffnungsrede eines Treffens von 109 Organisationen in 
Ourban. Das Treffen, das die Boykottkampagne gegen die 
Wahlen zu dem (scheindemokratischen) Indenat (vgl. den 
Beitrag von j. OSlrowsky) organisierte, verabschiede te eine 
Resolution, in der es heißt: "Die Kämpfe der vergangenen 
25 j ahre haben uns davon überzeugt. daß die einzige lebens­
rahige Alternative zum gegenwärt igen Ausbeutungs. und 
Unterdri.ickungssY5lem ein System ist, das sich auf die Prin· 
zipien der Freiheitscharta gründet." 
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Argentinien-6roßbritannien 

Jutta Weber 

Krieg um Falkland 

Nach dem Scheitern der Vermittlungsversuche der Reagan­
Administration eröffnete Großbritannien Anfang Mai 1982 
die Schlacht. Die Bombardierung des Flughafens Port Stan­
ley auf den FalkJand-lnseln war der Auftakt. Seit der Ver­
senkung des argenlinischen Kreuzers General Belgrano am 3. 
Mai d.]. ist der Konflikt um das britische Kolonialrelikt vor 
der argentinischen Küste aus den Fugen. Er droht, sich zu 
einem regelrechten Krieg auszuweiten, dessen Ausmaß noch 
nicht absehbar ist. 
Im folgenden sollen die historischen Wurzeln und die aktuel­
le Bedeutung des argentinisch-britischen Konflikts beleuch­
tet werden. 

Bereits im Jahre 1833 haUe sich der britische Imperialismus 
in einer militärischen Besetwngsaktion die Inselgruppe der 
Malwinen (Falkland-lnseln) angeeignet, die der 1826 gegrün­
deten Republik Argentinien als Rechtsnachfolgerin des 
spanischen Vizekönigreichs Rio de la Plata angehörte_ Heu­
te, 149 Jahre danach, gehören derartige militär:sche Aben-

teuer keineswegs der Vergangenheit. an. Jetzt entfacht Groß­
britannien einen blutigen Krieg, um die HerTSchaft über die 
12.000 km entfernte Kolonie, deren Bevölkerungszahl seit 
Jahrzehnten rückläufig ist und gerade noch 1.700 beträgt, 
aufrechtzuhalten. 
Wirtschaftlich sind die im Südatlantik gelegenen Falkland­
Inseln ebenso unbedeutend wie das weiter östlich gelegene 
Südgeorgien, das keine ständigen Einwohner hat und ver­
wahungsmäßig den Falkland·lnseln zugeordnet ist. Die mei· 
sten Falkländer sind schottischer AbstammWlg und leben im 
wesentlichen von der Schafzucht. Der britischen Falkland 
!sland Company gehören über 40% des Landes sowie die 
meisten Farmen. Sie kontrolliert auch den Wollexport. 

Alle wichtigen Industriegüter müssen importiert werden, die 
Lebensmitteiversorgung wird schon seit Jahren wesentlich 
über Argentinien abgewickelt. Neben der Schafzucht wird 
auf den Malwinen in geringem Umfang Gemüseanbau betrie­
ben. Auf Südgeorgien gab es bis vor kurzem einige Robben-

A'F"""io<:he &Qbc,rer im Apnl cl. I . ouf<!<n FolkLandi~ln (1.) , "' ........ , Gol""n ouf"" •• " M ..... nkundl"bun& in a ........ AirelI (r.) 
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und Walfangstationen. 
Von größerer ökonomischer Bedeutung könnten künftig al­
lerdings die im Gebiet um die .-alkland·lnseln vennuteten 
Olvorkommen sein. Olsucher der niederl.mdischen Shell er· 
klärten diese Region bereits 1971 zu einem potentiellen 
zweiten Kuweit. 1975 sprachen US-amerikanische Geologl=n 
eine ähnliche Vennutung aus. Doch sind bis heute keine 
gesicherten Daten über den genauen Umfang der bislang 
noch unangetasteten Vorräte bekannt. l 

Künftig bedeutend ist der Besitz der Falkland-Inseln und 
Südgeorgiens auch im Hinblick auf den Zugang zu den 
Bodenschätzen und Naturreichtümern der Antarktis. Der 
1961 abgeschlossene Antarktis.Vertrag. der die wirtschaft· 
Iiche Nutznießung vorerst verhindert, läuft im jahre 1991 
aus. Ober die Höhe des Anspruchs. der dann von den jeweili­
gen Staaten erhoben werden kann, dürfte der Umfang ihres 
angrenzenden Territoriums zumindest mitenucheiden. 
Die Lage der Inseln ist aber vor allem unter strategischen 
Gesichtspunkten wichtig. Hier eingerichtete Militärbasen 
würden _ für Großbritannien und die NATO - eine weit· 
gehende militärische Kontrolle des Südatlantiks, der süd­
amerikanischen wie auch der westafrikanischen Küsten· 
gewä..'l5er ennöglichen. 

Seit der britischen Besetzung 1833 hat Argenlinien niemals 
seinen Souveränitätsanspruch auf die Inseln aufgegeben. Da 
Argentinien jedoch bis in die 30er jahre dieses jahrhunderts 
wirtschaftlich stark vom britischen Kapital abhängig war, 
konnte es seinen Rechtsanspruch bis dahin nicht sehr laut­
stark deutlich machen. Dies änderte sich mit der allmähli­
chen Ablösung der Vormachtstellung des britischen durch 
das US.Kapital. Vor allem aber änderte es sich während der 
Regierungszeit j.D. Per6ns (1946·1955), als sich im Schutze 
der Imponsubstitutionspolitik Ansätze einer eigenständigen 
nationalen Industrie entwickeln konnten. 
Unter Präsident Per6n verbreiterte sich auch die antikolonia· 
listische Haltung. Die Frage der Souveränität über die Mal­
winen wurde erstmals zu einer regelrechten nationalen Fra­
ge, die im Bewußtsein der Offenllichkeit tief verwurzelt ist. 
Ununterbrochen sandten die peronistische und die ihr fol­
genden Regierungen Protestnoten gegen die unrechtmäßige 
Besetzung an die Adresse Großbritanniens und an die UNO. 
1964 schließlich forderte der Dekolonialisierungsausschuß 

der UNO, der die ~1alwinen in die Liste der zu entkoloniali· 
sierenden Gebiete aufnahm, beide Seiten zu Verhandlungen 
über die Zukunh der Inseln auf. Sie wurden 1965 eingelei. 
tet, 'logen sich aber aufgrund der Verschleppungstaktik 
Großbritanniens seither ergebnislos hin. Dies. obwohl seit 
1965 mit der U~-ReroIUlion 2065 eine klare Bestätigung 
des argentinischen Hoheiuanspruchs seitens der Vereinten 
Nationen vorliegt.2 

Bereits in den letzten Jahren und Monaten hatte sich die 
Lage wegen dieser Verzögerungstaktik mehrfach zugespitzt, 
bevor es am 2. April dJ. zur militarischen Besetzung der 
Falkland-Inseln und Südgeorgiens durch argentinische Mili· 
täreinheiten kam. Allerdings wurde die letzte Verhandlungs­
runde am 26.127.2.1982 in New Vork in beiderseitigem Ein· 
vernehmen noch als positiv eingeschätzt, und Argentinien 
hatte lediglich monatliche Treffen zwecks einer Beschleuni· 
gung der Verhandlungen gefordert.3 Als auch dies in Lon­
don auf kein positives Echo stieß, gab Argentinien im März 
dJ. einseitig den Abbruch der Verhandlungen bekannt. 

Sicherlich ist unbestreitbar, daß der radikale Stimmungs­
wandel der argentinischen ~Iilitars innerhalb so weniger 
Tage auch innenpolitische Gründe hatte und von der Krise 
ablenken sollte, die ihren Sattel ins Wanken brachte. 

"Brot, Frieden und Arbeit" 

Die Militärs haben seit ihrer Machtübernahme 197b lSlehe 
AlB 6/1978, S. 4-11) Argentinien systematisch zum Agrar­
staat zuriickentwickdt. Das Land steckt in einer Wirtschafts­
krise, deren Auswirkungen die der Weltwirtschaftskrise von 
1929·32 noch übertreffen. 1981 :st das Bruttosozialprodukt 
um 6,1% gefallen, im letzten Quartal sogar um 11%. Die 
industrielle Pro-Kopf-Produktion lag 17% unter dem Niveau 
von 1970, die AutomobilhersteUung, eine der wichtigsten 
Industriebranchen, hatte im Januar dJ. gegenüber dem Vor­
jahr gar einen Produktionsrückgang um 60% zu verzeich­
nen.4 

Der industriellen Konkurswelle folgte 1981 eine ebenso 
massive Reihe von Bankzusammenbriichen und einzig die 
Spekulation schien als gewinn trächtiges Geschäft zu ver­
bleiben. Die Auslandsverschuldung hat sich gegenüber 1976 
mehr als vervierfacht und die astronomische Höhe von 35 
Mrd Dollar erreicht, wovon 50% öffentliche Schulden sind. 
Mit einer Inflationsrate von 149% zwischen Februar 1981 
und Februar 1982 ist Argentinien in dieser Hinsicht unge· 
schlagen. Die Reallöhne hingegen sanken 1981 für ungelern· 
te Arbeiter um 15,9%, für qualifizierte sogar um 18%. Die 
Zahl der Beschäftigten liegt fast 30% niedriger als 1974.5 

Schätzungen der Menschenrechukommissionen geben die 
Zahl der seit dem Putsch im März. 1976 im Rahmen der 
"Guerillabekämpfung" der Militärs Verschwundenen mit 
inzwischen ca. 30.000 an.6 Im einst entwickeltsten Land 
Lateinamerikas nehmen Hunger, Analphabetismus und Ar· 
beitslosigkeit stetig zu. 

Die von den Militärs eingeleitete demokratische Offnung 
wurde bisher nur sehr zaghaft betrieben. Die politischen Par­
teien befürchten, daß auch das für den Sommer 1982 ange­
kündigte Parteienstatut ihnen nur sehr begrenzten Aktions­
raum zugesteht. 

Angesichts dieser Lage ist es nicht verwunderlich, daß sich 
die Militärs in letzter Zeit wachsendem Volkswiderstand 
gegenüber sehen, zumal der seit Dezember 1981 regierende 
Präsident General L. Galtieri und sein Wirtschaftsminister R. 
Alemann den Ausweg aus der Krise einzig in einem ver­
schärften Sozialabbau zu sehen scheinen. 
Sie haben drastische Maßnahmen eingeleitet 7 , mit denen 
die drohende Zahlungsunrahigkeit abgewendet, die Inflation 
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gehrem!t und die nationale Industrie zu Rationalisierung 
und Effektivitätnteigerung "erzogen" werden soll: Löhne 
und Gehälter der Staatsbediensteten - einschließlich der 
Militärs - sind eingefroren. ,.·ür übertariniche Lohnzah lun­
gen in der Privatwiruchaft sollen Sondersteuem erhoben 
werden, um das Lohnniveau auch hier noch weiter zu sen­
ken. 
Der Abbau der ohnehin geringen Impora.ölle dürfte aller­
dings - ebenso wie die fortgesetzte Senkung der Massen­
kaufkraft - die nationale Industrie noch weiter schwächen_ 
Mit der geplanten Privatisierung defizitärer Staatsbetriebt 
(die u_a. die Energieversorgung, die Eisenbahnen, staatliche 
Banken und Versicherungen betreffen) könnte unter Um­
ständen zwar kurzfristig eine Verringerung des Haushalts­
defizits erreicht werdcn, doch geriete das Land hierdurch 
noch tiefer in neokoloniale Abhängigkeit. 
Am 30.3. 1982 erlebte Argentinien die größten Massen­
demonstrationen s~it dem Putsch 1976, zu denen die größte 
Gewerkschaft des Landes, die peronistische Allgemeine Ar­
beiterkonföderation (CGT), 10 Parteien, zahlreiche jugend. 
und l\lenschenrechuorganisationcn aufgerufen hatten. Trotz 
des VerboIS versammelten sich unter dem ~fotto "Brot, 
Frieden und Arbeit" in allen größeren Städten des Landes 
Tauscndc von Menschen und riefen: "Nieder mit der 
junta!" Allein in Buenos Alres demonstrierten 10.000, die 
mit Wasserwerfern und Polizeiknüppeln auseinandergetrie­
ben wurden. Mehr als 2.000 wurden bei diuen Protestde­
monstrationen verhaftet, unter ihnen befand sich die ge­
sam te Führung der CGT. 
Kurzfristig enutand in der Welt der Eindruck, als habe sich 
die argentinische junta mit der Besetzung der FalkLand­
Inseln den so dringend benötigten Erfolg organisiert und 
von den innenpolitischen Schwierigkeiten abgelenkt. Einige 
wieder freigelassene Gewerkschafuftihrer wollten angeblich 
eine Demonstration zu Ehren Präsident Galtieris venul$tal­
ten. 13 von ihm zusammengerufene Parteien bekundeten, 
daß sie die Wiedereroberung der Falkland-Inseln begrüßen 
und zunächst wurde gar über eine bevorstehende Gründung 
einer Regierung der Nationalen Einheit spekuliert. 8 

Bei den zahlreichen Demonstrationen und Kundgebungen, 
die inzwischen in Buenos A,res stattfanden, machte die 
politische Opposition allerdings deutlich, daß sie zwar von 
hinter den berechtigten argentinischen Hoheitsanspri.ic::hen 
steht und in dieser Frage der nationalen Souveränität bereit 

6 

ist, das Land gegen den britischen Kolonialismus zu vertei· 
dig~n. Aber sie stellte auch klar, daß dies nicht die Aufgabe 
ihrer Kritik an der Wirtschafts· und Innenpolitik des Regi· 
mes bedeutet. 
Gerade die "' alkland-Kundgebungen werden von der Oppo­
sition jetzt genutzt, um dieser Kritik verstärkten Ausdruck 
zu verleihen. 
Auch die konservative britische Regierung Thateher, de~n 
Wirtsehafts- und Sozialpolitik übrigens erstaunliche Paral­
lelen zu derjenigen der argentinischen Militärs aufweist, 
bemühte sich, aus dem Falkland-Konflikt inn~npolitisches 
Kapital zu schlagen. Warum sonst hätte Margaret Thatcher 
auf die argentinische Besetzung jener in Großbritannien bis 
dato kaum bekannten Inseln mit der Entsendung der größ· 
ten Kriegsflotte seit der Sun-Krise 1956 reagiert? Warum 
sonst hätte sie in London eine wahrhafte Kriegseuphorie 
angeheizt? 

Mit Margaret l'hatcher in den Krieg? 

Unter völliger Mißachtung der völkerrechtlichen Lage beeil· 
ten sich die EG-Staaten, die argentinische Besetzung zu ver­
urteilen, bekundeten sie ihre Solidarität mit [nglands Kolo­
nialansprüchen. Ausgerechnet Frankreich und die Bundes­
republik, die - wie Großbritannien - bis vor kurzem Waf­
fen und Kriegsmaterial an die argentinischen Militärs gelie. 
fert hauen. erkannten plötzlich deren Unterdrückungscha­
rakter und verhängten Handelssanktionen. 
Zu derart weitreichenden Beschlüssen hatten sich die E.G· 
Staaten bislang nicht einmal gegenüber dem von der UNO 
geächteten Apartheidregime Südafrikas durchringen können. 
Offensichtlich wird hier mit zweierlei Maß gemessen. Daß 
man aber künftig auch zu den reaktionären argentinischen 
Militärs wieder gute Beziehungen herstellen will, scheint 
selbstverständlich , denn die Kieler Howaldt-Werft darf un­
terdessen den Bau weiterer Kriegsschiffe fUt die Argentinier 
(onsetzen. 
In einer mißlicheren Lage als die westeuropäischen Staaten, 
deren Wirtschaftssanktionen sich japan Anfang Mai d.j. an· 
schloß, befanden sich allerdings von Anfang an die USA. Sie 
konnten an einem bewaffneten Konflikt um die Falkland· 
Inseln wenig interessiert sein, stritt sich doch hie r ihr bester 
Verbünd~ter in Europa mit jenem in Lateinamerika. Abge­
sehen davon, daß die USA aufgrund der Militärbündnisse der 
NATO und das Rio-Pakts (von 1947) im Falle eines Angrifh 
sowohl England ab auch Argentinien Beistand leisten 
müßten, hat die US-Lateinamerikapolitik in den letzten 
jahren deutlich auf Argentinien als wichtigsten Mitstreiter 
bei der .. Bekämpfung des Kommunismus in Lateinamerika" 
gesetzt. Argentinische Militärs waren nicht nur 1980 am 
Putsch in Bolivien beteiligt, sie helfen bei der Ausbildung 
von Söldnern gegen Nikaragua und bekundeten bereits ihre 
Bereitschaft zu einem größeren Engagement in EI Salva· 
dor.9 

Auch bei den Bemühungen um die _ bislang am Widerstand 
Brasiliens gescheiterte - Gründung eines Südatlantikpaktu 
(SATO) erwies sich Buenos Aires immer als treuer Gefährte 
des US-Imperialismus. Washington spekulierte zudem auf 
die Einrichtung von Militärbasen an der argentinischen Süd· 
atlantikküste. 

Im Falkland-Konflikt unternahm die Regierung Reagan des· 
halb zaghafte Venniulungsversuche , die jedoch keineswegs 
als neutral bezeichnet werde können. Bei der Abstimmung 
über die Resolution 502 des UN·Sieherheitsrates am 13. 
April dJ. verurteilten sie die argentinische Besetzung. Alle 
von US-Außenminister A. Haig unterbreiteten Vermittlungs­
vorschläge - einschließlich des letzten, der am 2.5.1982 
über Peru übenniuelt wurde - beinhalteten die rur Argen. 



tinien nicht akzeptable Forderung nach Abzug seiner Trup­
pen und nach einem zumindest vorübergehenden Verzich~ 
auf seinen Souveränitätsanspruch. 10 

Nach der britischen Landung auf Südgeorgien stellten sich 
die USA am I. Mai d.). offen auf die Seite Großbritanniens 
und erklärten sich bereit, der britischen Marine logistische 
Hilfe zu leisten. tl Gleichzeitig lamentierte man in Washing­
ton, die Sowjetunion, die sich bei der Abstimmung im 
Sicherheitsrat enthalten hatte, und Kuba könnten sich den 
Falkland-Konflikl zunutze: machen und ihren Einfluß in 
Lateinamerika vergrößem. 12 

Der reale Hintergrund dieser Befürchtung besteht darin, daß 
die USA durch dieses Verhalten nicht nur die argentinische 
Unterstützung fllr ihre Mittelamerikapolitik aufs Spiel ge­
setzt, sondern auch andere Bündnispartner in Lateinamerika 
verärgert haben. Mit Ausnahme Trinidad und Tobagos, 
Kolumbiens und Chiles, die sich bereits bei den Diskussio­
nen innerhalb der Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) nicht hinter Argentinien stellten und sich bei der 
OAS-Abstimmung am 28. April dJ. enthielten, haben alle 
lateinamerikanischen Staaten die britische Invasion Groß­
britanniens auf Südgeorgien verurteilt und die Parteinahme 
der Reagan-Administration rur den britischen Imperialismus 
heftig kritisiert. 13 Mit offen kolonialistischen Positionen 
kann man heute auch in Lateinamerika keine Massen mehr 
gewinnen. 
Freilich, Argentinien hatte am 2. April d.]. zur Durchset· 
zung seiner berechtigten Gebieuansprüche zu gewaltsamen 
Maßnahmen gegriffen. Inzwischen hat sich allerdings die 
reaktionäre britische Regierung, die bis dahin "nur" der 
17jährigen Verschleppung der Verhandlungen bezichtigt 
werden konnte, einer wesentlich gröberen Verletzung des 
Völkerrechts schuldig gemacht. Sie bombardierte nicht nur 
den Flughafen der Falkland·lnseln, sondern gab am .3. Mai 
dJ. auch das Kommando zur Versenkung des (außerhalb 
der von ihr als Sperr- und damit quasi Kriegsgebiet deklarier­
ten 200·Meilen·Zone um die Falkland-Inseln befindlichen) 
argentinischen Panzerkreuzers General Belgrano, auf dem 
sich 1042 argentinische Soldaten befanden. Sie beschwor 
damit die Gefahr einer unabsehbaren Eskalation des Kon­
flikts herauf. 
Sie wird schwerlich glaubhaft machen können, daß derartige 
Abenteuer und "Lektionen" dem angeblich verteidigten 
Selbstbestimmungsrecht der 1. 700 Falklandbewohner eher 
dienlich seien als die vom UN·Generalsekretär Perez de 
Cuellar zuvor angebotenen, und von Großbritannien abge­
lehnten, Vennittlungsdienste. Wie die zunehmenden Pro­
teste in England und die heftige Reaktion z.B. Irlands vom 
5.5.1982 - es distanzierte sich von den westeuropäischen 
Wirtschaftssanktionen und bezeichnete Großbritannien als 
Aggressor - zeigen, isoliert sich die Thatcher.Regierung da­
mit nicht nur von den Massen im eigenen Lande, sondern 
auch innerhalb der internationalen Staatengemeinschaft. 

Anmt:rkung.:n: 
I) Vgl. Die Neue, 9.4.1982 und Frankfurter Allgemeine Zeitung 

(FAZ),7.4.1982 
2) Vgl. Intemationallkrald Tribune (IHT), Zürich, 23.4.1982 und 

Die Tageszeitung, 15.4.1982 
3) VgJ. l.l.tin America Weekly Rtport (LAWR), London, 

12.3.1982 
4) Daten nach: Oarin, Buenos Aires, 3.3.1982 
5) Nach: LAWR, 26. und 19.3.1982 
6) Laut: EI Dia, Mexiko-Stadt, 20.3.1982 
7) Vgl. ila-Info, Bonn, Nr. 54fAprii 1982, 5.16 und FAZ, 

15.2.1982 
8) Vgl. EI Pais, Madrid, 7.4.1982 
9) Vgl. Clarin, 10. und 12.3.1982 und Le Monde, Paris, 30.3.1982 

10) Vgl. Granma Weekly Review, 25.4.1982 
11) l.l.ut: FAZ,4.5.1982 
12) VgI.IHT, 3.5.1982 
l!l) Vgl. EI Pah, 3.5.1982 
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Nico Biver Großbritannien -
Weltmachtpolitik ohne Empire? 

Die kriegerischen Auseinandersetzungen um die Falkland· 
Inseln/Malwinen zeigen, daß nicht nur die imperialistische 
Führungsmacht USA mit Gewalteinsatz (Indochina, Mittel­
amerika) versucht, ihren Einfluß in der Welt aufrechtzuer­
halten. Eine auf den Ost-West-Konflikt und die aggressive 
Politik der USA fixierte Weltöffentlichkeit muß mit Erstau­
nen feststeHen, daß der längst für zahnlos gehaltene britische 
Löwe im Stile kolonialer Kanonenboot-Politik versucht, sich 
an eine seiner letzten Kolonien zu klammem. 
Ob allerdings die einstige imperiale Blüte Großbritanniens 
durch kriegerische Abenteuer der konservativen Regierung 
Margaret Thatchers wiederherzustellen ist, scheint mehr als 
fragwürdig. 

Großbritannien war das erste Land, in dem sich die indu· 
strielle Revolution vollzog. Sie war die Grundlage rur den 
britischen Aufstieg zur größten Weltmacht. In der Mitte des 
19. Jahrhunderts wurde in Großbritannien die Hälfte aller 
industriellen Güter der Welt erzeugt. Am Vorabend des 
1. Weltkrieges verfUgte Großbritannien über ein Kolonial· 
reich mit einer Fläche von 33,5 Mio qkm (fast 2/3 der 
Fläche aller Ko lonien) und mit 393,5 Mio Einwohnern. Die 
britische Flotte beherrschte zu diesem Zeitpunkt die Welt· 
meere. 
Das Kolonialsystem wirkte langfristig in doppelter und 
widersprüchlicher Weise auf die britische Wirtschaft: Einer· 
seits bot es günstige Ausbeutungsmöglichkeiten von Roh­
stoffen und Arbeitskräften. Da sie in ihren Kolonien, die 
anderen imperialistischen Mächten verschlossen waren, je­
doch hohe Profite erzielen konnten, vernachlässigten die 
britischen Großkonzerne andererseits die Modernisierung 
der inländischen Industrie. 

B 

Hinzu kam nach dem 1. Weltkrieg der Aufstieg des USo 
imperialismus, der Großbritannien die Herrschaft über die 
Meere streitig machte und zunehmend in seine Märkte ein­
drang. Der 2. Weltkrieg verschlechterte die Position Groß­
britanniens noch weiter. Die Kriegsausgaben erhöhten die 
britische Verschuldung und flihrten zur Liquidierung eines 
Viertels der Kapitalanlagen im Ausland. 

Größter Kapitalexporteur nach den USA 

Die wirtschaftlichen Wachstumsraten Großbritanniens blie­
ben nach dem 2. Weltkrieg hinter denen anderer industrie­
staaten zurück. 1980 wurden in Großbritannien nur noch 
3% der Weltindustrieproduktion erzeugt. Der britische An­
teil am Welthandel (ohne sozialistische Staaten) ging bis 
1981 auf 5,8% zurück; damit lag Großbritannien an 5. Stelle 
hinter den USA, der BRD, japan und Frankreich. l Dieser 
Rückgang ist nicht nur der mangelnden Wettbewerbsfahig­
keit und Anpassungsfahigkeit der britischen Industrie ge­
schuldet, sondern auch dem bis heute noch nicht aufgege­
benen Versuch Großbritanniens, seine ökonomische und 
politische Stellung ungeachtet veränderter Kräfteverhältnis­
se aufrechtzuerhalten. 
Dieses Festhalten am "Empire"-Denken ftihrte u.a. zu be­
sonders hohen Rüstungsausgaben. In den le tzten 30 Jahren 
gaben in der NATO lediglich die USA einen höheren Anteil 
des Bruttoinlanrlsprodukts für Rüstungszwecke aus. Gleich­
zeitig war Großbritannien nach den USA der größte Kapital­
exporteur unter den kapitalistischen Industriestaaten. Resul· 
tat dieser Politik war ein Zurückbleiben der inländischen 



Investitionen, besonders im produktiv. industriellen Bereich 
_ eine Entwicklung, der das britische Monopolkapital be­
sonders mit Kom:entrationsmaßnahmen, forcierter Aus­
landsexpansion sowie mit dem Anknüpfen neuer politischer 
und ökonomischer Bindungen, vor allem zu den USA und 
zur Europäischen Gemeinschaft (EG), zu begegnen suchte.2 

Die Verschmelzung von Unternehmen und der Bankrott 
kleinerer Betriebe haben dazu geführt, daß heute die 25 
größten britischen Konzerne 2/3 der Gewinne des gesamten 
Industriesektors erzielen und seit Mitte der 60er Jahre 1,5 
Mio Arbeitsplätze in der verarbeitenden Industrie verloren 
gegangen sind. 
Großbritannien ist auch heute noch der größte Kapital­
exporteur nach den USA. Das im Ausland investierte Kapi. 
tal belief sich 1978 auf fast 25 Mtd Pfund. 1975 erreichte 
der Gesamtumsalz der ausländischen Tochtergesellschaften 
55,9% des Bruttosozialprodukts Großbri tanniens (USA: 
30,3%), und 264,4% des Exports (USA: 431,5%). Die Ziele 
der Auslandsexpansion haben sich in den letzten Jahren er­
heblich verändert. Der Anteil des Bestandes an Direktinve­
stitionen in Entwicklungsländern ging von 37,0% (1961) auf 
21,6% (1978) zurück, während der Anteil in den USA im 
selben Zeitraum von 9,2% auf 19,6% und in der EG von 
7,5% auf 23,6% anstieg. 3 Dies ist vor allem eine Folge des 
Eintrius in die EG sowie der engeren Bindung an den 
NATO-Verbünde ten USA. 
Zwei Sektoren der britischen Wirtschaft zeichnen sich nicht 
nur durch hohe Profi traten aus, sondern auch durch ein 
schnelles Wachstum. Dies ist die Erdölindustrie, aufgrund 
derer Großbritannien heute mineralische Brennstoffe expor· 
tiert, und die Rüstungsindustrie, die nicht nur für den hohen 
inländischen Bedarf produziert, sondern Gr€lßbritannien 
zum vierten Waffenexporteur der Welt gemacht hat.4 

Die wichtigste Stütze für die Profitsicherung des britischen 
Monopolkapitals ist gegenwärtig die Wirtschaftspolitik der 
konservativen Regierung, die - ähnlich wie der wirtschafts· 
politische Kurs der Reagan-Administration - neoliberalen 
Grundsätzen folgt. Das inländische Monopolkapital soll auf 
Kosten der arbeitenden Bevölkerung und der kleinen Unter­
nehmen saniert werden. Sozialausgaben und Beschäftigungs­
progTamme wurden gekürzt, die Rüstungsausgaben und die 
Mehrwertsteuer erhöht; Subventionen werden nur noch an 
starke Unternehmen vergeben. 
Durch Rationalisierungen und Betriebsschließungen gingen 
hunderttausende von Arbeitsplätzen verloren. Der Lohnab­
bau, der durch die Arbeitslosigkeit und die Einschränkung 
der Rechte der Gewerkschaften erreicht wird, und der So· 
zialabbau, führten zu einem Nachfragemangel, der durch 
verstärkten Export ausgeglichen werden soll. Gleichzeitig 

Großbritannien·Daten 
Territorium: 224.108 qkm (fast so groß wie die BRD) 
Bevölkerung: 56,1 Mio (Mine 1980) 
Hauptstadt: London, mit 7,03 Mio Einwohnern (1976) 
Sprache: Englisch, Rl:ste keltischer Sprachen 
Religion: Mehrheitlich Angehörige der Anglikanischen Kirche; 
große Minderheiten von Presbyterianern, Katholiken, Juden und 
Moslems 
Währung: Pfund Sterling; I Pfund = 4,324 DM Oanuar 1982) 
Staatsform: Konnitutionelle Monarchie mit dem(r) König(in) als 
Staatsoberhaupt (z.Zt. Königin Elizabeth 11.). Höchstes gesetzge· 
bendes Organ ist das Parlament, das sich offiziell aus dem Unter· 
haus. dem Oberhaus und der Königin zusammensetzt. Die E"eku­
live, die zwar formal bei der Königin liegt, wi rd in der Pr .. "i! vor 
allem vom Premienninister(in), z. Zt. M. Thatcher, ausgeübt. Legis· 
lativorgan ist hauptsächlich du Unterhaus. 
Bei den Wahlen - die nach dem Mehrheitswahlrecht erfolgen - im 
Mai 1979 erhielt die Konservative Partei 339 Situ (43,9%), die 
Labour Partei 268 Sitze (36,9%), die Liberale Partei 11 Sitze 
(13,8%) und andere 17 Sitze. Durch Abspaltung des rechten Flügels 
der Labour Partei entstand die Sozialdemokratische Partei, die 
durch Übertritte und Nachwahlen im Biindnis mit der Liberalen 
I'artei bereits über mehr als 20 Sitze verfügt. 
Wirtschaft und Soziales.: Mit einem Bruttosozialprodukt von 6.320 
Dollar pro Kopf nimmt Großbritannien im Jahr 1979 den 17. Platz 
unter den kapitalistischen Industrieländem ein. Die Industrie trägt 
zu 36%, die Landwirtschaft zu 2% und der Dienstleistungssektor :tu 

6~ zum Bruttoinlandsprodukt bei. Die Wirtschaftspolit ik der 
Thatcher·Rl:gierung und die Wirtschaftskrise haben zu einem 
Rückgang der Produktion des Verarbeitenden Gewerbes auf da5 
Niveau von 1968 geführt; die Reallöhne ~ind ge~unken, die ArbeitJ­
losenzahl hat 3 Mio überschritten. 
Geschichte: 
1648 Bürgerliche Rl:volution 
1914 Teilnahme am I. Weltk.rieg 
1939 Kriegscrk.lärung an Deutschland 
1945 Griindungsmitglied der UNO 
1947/48 Indien, Pakistan, Ceylon und Burma werden unabhängig 
1949 Griindunpmitglied der NATO 
1952 Thronbesteigung von Elizabeth ß. 
1956 Suez·Aggression gegen Ägypten 
1957-65 21 Kolonien, bcsonden in Afrika, werden unabhängig 
1973 Beitritt zur Europäischen Gemeinschaft (EG) 
1979 Machtantritt der konservativen Thatcher-Rl:gicrung 

wurden alle Schranken, die die Profitentwicklung hemmen 
- Preis-, Dividenden- und Devisenkontrollen -. aufgehoben. 
Die Folge sind Preissteigerungen, die explosive Erhöhung 
der Dividenden sowie ein noch stärkerer Kapitalexport. 

Hauptziel der Außenpolitik Großbritanniens ist es, eine wei­
lere Veränderung des internationalen Kräfteverhältnisses 
zuungunsten des Westens zu verhindern sowie die Absatz­
märkte und Rohstoffquellen zu erhalten. 
Dies erfordert einerseits das enge Bündnis mit den USA, das 
auch der engen Vernechtung zwischen britischem und US­
amerikanischem Monopo lkapital entspricht. Während ihres 
USA-Besuches im Februar 1981 erklärte Margaret Thatcher: 
"Wir in Großbritannien halten zu Ihnen. Amerikas Erfolge 
werden unsere Erfolge sein. Ihre Probleme werden unsere 
Probleme sein ... In Großbritannien werden Sie e ine prompte 
Antwort finden, einen tapferen, unerschütterlichen und 
treuen Alliierten."~ 
Großbritannien hat alle Hochrüstungsforderungen der USA 
unterstützt, die Einftihrung von Trident-U-Boot-Atomrake­
ten beschlossen sowie der Installierung von 160 Cruises 
Missiles auf britischem Boden zugestimmt. Die Flotte soll 
zugunsten der Bildung einer eigenen weniger kostspieligen 
Eingrciftruppe abgebaut werden. 
Die Thatcher-Regierung nahm die Ereignisse in Afghanistan 
und Polen zum Anlaß, um die Beziehungen zu den soziali­
stischen Ländern zu verschlechtern. Mit dem Angebot, Zu­
geständnisse in der Nordirland- und Gibraltarfrage zu 
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machen, fördert Großbritannien den Eintritt Irlands und 
Spaniens in die NATO. 
Die Allianz mit den USA dient auch dazu. die Interessen 
Großbritanniens in der Dritten Weh zu schützen , wie es sich 
jetzt in der Auseinandersetzung mit Argentinien gezeigt hat 
(vgl. den Beitrag von Juna Weber in diesem Heft). Als Ge­
genleistung macht Großbritannien in seinen ehemaligen 
Kolonien in bestimmten Fragen seinen Einfluß fUr die USA 
geltend, stellt ihnen Stützpunkte in seinen Rest-Kolonien 
zur VerfUgung (z.B. auf Diego Garcia) und hilft, den US­
Konfrontationskurs in der NATO durchzusetzen. 
Freundschaftsdienste erweist die Regierung Thatcher den 
USA auch in Mittelamerika. Großbritannien ist das einzige 
EG-Mitglied, das die Interventionspolitik der USA vorbe­
hahslos unterstützt. Dies drückt sich darin aus, daß Groß­
britannien der drittgrößte Geldgeber der salvadorianischen 
Junta im letztenjahr war, als einziges EG-Mitglied Beobach­
ter zu den Schein-Wahlen im März 1982 entsandte und an 
den US-Seemanövern in der Karibik in den jahren 1981/82 
teilnahm. 
Andererseits erfo lgte auch der Beitritt zur EG im J ahre 
1972 nach dem Primat britischer Interessensicherung. Von 
der damit einher gehenden engeren Bindung an Westeuropa 
versprachen sich die Führungskreise Großbritanniens neue 
Märkte und Investitionsmöglichkeiten sowie günstigere Be­
dingungen fUr die Wiedererlangung ihrer internationalen 
Weubewerbsrähigkeit.6 Mit dem EG·Beitritt war die Mög' 
lichkeit gegeben, in die mit der EG assoziierten 60 AKP 
{Afrika, Karibik , Pazifik).Staaten einzudringen. Allerdings 
wurde damit auch der Bereich der im Commonwealth zu· 
sammengeschlossenen ehemaligen britischen Kolonien dem 
Einfluß westeuropäischer Konkurrenten weiter geöffnet. 

Außenpolitik zwischen USA- und EG-Bindung 

Die engen Bindungen an die USA und die EG fuhren bei 
Interessenkonflikten zwischen den beiden imperialistischen 
Zentren zwangsläufig zu einer widersprüchlichen Politik 
Großbritanniens. So wurden z.B. die Maßnahmen der USA 
zu Afghanistan, Iran und im Nahostkonnikt zwar verbal un­
terstü!zt, aber dann schließlich doch die EG·Position mitge. 
tragen. Großbritannien stellt in derartigen Situationen oft 
die Gesamtinteressen des Westens heraus. 
Als ehemalige Kolonialmacht und als zweitgrößter Investor 
in der Dritten Welt hat Großbritannien don immer noch 
sowohl 'Einflußmöglichkeiten, als auch beträchtliche wirt­
schaftliche Interessen. Die Thatcher-Regierung unterstützt 
deshalb die Bestrebungen der USA, den Geltungsbereich der 
NATO auszudehnen und Eingreif truppen zu bilden. Als ehe­
malige Kolonialmacht ist Großbritannien durchaus auch in 
der Lage , einen eigenständigen Beitrag zur Wahrung der 
"vitalen Interessen" des Westens zu leisten. 
Das ehemalige koloniale Großreich Großbritanniens ist zwar 
auf wenige Pünktchen auf der Weltkarte zusammenge­
schrumpft. Diese haben teils wirtschaftlichen Wert, so das 
Erdölscheichturn Brunei in Südostasien, Hongkong (China. 
Handel), Malwinen (Erdöl), die Bahamas und die Cayman+ 
Inseln (Banken-Paradiese). Teils sind sie immer noch von 
beträchtlichem strategischem Wert: Gibraltar am Westein· 
gang des Mittelmeers, Ascension und St. Helena im Atlanti­
schen Ozean, Diego Garcia im Indischen Ozean und die Mal­
winen nahe der Antarktis. Diego Garcia und Ascension sind 
Militärstützpunkte der USA. Britische Truppen stehen auf 
Zypern, in Belize, in Nordirland und in der BRD. 
Die ehemaligen Kolonien am Persischen Golf werden mit 
Waffen und Militärberatern versorgt. Großbritannien betei­
ligte sich im Oman jahrelang am Krieg gegen die Volksfront 
für die Befreiung des Oman (PFLO) und hat heute dort 
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6.000 Mann stationiert , zumeist Ausbilder und Militärbera­
ter. Die Beziehungen zu den ehemaligen arabischen Kolo­
nien und die Tatsache, daß Großbritannien selbst über Erdöl 
verfUgt, erleichtern es dem britischen Imperialismus, Ver­
handlungen über den Nahostkonflikt im Sinne der EG·lnitia· 
tive zu fUhren und seine militärische Präsenz in der Region 
auszubauen. Bei einer Reise in die Golfregion im Mai 1981 
versuchte Margaret Thatcher die schneIJe Eingreiftruppe 
schmackhaft zu machen. Und sie konnte einige Verträge 
über WaffenJieferungen abschließen. 
Neben den USA und der BRD ist Großbritannien die Haupt. 
macht. die eine Konfliktlösung in Namibia und der Repu. 
blik Südafrika (RSA) verhindert. Da das britische Kapital 
nach wie vor den größten Anteil am Auslandskapital in der 
RSA hält und dort hohe Profitcaten erzielen kann, lehnt 
Großuritannien einen Wiruchafuboykott gegen den Rassi­
stenstaat ab, ohne allerd ings im Falle der UdSSR und Argen­
tinien! vor einer solchen Maßnahme zurückzuschrecken. 
Die meisten der ehemaligen britischen Kolonien sind mit der 
ehemaligen Kolonialmacht über das 1926 gegründete Com­
monwealth of Nations verbunden. Nachdem die Kolonien 
unabhängig geworden waren. versuchte Großbritannien, die­
sen Markt gegen andere imperialistische Mächte abzuschir­
men. Zu diesem Zweck wurden das 1934 geschlossene Zo\]­
präferenzsystem und die Bindung der Währungen der Mit­
glieds länder an das britische Pfund Sterling beibehahen. Mit 
dem Beitritt zur EG wurde das britische durch das EG·Präfe· 
renzsystem abgelöst. 
75% der britischen Direktinvestitionen in Entwicklungslän­
dern entfielen in den 60er jahren und Anfang der 70er jah­
re auf die ehemaligen britischen Kolonien. Erst mit dem 
Eintritt in die EG hat dieser Anteil abgenommen. Das glei­
che gilt für den Handel mit den Entwicklungsländern. 
Das Resultat dieser Entwicklung ist, daß das Common­
wealth seine einst ige ökonomische Bedeutung mehr und 
mehr verloren hat. Politisch-kulturelle Einflußmöglichkeiten 
sind Großbritannien jedoch geblieben, vor allem deshalb, 
weil die führenden Politiker dieser Länder fast durchweg 
durch das britische Bildungs- und Kultursystem geprägt 
sind. 
Das Commonwealth ist heute allerdings kein willf;ihriges 
Anhängsel des britischen Imperialismus mehr. Obwohl 
Großbritannien Kanada, Australien und Neuseeland im 
Commonwealth über den größten Einfluß verfUgen, den sie 
in ihrem Interesse nutzen, ist es den Entwicklungsländern 
gelegentlich gelungen, dort fortsc hrittliche Positionen 
durchzusetzen. So mußte die Regierung Thatcher schon 
bald nach ihrem Amtsantritt Anfang 1980 von der Anerken­
nung der internen Regelung in Zimbabwe absehen und den 
Weg zur Unabhängigkeit freimachen. 
Zusammenfassend läßt sich sagen: Zwar hat die Politik der 
Regierung Thatcher die Verwertungsbedingungen der briti­
schen Groß konzerne verbessert und die Rüstungsindustrie 
zum florieren gebracht. doch hat dies den Rückgang des 
wirtschaftlichen und damit auch des politischen Gewichts 
Großbritanniens im Wehrnaßstab bislang kaum aufhalten 
können. 

Anmerkungen: 
1) Vgl. Frankfurter Allgemeine, 10.5.1982 
2) Vgl. zu den Zahlenangaben der vorhergehenden Abschnitte: J. 

Gruner, Großbritannien und die EWG, OWI·Forschungsheftc: 
4/1970, Bc:rlin 1970, passim; SIPRI (Hrsg.), Rüstungsjahrouch 
'SO/SI; Weltbank, World Dc:vdopment Report 19SI, Washington 
oe 1981 

3) Vgl. Internationale Monopole, Berlin 1978, S. 70ff. und S. 100f. 
4) Vgl. SIPRI, a.a.O., S. 93 
5) Zit. nach: 5. Volodin, British Amhitions and Reality, in: Inter· 

national Affairs, MOlkau, Nr. 7/1981,5.57 
6) Vgl. P. Unwin, Britain's Forc:ign Poliey Opportunities: Part I _ 

The Global ConteKt, in: International Affairs, London, Nr. 
2/1981,5.227 



Guatemala 

Interview mit Miguel Angel Albizurez 

Das Volk hilft der Guerilla 

;\1igueJ Angel Albizurez, Vizepräsident des im Februar 1982 
gegründeten breiten Oppositionsbündnisses Guatemalte­
kisches Komitee der Patriotischen Einheit (CGUP) und Vor­
sitzender des Nationalen Komitees für die: Einheit dcr Ge:­
wcrkschaften (CNUS), weilte Ende März d.J. in der Bundes­
republik. In einem crsten Gespräch mit dem AlB (siehe AlB 
5/ 1982, S. 7.1 0) ging er u .a. auf die Wahlfarce vom März 
1982, den oppositionellen Vcreinigungsprouß und die ille­
gale Arbeit der guatemaltekischen Gewerkschaftsbewegung 
ein. Im zweiten, hier vorgestellten AlB-Gespräch schildert 
M. Angel Albizurez die Kampfsituation mit Blick auf den 
bewaffneten Widerstand und wertet die Rolle Mexikos. 

AlB: Trifft die schwierige Lage der Opposition. die sie fUr 
die Betriebsgruppen- und Gewerkschaftsarbeit skizzierten 
generell fUr die politische Arbeit zu? Oder muß man hier 
deutlich zwischen ländlichem lUld städtischem Bereich 
lUlterscheiden? 

M. ANGEL ALBIZUREZ: Es ist überall schwierig. In den 
Städten gibt es effektivere Kontrollmet hoden, die das Re­
gime mit Hilfe der Israelis und der Argentinier entwickelt 
hat, auch was Kontrollmechanismen wie die Medien angeht. 
Das erschwert die Arbeit sehr, sowohl in der Stadt wie auch 
auf dem Land. Das andere ist die Präsen1; des Heeres und 
von Geheimagenten in den verschiedenen Landesteilen, die 
die politische Arbeit sehr erschweren. 

Die Machete mit dem Gewehr vertauscht 

AIB: Inwiefern ist die Ausgangslage ftir die Untecgrundar­
beit auf dem Lande eine andere? 
M. ANGEL ALBIZUREZ: Man kann nicht sagen, daß es auf 
dem Land mehr 1;U tun gibt; aber auf dem Land wohnen 
mehr Menschen. Die Indios leben alle auf dem Land und 
machen in Guatemala über 60% der Gesamtbevölkerung aus. 
In Guatemala gibt es zum erstCllmai in Lateinamerika eine 
aktive Teilnahme der Indios. Der Indio verwandelt seine 
Machete in eine Waffe, oder er läßt seine Machete liegen, 
geht in die Berge und nimmt dort das Gewehr in die Hand. 
AlB: Kann man davon sprechen, daß die Bevölkerung aktiv 
die Guerilleros lUlterstützt? Wenn ja, wie äußert sich das? 
M. ANGEL ALBIZUREZ: Die Bevölkerung nimmt aktiv am 
Krieg teil. Sie kämpft nicht nur mit der Waffe in der Hand , 
sondern organisiert sich in den verschiedenen Dörfern, nicht 
nur in Verteidigungs. oder Selbstschutzorganisationen . Sie 
unterstützt den Kampf auch ökonomisch. 
Bei ihren beschränkten Mitteln kann die Unterstützung 
durch die Bevölkerung nur gering sein. Trotzdem gibt es 
einen Beitrag, eine Unterstützung, und immer wenn es eine 
Aktion der Guerilla gibt, gibt es Deckung durch d ie Bevöl­
kerung, z.B. durch Aktionen auf den Straßen, um dem Heer 

den Zugang zu bestimmten Stellen zu erschweren. 
In den Städten ist es schwieriger, es gibt weniger Möglichkei­
t,m, man kann sich nicht öffentlich äußern. Aber die Arbeit 
hat andere Merkmale. Es gibt mehr Orte, an denen man sich 
bewegen kann, die Stadt ist größer. Es gibt in der Haupt­
stadt mehr als I Mio Einwohner, was auch in bestimmtem 
Maße eine Mobilisierung erlaubt, die auf dem Land nicht 
möglich ist, wo das Militär kommt und direkt Massaker 
durchfUhrt. 

AlB: Dieser S taats terrorismus ist doch offenbar - wie 
kürzlich Eduardo Galeano veranschaulichte (siehe AlB 
2/1982, S. 8.9) - in letzter Zeit noch schlimmer geworden , 
oder? 
M. ANGEL ALBIZUREZ: Oh ja. 1981 wurden 14 Dörfer 
dem Erdboden gleichgemacht und die gesamte Ernte: ver· 
nichtet. Denn das Heer is t der Meinung, daß die Ernten dazu 
dienen, die Guerilla zu unterstützen; also bringen sie Hüh­
ner, Haustiere, alles um, was ihnen über den Weg läuft, nicht 
nur um die Bevölkerung zu terrorisieren, sondern um eine 
stärkere Unterstützung der Guerilla zu verhindern. 
Was sicher ist, ist, daß das Heer in Guatemala Feinde hat, 
daß es überall, wo es hinkommt, auf Feinde trifft, ob das 
Arbeiter sind, Indios oder Studenten; es kann nirgends si­
cher sein. Das ist die Angst, die Schwäche des Heeres, das 
sich auf dem Land oder in der Stadt schon nich t mehr so 
leicht bewegen kann. 
AlB: Man hört, daß die Haltung Mexikos gegenüber Guate­
mala anders ist als gegenüber EI Salvador. Wie sehen Sie die 
Rolle Mexikos? 
M. ANGEL ALBIZUREZ: Mexiko hat in der Geschichte 
immer eine ziemlich gute Außenpolitik betrieben, d.h. in 
bezug auf die Befreiungsbewegungen in anderen Ländern, 
und in bezug auf EI Salvador und Nikaragua eine wichtige 
Rolle gespielt. 
Wir Guatemalteken hoffen nur, daß die Außenpoli t ik Me­
xikos die gleiche bleibt. Es ist klar, daß es reale Probleme 
gibt; wir sind Nachbarstaaten, lUld das fUhrt natürlich zu 
einem anderen Herangehen. Aber wir glauben, daß Mexiko, 
wenn es möglich ist, an dieser Po litik festhäh. 
Sowei t wir wissen, gibt es in bezug auf Guatemala noch 
keine feste Meinung. Es ist wichtig zu unterstreichen, daß 
Lopez Portillo zweimal seinen Besuch in Guatemala abge­
sagt hat, der für einige Sektoren des Regimes die Anerken­
nung bedeutet hätte. Das letzte Mal war dies im let1;ten 
September der Fall. Das ist sehr positiv. 
Das andere sind öffentliche Erk lärungen der mexikanischen 
Regierung, die eine Ablehnung einer In tervention in MitteI­
amerika beinhalten. Wenn man die Intervention der Regie­
rung Reagan in Mittelamerika ablehnt, bezieht sich das auch 
auf Guatemala. Dazu kommt die Haltung Mexikos in be1;ug 
auf das Selbstbestimmungsrecht der Völker. Es hat immer 
das Recht auf SeJbstbestimmlUlg betont. 

" 



Südafrika 
Jürgen Ostrowsky 

Widerstand gegen 
Bothas "totale Strategie" 
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"Cholera-Epidemie außer Kontrolle", meldete die Frank­
furter Allgemeine Zeitung kürzlich aus Südafrika und führte 
aus: "Die Epidemie war bishe r so gut wie ausschließlich auf 
die von Schwarzen bewohnten Territorien ... sowie auf die 
schwarzen 'Homelands' beschränkt ... Die Cholera tritt in 
Südafrika als eine Krankheit der Armen auf; die kritischen 
Zeitungen des Landes verweisen gerne auf die Zusammen­
hänge mit der 'Apartheid', mit dem krassen sozialen Gefalle. 
Die ausschließlich von Weißen bewohnten Städte und Stadt­
teile der Republik. mit ihrer hervorragenden Trinkwasser­
versorgung, sind von der Epidemie kaum berührt."l 
Soviel zu den Resultaten eines Vierteljahrhunderts offiziell 
betriebener .. getrennter Entwicklung", mit der die National· 
Partei 1948 nach ihrem Wahlsieg begonnen hatte. 

Die Ziele dieser Politik sind seither unverändert geblieben. 
Unmißverständ lich machte der gegenwärtige Premiermini­
ster des Rassistenregimes, Pieter W. Botha, im August 1981 
allen Zweinem klar, daß in Südafrika .. Selbstbestimmung 
der Weißen" "weiße Vorherrschaft" bedeute. 2 

Diesem historischen Irrs inn, das Konzept der rassistischen 
Herrschaft in Südafrika zu verteidigen, es zugleich aber 
durch einige Korrekturen den veränderten Bedingungen an· 
zupassen, dient P.W. Bothas Politik der "totalen Strategie". 
Formuliert im Verteidigungsweißbuch von 1977 {Amtschef 
damals: P.W. Botha} als Kombination von Aktivitäten auf 
"militärischem, psychologischem, wirtschaftlichem, politi· 
sehern (und) soziologischem Gebiet", stellt diese Strategie 
das Instrument dar, mit dessen Hilfe Südafrikas Regime sich 
gegen den wachsenden Widerstand zu behaupten und sein 
leicht retouchiertes Programm der Apartheid durchzusetzen 
hofft. 

Dieses Konzept wurde in Form eines 12-Punkte·Plans ge· 
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faßt, den P.W. Botha im August 1979 vortrug. Er enthält im 
wesentlichen folgend e Optionen: der völlige Ausschluß der 
Afrik'lner von jeglicher Te ilhabe an der Macht - außer 
durch ihre pseudounabhängigen "Bantustans" - bleibt das 
Hauptziel (und damit bleibt auch das profitable System der 
Wanderarbeit erhalten); es soll versucht werden, die Bevöl· 
kerungsgruppen der Inder und der "Farbigen" (der Misch· 
linge) in eine Allianz mit der weißen Minderheit zu ziehen ­
freilich nach den Bedingungen der Weißen und unter ihrer 
Kontrolle; neu aufgeputzt wurde zudem die Idee der Bil· 
dung einer Gemeinschaft der Staaten des Südlichen Afrika ­
wiederum selbstredend nach den Vorstellungen des Regimes 
in Pretoria.3 

Von Mehrheitsherrschaft der Bevölkerungsmehrheit der 
Afrikaner war keine Rede - P.W. Botha: "Wenn es hierüber 
zur Konfrontation kommen muß, dann muß es eben ... 4 Der 
Weg des Regimes ist mithin vorgezeichnet: Er bedeutet 
Unterdrückung, Gewalt, Terror und Krieg - gegen das "ei· 
gene" Volk w ie gegen diejenigen Nachbarn, die sich dem 
Willen der weißen Herrenmenschen·Minderheit widersetzen. 
Noch nie in seiner Geschichte war Südafrika so aggressiv wie 
während der Regierungszeit Pieter W. Bothas. Im Zentrum 
stehen die unausgesetzten Angriffe gegen die Volksrepublik 
Angola, die eine "Lösung" der Namibiafrage im Sinne Pre· 
torias begünstigen so llen.5 Auf keinen dieser nagranten 
Völkerrechtsbrüche reagierte de r Westen, der so eilends mit 
einem Argentinien·Embargo zur Stelle war, je mit dem ein· 
zig adäquaten Schritt, einem totalen Boykott Südafrikas. 
Das Regime in Pretoria kann sich seiner Freunde sicher sein 
- so sicher, daß z.B. General M. Malan jüngst vor dem Paria· 
ment neue, noch weitergehende Angriffe gegen angolani· 
sches Gebiet vorankündigte.6 

Kein Halten an Südafri kas Grenzen 

Das Pendant zu Südafrikas aggressiver Politik gegenüber den 
Nachbarstaaten stellt der innenpolitische Terror des militari· 
sierten und zentralisierten Machtapparates dar. 
Das heißt mitnichten, daß die Bekämpfung der Freiheits· 
kämpfer an den Grenzen Südafrikas aufhört. Südafrikas 
Geheimdienst, der in NIS (Nationaler Nachrichtendienst -
ähnlich also dem CIA) umbenannt wurde, ist verantwortlich 
fUr die Ermordung von 12 Angehörigen des Afrikanischen 
Nationatkongresses (ANC) im j anuar 1981 in Matolal 
Mo~ambique (siehe AlB 4/198 1, S.32); auf sein Konto geht 
der Mord am ANC-Repräsentanten in Zimbabwe, Joe Gqabi , 
am 31. juli 1981, sowie schließlich der Bombenanschlag auf 
das Landoner ANC-Biiro am 15. März 1982. 
Eine Bilanz des Terrors1 für das jahr 1981 liest sich so: 
• Mindestens 620 Personen wurden im Verlauf des jahres 
aufgrund von politischen Aktionen verhaftet. Von vielen 
fehlt jede Spur. Bezeichnend: Allein 249 wurden im Ban· 
tustan Ciskei festgenommen, das im Dezember 1981 fUr 



"unabhängig" erklärt wurde. 
• Mindestens 157 Menschen befanden sich 1981 unter 
Bann, jener Form sozialer Isolation, die der Justizminister 
ohne jede gerichtliche Prüfung verhängen kann. Im Januar 
1982 wurde die Bannverfügung gegen Winnie Mandela, die 
Ehefrau des 1964 zu lebenslanger lIaft verurteilten ANC 
Führers Nelson Mandela, erneuert. Winnie Mandela selbst 
lebt nunmehr seil Januar 1963 mit nur einer Unterbrechung 
von knapp einem Jahr unter Bann. 
• 22 Menschen erhielten Gefingnisstrafen aufgrund von 
Staatssicherheitsgesetzen, davon 15 im Zusammenhang mit 
ANC·Aktionen. Genaue Zahlen liegen jedoch im Dunkeln. 
• Nachdem bereits drei ANCKämpfer - N. Lubisi, N. 
Manana und P. Mashigo - seit 1980 der Gefahr ausgesetzt 
sind, hingerichtet zu werden, verurteilte ein Rassistengerichl 
am 19. August 1981 drei weitere ANC·Mitglieder zum 
Tode: A.B. Tsotsobe,j. Shabangu und D. Moise. 
• Die Zahl der seit 1963 in Polizeihah aufgrund von Sicher· 
heitsgeselzen Feslgehaltenen und dabei auf "merkwUrdige" 
Weise Umgekommenen stieg in den letzten r-.lonaten auf 55. 
Ein über 200 Seiten starkes Dossier mit detaillierten Anga­
ben über Folter und Tötungen durch Polizisten wurde vor 
kurzem von einer Gruppe Experten dem Büro für Menschen­
rechte der Vereinten Nalionen übergeben. 

Und der Ausbau des Unterdrückungsapparates geht weiter. 
So wird z.B. die Knebelung der Presse vorangetrieben, wenn 
die Empfehlungen der Steyn.Kommission Wirklichkeit wer· 
den. Danach ist u.a. die Bildung eines Allgemeinen Rats rur 
journalisten vorgesehen, bei dem sich alle journalisten zu 
registrieren hätten und der aufgrund eines Verhaltenskodex 
gegen journalisten bis zum Berufsverbot vorgehen könnte. 

Verschärfung der Sicherheitsgesetze 

Eine ande~ KommiSSion, die Rabie·Kommission zur Unter· 
suchung der Sicherheitsgesetzgebung, legte gleichfalls Emp­
fehlungen vor, die von ebenso faschistischer Denkart zeu­
gen. Einer ihrer Vorschläge verlangt von ,Jedem, der den 
Verdacht hegt, daß eine andere Person" das "begangen hat 
oder zu begehen beabsichtigt", was im Apartheidstaat "Ter­
ror", "Subversion" oder "Sabotage" heißt, dies der Polizei 
anzuzeigen. Unterlassung hätte Bestrafung nach denselben 
Gesetzen zur Folge - einschließlich der möglichen Todes· 
strafe. 8 "Volksgerichtshof".Mentalität greift um sich in 
Südafrika. 
Erschreckend - und vor solchem Hintergrund zugleich auf­
schlußreich - ist die liebevolle Mühe, mit der große Teile 
der bundesdeutschen Presse dennoch die historisch längst 
überholten Anpassungsmanöver des Regimes als "Reform­
politik" zu verkaufen suchten und suchen. Selbst das Kon· 
zept der sog. Verfassungsreform blieb von solchem Lob 
nicht ausgespart. Danach wird den Bevötkerungsgruppen der 
Inder und der "Farbigen" eine Pseudo-Reprnsentanz ohne 
wirkliche Entscheidungsgewalt neben dem Regierungsappa­
rat der weißen Minderheit zugewiesen. 
Nach dem Motto "teile und herrsche" erhielten Inder und 
Farbige u.a. jeweils eine parlamentarische Vertretung paral­
lel zum weißen Parlament, desgleichen eigene Ministerpräsi­
denten, die neben weiteren Ministern in einem Kabinettsrat 
zusammen mit den weißen Ministern säßen. Das letzte Wort 
hätte in jedem Falt jedoch der (weiße) Staatspräsident; die 
Afrikaner blieben allemal ausgeschlossen. 
Daß über diese kosmetische Veränderongsabsicht ein erbit­
terter Streit innerhalb der herrschenden National-Partei bis 
hin zur Abspaltung einer Gruppe unter Führung des Poli· 
tikers Andries Treumicht ausbrach, geht freilich weniger auf 
grundSätzliche Erwägungen zurück. "Der Unterschied zwi-

sehen P.W. Botha und A. Treurnicht", formulierte die 
Financial Mai! bündig, "ist letztlich der: Ersterer sucht einen 
Ausgleich mit gewissen Schwarzen (womit hier Inder und 
Farbige gemeint sind; d. VerO - aber zu den Bedingungen 
der Weißen; letzterer verachtet einen solchen Ausgleich als 
Schwäehe."9 

Feme gegen weiße "Verräter" 

Dennoch macht diese Auseinandersetzung innerhalb des 
herrschenden Lagers deutlich, daß Differenzen bestehen im 
Hinblick darauf, wie der sich zuspitzenden Krise des Regi­
mes zu begegnen ist. Sie macht deutlich, daß Umgruppierun. 
gen und Polarisierungen der politischen Kräfte stattfinden. 
In diesem Prozeß gehört es zu den flir das Regime beängsti­
gendsten Erscheinungen, daß am Rande des "weißen 
Blocks" Auflösungslendenzen stärker werden, die auch 
durch den "Liberalismus" südafrikanischer Prägung nicht 
mehr kanalisierbar sind. 

Eine konsequente weiße Opposition hat es in Südafrika, zu· 
mal nach 1948, stets gegeben; etwa in Form des Kongresses 
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der Demokraten, der mit dem ANC und anderen Organisa­
t ionen 1955 die Kongreßalliam: bildete, d ie das nach wie vor 
gültige Programm des ANC, die Freiheitscharta (Wortlaut in: 
AlB-Sonderdruck 1/ 19 77, S_ 4-5), verabschiedete; oder in 
der Kommunistischen Partei Siklafrikas, deren Mitglieder im 
und mit dem ANC zusammenarbeiten_ 

Die sich seit einiger Zeit verstärkende weiße Opposition 
rekrutiert sich aus unterschiedlichen Gruppen der Bevölke­
rung. Von besonderer Bedeutung ist hie runter die wach­
sende Zahl der Kriegsdienstverweigerer, von denen sich 
Hundert& bereits ins Ausland abgesetzt haben, andere hin­
gegen im Lande drakonische Bestrafungen auf sich genom­
men haben. Dabei stammen Gegner des r.tssistischen 
Systems keineswegs mehr allein aus dem englischsprechen­
den weißen BevölkerungSleiJ. Umso fanatischer verfo lgt das 
Regime solche "Abtrünnigen" aus den eigenen Reihen. 
Am 25. April 1982 meldete die F AZ die Verurte ilung einer 
Lehrerin, einer Nichte des Hir Südafrikas Schwa.rze zustän­
digen Ministers Koomhof, zu einer Haftstrafe wegen kon­
spirativer Unterstützung des ANC: "Der Staatsanwalt hatte 
die Täterin als 'gefahrliehe Terroristin ohne Revolver' und 
als 'Verräterin des Volkes und des Landes' gebrand­
markt."IO 
Den einer prominenten Industriellenfamilie entstammenden 
Studentenschaftsführer Andrew Boraine hatte das Regime 
im Vorjahr mit Bann belegt. Doch auch Mord gehört zu den 
Waffen der Verteidiger der Apartheid gegenüber "Verrä­
tern". Dr. Neil Aggett, Arzt und Gewerkschafter, wurde An­
fang dieses j ahres Opfer eines jener seluamen "Selbstmor­
de" in Polizeigewahrsam. 

Todeskommandos und Femeorganisationen wie "Scorpio" 
machen seit jahren jagd auf Apartheid-Gegner. Auf ihr 
Konto geht die Ennordung des schwarzen Rechtsanwalts 
und ANC-Mitglieds Griffiths Mxenge im November 1981. 
Eines ihrer e rsten Opfer war 1978 der weiße journalist 
Richard Turner. 
Die Lehrerin Koomhof und Dr. Aggett (dem ANCKontakte 
zur Last gelegt wurden) sind zwei Beispiele damr, daß sich 
auch unter Südafrikas Weißen der Widerstand gegen das 
System am ANC als Hauptkraft dieses Kampfes 7.U orien­
tieren begonnen hat. Für den ANC seinerseits mag Winnie 
Mandelas Äußerung stehen: " Ich betrachte sie als meine 
Brüder im Freiheitskampf... Wir betrachten sie nicht als 
Weiße, sie sind unsere Brüder in der Unterdrückung, die in 
diesem bitteren Kampf mit uns zusammen kämpfen.·'ll 

AufschwWlg von ANC und Gewerkschaftsbewegung 

Die zunehmende Opposition Weißer, vor a llem aber ihre 
Radikalisierung, ist freilich nur ein Symptom des auf allen 
Ebenen anwachsenden Kampfes. 
In besonderem Maße gilt das rur Südafrikas schwarze Arbei­
terklasse, die in den ktzten zwei jahren aktiver geworden ist 
denn je. Kam es 1979 zu 100 Arbeitsniederlegungen, so 
waren es 1980 bereits 207, und 1981 stieg die Zahl au f 342. 
Im gleichen Maße wuchsen die schwarzen Gewerkschaften, 
und darunter insbesondere diejenigen, die sich weigerten, 
sich registrieren zu lassen. Ganze elf von 34 schwarzen Ge­
werkschaften unterwarfen sich dieser Disziplinierung. Die 
Siidafrikanische Vereinigte Arbeiter-Union (SAAWU) dage­
gen, die sich dem widersetzte und zudem eine Po litik der 
nichtrassischen Organisierung verfolgt, zudem militant die 
Inte ressen ihrer Mitglieder vertritt , zählt zwei jahre nach 
ihrer Gründung bereits 75.000 Mitglieder. 12 

Die Entwicklung bestätigt die strategische Einschätzung des 
ANC von 1969, als er neben der Orientierung auf den be­
waffneten Kampf der schwarzen Arbeiterklasse e ine ent-
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scheidende Rolle in der weiteren Entwicklung des fo'reiheits­
kampfes beimaß. 
Der ANC und seine Politik - seine Programmatik und seine 
bewaffneten Aktionen - sind heute unbestritten der Kristal­
lisationskem des Widerstandes. Beispielhaft damr war im 
Oktober 1981 eine Massenversammlung Hunderter Delegier­
ter von 109 Organisationen, die ihrerseits über 300.000 Mit­
glieder vertraten, in Durban. Sie repräsentierten ein Spek­
trum u.a. von Organisationen der Inder, von Gewerkschaf­
ten (darunter die SAA WU), Schüler- und Studentenorganisa­
tionen, kommunalen Komitees bis zu weißen Organisatio­
nen wie den Studentenräten der englischsprachigen Univer­
sitäten. Das beherrschende Thema war Einheit, die Haupt­
reso lution, die angenommen wurde, sprach sich nachdruck­
lieh rur die "-re iheitscharta des ANC aus. 
Die Kämpfe rur die Befreiung Südafrikas an den verschiede­
nen Fronten haben einen enormen Aufschwung genommen. 
Untrügliches Zeichen hierfür ist u.a., daß selbst in der regi­
metreuen Presse der Name des ANC - seit dem Verbot 
1960 verpönt - zunehmend häufiger genannt und als ernst· 
zunehm ender Gegner wie zuweilen gar als Gesprächspartner 
bei unumgänglichen künftigen Verhandlungen genannt wird. 

Anmerkungen: 
1) Frankfurter Allgemeine ZcilUng (FAZ), 1.3.1982 
2) lit, nach: Sunday E:<prc:ss, Johanncsburg, 9.8.1 98 1 
3) Nach: Au6cn- und Infonnationsmin isterium (Hrsg.), Da, i$t 

Südafrika, Pretoria 1980, S. 24f. 
4) Guardian, London, 24.6.1980 
5) Siehe: AlB 10/1981, S. 4-8, und den Beitrag von H, Mayer in 

diesem Heft 
6) Vgl. FAZ, 24.4.1982 
7) Nach: Focus, London, Nr. 39/Män-April 1982 
8) Vgl. New African, London, April 1982 
9) Financial Mail,Johannesburg, 23,5.1980 

10) FAZ, 25.4.1982 
11) Zit. nach: Frankfurter Rundschau, 26. 1.1980 
12) Vgl. Stern , NT. 15 /1982 und Soulh, London, April 1982 
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Südliches Afrika 

Gespräch mit Joaquim Chissano 

Aus der Abhängigkeit 
von Südafrika befreien " 

( ... ) FRAGE: Die Dekolonisierung Namibias bleibt von 
brennendstc:r Aktualität. Wic weit ist man nach den letzten 
Vorschlägen der Kontaklgruppe (USA, Großbritannien, 
Frankreich, Kanada, BRD, auch Gruppe der Fünf genannt; 
d. Red.)? 
J. CH ISSANO; Die Südwestafrikanische Volksorganisation 
(SWAPO) und die Frontstaaten haben ihre Meinung zu dem 
von der Gruppe der Fünf vorgeschlagenen Wahlsystcm mit­
geteilt. Diese müssen nun den Ball wriickspiden. Sie waren 
von unserer Ablehnung enttäuscht. aber sie hatten mit ihr 
rechnen müssen. 
Das vorgeschlagene System "eine Stimme - zwei Voten" ist 
nicht akzeptabel. Es ist undemokratisch und erleichtert die 
Infiltration südafrikanischer und imperialistischer Agenten 
in die Machtorgane, mit denen ein unabhängiges Namibia 
ausgestattet wäre. Die Kontaktgruppe hat sich gegen die 
Annahme verwahrt, sie würde den Südafrikanern genehme 
Vorschläge unterbreiten. Aber es ist eine Tatsache, daß sie 
Druck auf die SWAPO ausübt, damit diese zustimmt, und 
nicht auf Südafrika, damit dieses die UN·Resolution 435 
anwendet. 
FRAGE: Gleichzeitig setzt Südafrika seine Aggressionen ge· 
gen die Frontstaaten fort und verstärkt die Unterdrückung 
in Namibia ... 
J. CHISSANO: Wir müssen - ich denke hierbei an alle Staa· 
ten der Region - weiterhin an zwei Fronten handeln: Im 
Innem, indem wir die Massen gegen die äußeren Gefahren 
mobilisieren, und auf internationaler Ebene, vor allem auf 
dem Gebiet der öffentlichen Meinung, indem wir die Risi­
ken aufzeigen, die diese Situation für den Frieden beinhal­
tet, und um die größte Solidarität zu erreichen . 
Wir haben immer gewußt, daß die Situation solange nicht 
geregelt sein wird, solange in Südafrika ein rassistisches Min­
derheilenregime herrscht. Es hat die Unterstützung einiger 
westlicher Staaten, aber wir versuchen, wie bei unserem Be· 
freiungskampf, ihre Vö lker dazu zu bewegen uns zu unter· 
stützen. Wir fUhren einen diplomatischen Kampf, indem wir 
unsere Gesprächspartner rur die Probleme der Länder des 
Südlichen Afrika sensibilisieren. 
Die von uns anges trebte regionale Zusammenarbeit trifft auf 
Schwierigkeiten, die teilweise daher rühren, daß die Länder, 
die uns unterstützen könnten, unseren Bemühungen um eine 
größere wirtschaftliche Unabhängigkeit von Südafrika 
gleichgültig gegenüberstehen. 
FRAGE: Spielt die amerikanische Politik eine RoUe dabei, 
daß die westlichen Länder nur sehr bedächtig und vorsichtig 
auf die Wünsche der Frontstaaten und der SADCC (Koordi. 
nationskonferenz rur die Entwick lung des Südlichen Afrika: 

Angola, Botswana, Lesotho. Malawi, MoC;ambique, Swazi· 
land, Tansania, Sambia, Zimbabwe) antworten? 
J. CHiSSANO: Sicherlich stimmen einige Länder ihre Poli· 
tik mit den USA ab. Andererseits kontrollieren die USA 
eine große Zahl der internationalen Wirtschaftsorganisatio. 
nen und zählen auf die Mitwirkung ihrer Verbündeten bei 

der Durchsetzung ihrer Politik. 

Aber außer diesen Faktoren gibt es einen Mangel an polit i. 
schem Willen bei einigen westlichen Ländern. Einige von 
ihnen haben nicht verstanden, daß sie mit uns nicht w ie mit 
irgendeinem anderen Wirtschaftspartner kooperieren kön· 
nen, daß die Natur unseres Kampfes von ihnen Opfer ver· 
langt. Sie sind nicht engagiert in unserem lebensnotwend i· 
gen Kampf gegen die Umklammerung durch Südafrika. Viel· 
leicht, weil Südafrika gleichzeitig ein Teil ihrer selbst is t und 
es immer schwierig ist, sich selbst zu bekämpfen ... 

Neben ihren unmittelbaren Interessen müßten sie verstehen, 
wie wichtig es ist, dieses abscheuliche Regime zu beseitigen 
und somit die Zukunft ihrer Beziehungen zu garantieren. 

Extreme Verbohrtheit des Westens 

FRAGE: Mangel an Klarsicht? 
J. CH ISSANO: Sagen wir besser extreme Verbohrtheit des 
Westens, der keine Lehren aus der Vergangenheit zu ziehen 
versteht. Wir sind zu einem Augenblick unabhängig gewor· 
den, der nicht der ihre war. und sie fuhren fort, uns zu 
bekämpfen. In Zimbabwe, wo sie Kräfte unterstützt hatten, 
die das Volk nicht rep räsentierten, wurden sie vom Sieg der 
ZANU (Afrikanische Nationalunion von Zimbabwe, Wah l· 
sieg im Februar 1980; d. Red.) überrasch t. In Angola unter· 
stützten sie volksfeindliche Kräfte sogar noch nach dem Sieg 
der Volksbewegung für die Befreiung Angolas (MPLA, die 
im März 1976 den Sieg über die Interventionstruppen aus 
Südafrika, Zaire und ihrer angolanischen Alli ierten FN LA, 
UNITA davontrugen; d. Red.) . Und selbst heute haben sie 
die Hoffnung nicht aufgegeben , den progressiven Kräften 
dieses Landes einen endgültigen Schlag zu versetzen. Aber 
sie müssen begreifen, daß sie ihre Interessen nicht immer auf 
Kosten der betroffenen Völker werden durchsetzen können. 
FRAGE: Umsomehr als das Beispie l dieser unabhängigen 
Länder des Südlichen Afrika dazu geführt ha t , daß andere 
Vö lker der Region erwacht sind. Unter d iesem Gesichts· 
punkt z ielt d ie Aktion Mo~ambiques daraufhin, d ie Regie­
rungen dieser Länder aufzurütteln, die bis dahin meist pas· 
sive Satelliten Südafrikas waren ... 
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Kommunique des Frontstaaten·Gipfels vom 6.17. März 1982 in Maputo 

V Ln. r S. N~"""" ~SWAPO). I. d.» So.,,,, \Anp;o!a). ~ "~.m. ( ""I,~ ,""a). J. N)<! <f< n ,n",".,.). I<.. Mu,a",= Il.Im~.~ .. ~). 1<... "' .und> ( ~.m~" I, \ M""t>eII.\.t,~·.m~"I""1 ""J 0 r.m"" 
("NC) 

Das folgende Kommuniquc wurde zum Abschluß der Gipfclkonfe. 
ren:. der }"ronISiaaten, die im März d.j. unter Teilnahme ,'on Ang~ 
Ia, M~ambiquc. Sambia, Tansania, Bouwana und Zimbahwe in der 
m~ambiquan;schcn Hauptstadt Maputo stattfand, he ... u~geben. 
In kur,te:r und prägnanter Form wird darin die Grundposit ion der 
Frontlllaaten zum Konflikt im Südlichen Afrika dargelegt. Ein 
bemerkenswertei Novum dicKS Ookumcnu besteht dlolin, daß die 
FrontslaalCn hier erstmals - wie bislang K hon die Südwenafrika­
nische Volksorganisation (SWAPO) für Namibia - nunmehr auch 
den Afrikanischen Nuionalkongrc8 (ANC) ab fUhrende K",Jt im 
Befreiungskampf Südafribs ane rk(nnen. 

Die Staats· und Regierungschcfs der frontstaaten und die Präsi· 
denten der SWAPO und des ANC (Südafrika) trafen vom 6.-7. Män 
1982 in Maputo/VolknepubJik Moo;ambique tusammen, um die 
gegenwärtige Situation im Südlichen Afrika tu analysieren. 
Der FrontUaaten·Gipfel beschäftigte sich besonders mit der ständig 
wachsenden Aggressivität des Imperialismus, die dieser durch sein 
Aggressionsinstrument in der Region. das rassistische Regime Süd­
afrikas, an den Tag legt. Die Invasion und die militlirischen Aggres­
sionen, die Benutzung bewaffneter Banditen und Agenten, die 
Akte der Sabotage und wirtschaftlichen Erpressung, die massiven 
und subversiven Propagandakampagnen Südafrikall beweisen, daß 
wir uns gegenwärtig im Zustand eines unerklärten Krieges befinden, 
der von Südafrika ausgeht und unterstütze wird. 
Diese Manöver haben zum Ziel, unsere Abhängigkeit von Südafrika 
zu erhöhen, die harmonische Anwendung unserer Entwicklungs· 
pläne zu verhindern, um jeden Preis die Unabhängigkeit Namibias 
hinau5tutögem und die Befreiung des südafrikanischen Volkes zu 
verhindern. 
Die Besetzung von Gebieten im südlichen Teil der Volksrepublik 
Angola durch die rassistischen Truppen Pretorias und der Versuch, 
die Marionetten der UNITA (Nationale Union ftir die vollständige 
Befreiung Angolas; d. Red.) zu stärken. zielen darauf ab, einen 
internationalen Pruedenzfall zu schaffen, der auch auf jedes an· 
dere Land der Region Anwendung finden könnte. Die afrika­
nischen Mem.chen erwanen zu Recht eine entschiedene Reaktion 
von der internationalen Gemeinschaft, die dies verurteilen und die 
unverzügliche Beendigung dieser untragbaren Verletzung der Sou· 
veränität und territorialen Integrität eines Mitgliedsstaates der OAU 
(Organisation ftir Afrikanische Einheit; d. Red.) und der Vereinten 
Nationen fordern sollte. 
Der FronUtaaten·Gipfei Slellte mit Befriedigung fest, daß - als 
direkte Erwiderung auf die ständig zunehmenden Rl:pressionsakte 
und Verbrechen, die das Regime Pretorias begeht - das Volk von 
Namibia unte r der Führung der SWAPO den Befreiungskampf im 
Llnd intem;viert und daß in Südafrika das Volk unter der Führung 

J. CHISSANO: Wir wollten die reg ionale Zusammenarbeit 

der Regierungen dieser Länder entw ickeln, trotz der Diffe­

renzen, die twischen uns bestehen. Die Wirtschaftsentwick­

lung selbst zwingt uns dazu. Die Länder der Region, mit 

denen wir vor der Unabhängigkeit praktisch keine Beziehun­
gen halten, beginnen sich für unsere Wirtschaftspolitik zu 
interessieren und sie tU verstehen. Wir haben ihnen erklärt, 

des ANC dun::h Streiks und bewaffnete Aktionen enuchieden ge· 
gen die Apartheid Front macht. 
Die Staats· und Regienmgschefs der Frontstaaten beschlouen. 
• ihre koordinierte Verteidigungsaktion zu verstärken, um das ras­
sistische Regime Pretorias von der Fonsetzung seiner militärischen 
Aggressiolll' und wiruchaftlichen Sabotageaktc gegen die freien 
und unabhängigen Staaten der Region abzuhalten und es -.:um 
Rüc!u:ug seineT Besatzungstruppen aus der Volksrepublik Angola 
zu zwingen; 
• ihre bilaterale und regionale Zusammenarbeit auf diplomati. 
scher, wirtschaftlicher, militärischer und informeller Ebene -.:u ver· 
stärken; 
• ihre materielle Unterstützung für die Befreiungsbewegungen 
SWAPO von Namibia und ANC von Sildafrika -.:u intensivie~n, so 
daß sie den bewaffneten Kampf rur die Erlangung der nationalen 
Unabhängigkeit rur ihre Völker _-entäTken können; 
• die vollständige Anwendung der Rl:solution 43~/1978 des UNo 
Sicherheitsrats zu verlangen, um den Rückzug der südafrikanischen 
Bcsat:l:ungstruppen und die Abhaltung freier und fairer Wahlen, die 
-.:u realer Unabhängigkeit in Namibia führen, zu beschleunigen; 
• die Regierung der Seychellen zu der großen Niederlage -.:u be· 
glückwünschen, die sie der Söldnerbande beigebracht hat, die vom 
siidafrikanischen Regime zur Durchführung eines Staatsstreiches in 
dieiCs Land geschickt worden war; 
• die Unterstützung zu verurteilen, die dem Apartheid~gime von 
westlichen Mächten dun::h den Verkauf von Waffen, durch finan· 
zielle und wiruchaflliche Hebel und durch den Technologietrans­
fer, einschließlich nuklearer Technologie, gewährt wird; 
• auf der Ebene internationaler Organisationen und ande~r fOTen 
mit dem Ziel aktiv zu werden, sowohl Unterstützung rur den 
Kampf des namibischen und siidafrikanischen Volkes -.:u mobilisie· 
ren als auch das südafrikanische Apanheid~gime auf allen Gebie­
ten -.:u denunzieren. zu verurteilen und zu isolieren. 
Die Staats· und Regierungschefs der Fronutaaten verurteilten die 
neue von Sildafrika angewandte Methode, die darin besteht, be­
waffnete Banditen von:ubereiten, zu finanzieren und auszubilden, 
um die unabhängigen Länder des Südlichen Afrika -.:u denabilisie­
an. 

Die Staatsctiefs der Frontstaaten gratulieren Premienninister Ro­
bert Gabriet Mugabe herzlich zur erfolgrdchen Vereitelung der Ver· 
suche, den Frieden und die Sicherheit in Zimbabwe zu desta­
bilisieren. 
A Luta Continua! (Der Kampf geht weiter!) 
M.lputo, den 7. Män 1982 

(Quelle: ANC Weeki)' News Briefing, London, NT. 11/15.5.1982) 

daß unsere Interessen die gleichen sind. Und die Handels­

und Tr ... nsportabkommen. die wir abgeschlossen haben, 

beweisen es. 

Unser gemeinsames Ziel, das über unseren Differenten steht, 

ist unsere Befreiung aus der Abhängigkeit von Siidafrika, die 

wir aus der Kolonialzeit ererbt haben. 



FRAGE: Ist die Normalisierung der Beziehungen zu Portu­
gal auf der Basis der Gleichberechtigung nicht ein neuer 
positiver Punkt in der Diplomatie r-."o~ambiques? 
J. CHISSANO: Bestimmte portugiesische Kreise haben un­
sere Unabhängigkeit total mißachtet. Wir blieben unnach­
giebig und haben schließlich, auch dank des erklärten Wil­
lens von General Eanes, Beziehungen auf der Basis der 
Gleichberechtigung aufzunehmen, diese Normalisierung er­
reicht, die durch s'einen kürzlichen Besuch gekrönt wurde. 
Ohne bevorzugten Status können die Ex-Metropolen und 
unser Staat sehr vorteilhafte Beziehungen eingehen, auf­
grund der Tatsache, daß die darur vorgesehenen Wirtschafts­
sektoren sehr bedeutend sind. Die tatsächliche Entwicklung 
dieser Beziehungen hängt vom guten Willen Portugals ab. 
FRAGE: Man sagt, daß der Eintritt PQrtugals in die Euro­
päische Gemeinschaft (EG) den positiven Effekt haben 
könnte, daß es seine ehemaligen Kolonien, die nicht den 
Vertrag von Lome (aus dem Jahre 1979; d. Red.) unter­
zeichnet haben, hinter sich her zieht? 
J. CHISSANÜ: Das Problem stellt sich nicht so. Welches 
objektive Interesse haben wir, diesem Abkommen beizutre­
ten? Im Moment keines. 
Man darf nicht vergessen, daß es eine Europäische Gemein­
schaft mit gleichen wirtschaftlichen und Finanzinteressen 
gibt, die sich aus Ländern mit ähnlichen Systemen zusam­
mensetzt und die eine relativ einheitliche Gesamtheit bildet. 
Das ist aber nicht der Fall bei den Unterzeichnerländem des 
Vertrages von Lomc: (die sog. AKP(Afrika, Karibik, Pazifik)­
Länder; d. Red.). Sie bilden einen Block, den man den 
"Süden" nennt. Uns erscheint es vorteilhafter, bilaterale Be­
ziehungen mit der EG aufzunehmen, die nicht nur gegründet 
wurde, um mit den AKP-Ländem zusammenzuarbeiten. 

Für d ie Entmili taris ierung des Ind ischen Ozeans 

FRAGE: Sind sie Beobachter des Rats rur Gegenseitige Wirt­
schaftshilfe (RGW)? 
J. CHISSANO: Noch nicht. Nachdem wir zu mehreren Tref­
fen eingeladen waren, stellten wir den Antrag auf VolImit­
gliedschaft. 
Zwischen uns und den Ländern des RGW besteht tatsächlich 
eine enge Zusammenarbeit in verschiedenen Bereichen, die 
sich weiter entwickelt und die nun der Koordination bedarf. 
FRAGE: Die Situation im Indischen Ozean - mit der Basis 
von Diego Garcia, der Instabilität der Komoren, den reaktio­
nären Manövern in Mauritius, den kürzlichen Ereignissen auf 
den Seychellen . den Versuchen zur Destabilisierung von Ma­
dagaskar - , ist die f1.ir sie nicht vordringlich? 
J. CHISSANO: Sicher, und wir unterstützen alle Versuche, 
die die Entmilitarisierung dieser Zone zum Zid haben. Wir 
hoffen, daß die USA, die sichtlich desinteressiert sind, die 
Gespräche mit der Sowjetunion (sie wurden von der Carter­
Administration 1978 abgebrochen; d. Red.) wieder aufneh­
men. Die Problematik dieser strategischen Zone wird im 
nächsten Jahr in den Vereinten Nationen erörtert werden; 
zudem hat Madagaskar eine Konferenz vorgeschlagen. 
Die Kriegsgefahren in dieser Region betreffen Afrika, aber 
auch Asien. Die USA müssen also ihre Basen zuriickziehen. 
Aber das reicht nicht, da der Westen sich bei seinen strate­
gischen Plänen in dieser Region Südafrikas bedient. Und 
diese Pläne werden laufend weiterentwickelt. Zwar hat sich 
Brasilien aus dem Projekt zur Schaffung eines Südatlantik­
Paktes (SATO) zurückgezogen, eine Entscheidung, die uns 
gefreut hat; aber deshalb ist der Plan noch nicht vergessen. 
Und erst kürzlich fand in Argentinien ein Treffen, an dem 
südafrikanische Militärs teilnahmen, statt, um einen solchen 
SATO-Pakt erneut in Gang zu bringen. 
(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 262/29.3.1982 , S. 28-30) 

Sonderbroschüre 
zum Reagan·Besuch 

Neuerscheinung! 
Zum NATO-Gipfel und zum Reagan-Besuch 
Zur Bonner Friedensdemonstration am 10.6. 1982 

Anläßlich des Reagan-Besuchs und der Bonner 
Großdemonstration "Aufstehen für den Frieden -
Den Widerstand verstärken! Keine neuen Atom­
raketcn in Europa!" am 10.6.1982 haben die Drit­
te-Weit-Zeitschriften in der Bundesrepublik, dar­
unter das AlB, die blätter des iz3w, das ila·info, 
die Lateinamerika-Nachrichten, der Informations­
dienst Südliches Afrika, die IKA-Zeitschrift für 
internationalen Kulturaustausch, Cuba Libre u.a., 
eine Sonderbroschüre herausgebracht. 

Das gemeinsame Sonderheft enthält Beiträge zu 
folgenden Themenbereichen: 
• Verhältnis von Friedensbewegung und Solidari­

tätsbewegung 
• Beginnt der Dn'tte Weltkn'eg in der Dn'tten 

Welt? 
• Die Strategie des US-Imperialismus gegenüber 

der Drt'tten Welt 
• Militarisierung der Dritten Welt, Rüstullgsex-

portpolitik und atomare Zusammenarbeit 
• Blockfreiheit - Ausweg oder Illusion? 
• Die Befreiungsbewegungen in der Weltpolitik 
• Die Bundesrepublik und dz'e Dn'tte Welt 
• Zur Rolle der UdSSR und der anderen 

RGW-Länder 
• Hunger und Rüstung - Entwicklungsstrategien 

und Abrüstung 

Umfang: ca. 80 Seiten , Preis 5,- DM 
Das Sonderheft kann ab sofort beim AlB (Liebig­
str. 46, 3550 Marburg, Tel. 06421/ 24672) be­
stellt werden. 
Bitte Bestellkarte in der Mitte des vorliegenden 
Heftes benutzen! 
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Hans Mayer 

Die Kontaktgruppe blockiert 
Namibia· Vemandlungen 

"Wir schlagen eine internationale Konferenz vor, bei der die 
beteiligten Verhandlungsparteien alle ausstehenden Fragen 
auf e inmal lösen. Nur so kann die Resolution 435 des UN­
Sicherheitsrats verwirklicht werden."l Mit diesem Vor­
schlag versuchte der Leiter der Delegation der Südwest­
afrikanischen Volksorganisation (SWAPO), Hidipo Harnu­
lenya, bei den Gesprächen mit der westlichen Kontaktgrup­
pe (USA, Großbritannien, Frankreich, Kanada, BRD) in 
Luanda Anfang April 1982 den Verhandlungsprozeß über 
die Unabhängigkeit Namibias wieder in Gang zu bringen. 
Seit die westliche Kontaktgruppe unter Führung der USA 
im September 1981 ihren 3·Phasen-P!an (siehe: AlB 2/1982, 
S. 16-34) unterbreitete, ist es praktisch zu keinen Verhand­
lungsforuchriuen gekommen. Insbesondere das aus der 
Bundesrepublik Deutschland entlehnte Wahlverfahren -
eine Mischung aus Verhältnis- und Direktwahl - hat den 
erfolgreichen Abschluß der Phase I bislang blockiert. 
Die Vertreter der Frontstaaten und der SWAPO haben dem 
gemischten Wahlsystem ihre Zustimmung versagt_ Ihre 
Gründe sind einleuchtend. In einem Land, in dem die Mehr­
heit der Bevölkerung weder lesen noch schreiben kann, trägt 
ein derartiges Wahlsystem nur zur VerwilTung bei. 

Schachzüge gege n die SWAPO 

Es fallt andererseits nicht schwer, rur die beharrliche Weige­
rung der Kontaktgruppe und Südafrikas, den Wahtmodus zu 
verändern, Gründe zu fmden. Nur mit Hilfe eines gemisch­
ten Wahlsystems meinen sie, einen Triumph der SWAPO bei 
den Wahlen zur Verfassungsgebenden Versammlung verhin­
dern zu können. 
In der Verfassungsgebenden Versammlung muß nach dem 
westlichen Verhand luogsvorschlag die neue Verfassung 
Namibias mit einer Zweidrittel-Mehrheit verabschiedet wer­
den. Der Demokratischen Turnhallen-Allianz (DTA) und an­
deren neoko lonialen Gruppierungen unter den 45 Parteien 
Namibias könnte das gemischte Wahlsystem aber eine Sperr­
minorität sichern. Der wirtschaftliche Besitzstand der west­
lichen Kontaktgruppe und der Republik Südafrika in Nami­
bia wäre damit verfassungsrechtlich garantiert. Das Eigen­
tum von US Steel, Tsumeb, Metallgesellschaft und vielen 
anderen internationalen Konzernen bliebe von einer Ent­
eignung langfristig verschont. 

Der Schachzug der westlichen Kontaktgruppe war nicht 
ungeschickt. Der Verhandlungswille Südafrikas konnte 
öffentlichkeitswirksam dokumentiert werden, während man 
andererseits in erpresserischer Weise auf die SWAPO Druck 
ausüben konnte. Dabei wäre es längst an der Zeit, die süd­
afrikanische Regierung zu Konzessionen und schließlich 
zum erfolgreichen Abschluß der Verhandlungen, die sich 
nunmehr über rUnf jahre hinziehen, zu zwingen. Doch wie­
der einmal, so scheint es, können die Siidafrikaner auf die 
volle Unterstützung der USA und auf die stille Duldung der 
anderen Mitglieder der Kontaktgruppe zählen. Zwar hat sich 
die Kontaktgruppe auf 1983 als endgültiges Datum der Un­
abhängigkeit Namibias festgelegt, aber es wäre nicht das 
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erste Mal, daß dieser Termin verschoben wird. 
Noch ist völlig ungeklärt, wie die Zahl, die Zusammenset­
zung und die Stationierung der militärischen und zivilen 
Teile der Unterstützungsgruppe der Vereinten Nationen für 
die übergangszeit (UNTAG) aussehen sollen. Auch die Ein­
zelfragen des Waffenstillstands und der übergangszeit, die in 
Phase 111 behandelt werden müssen, sind von der südafrika­
nischen Regierung bereits mit so vielen Verhandlungshürden 
versehen worden, daß niemand mehr an den ursprünglichen 
Zeitplan glauben mag. 

Wohl rechtzeitig erklärte der siidafrikanische Außenminister 
Pik Botha, daß mit der Unabhängigkeit Namibias erst in 
eineinhalb bis drei jahren zu rechnen sei. 2 

Neue Fronten gegen Angola? 

Eine Verhär tung der Positionen läßt sich auch in der Ango­
lafrage festste llen. Die Reagan-Administration beharrt nach 
wie vor auf dem Rückzug der kubanischen Truppen und der 
Einbeziehung der UNITA (Nationale Union rur die voll­
ständige Unabhängigkeit Angolas) in die angolanische Regie­
rung. jonas Savimbi, der Chef der mit Südafrika kollaborie­
renden UNITA, weilte im Dezember 1981 zum zweiten Mal 
zu einem offiziellen Besuch in den USA und wurde dort von 
Außenminister Alexander Haig empfangen.3 

Oberraschenderweise fand sich zur selben Zeit der Staats· 
präsident Zaires, General Sese Seko Mobuto, in Washington 
ein. Mit ziemlicher Sicherheit wurde dieser "glückliche" 
Umstand zu Gesprächen über die FNLA (Nationale Befrei­
ungsfront Angolas) Holden Robertos genutzt. Hoklen Ro­
berto, der Schwager S. Mobutos, arbeitete nachweislich seit 
1962 mit dem CIA zusammen. Schon seit längerer Zeit ver­
dichten sich die Gerüchte, daß die USA mit seiner Hilfe im 
Norden Angolas eine zweite und dritte Front errichten wol­
len. 

Die Vermutungen über eine noch engere Koordination zwi· 
sehen der westlichen Kontaktgruppe und Siidafrika bzw. sei­
nen Vasallen wurden noch durch eine Reihe anderer Ereig­
n isse genährt. Seit einiger Zeit wohnen den Gesprächen des 
US-Unterstaatssekretärs ftir Afrikafragen, Chester Crocker, 
mit siidafrikanischcn Regierungsvertretem in den USA süd­
afrikanische Militärs bei.4 Auch J. Savimbi wird zusehends 
stärker einbezogen. Ende Februar dJ. fuhr er zu einem Ge­
heim treffen mit dem südafrikanischen Premierminister P.W. 
Botha nach Kapstadt und traf sich wenig später auch mit 
der westlichen Kontaktgruppe.5 Alles spricht nicht nur rur 
einen regelmäßigen Gedankenaustausch über Fragen der ak­
tuellen Verhandlungen, sondern eben auch über die mili­
tä rischen Operationen in Südangola und möglicherweise dar­
über hinaus. 
Tatsächlich haben die überfalle Südafrikas auf Angola in 
den letzten Monaten an Heftigkeit und Brutalität zugenom­
men. Nach Informationen des angolanischen Verteidigungs­
ministeriums haben die Süd afrikaner die im August 1981 im 
Rahmen der Operation Protea besetzten Städte Humbe, 
Peu-Peu, Mongua und Ngiva im Dezember erneut einge-



nommen. Dabei brachten sie nach dem überfall auf das 
Flüchtlingslager Kassinga im Jahr 1978 erstmals wieder Gift· 
gas ,um Einsat,. 6 

Die Mitte Män 1982 erfolgten Warnungen der angolani­
schen Botschaft vor einer südafrikanischen Großoffensive 
sind daher unbedingt ernst zu nehmen (vgl. auch das Inter­
view mit R. Ngongo in diesem Heft). Schließlich erklärten 
die beiden südaCrikanischen Oberbefehlshaber Lloyd und 
Malan kurz nach dem großen Luftlandeunternehmen in der 
Südwestecke AngolaJ im März 1982, sie würden, falls nötig, 
jederzeit neue Einfalle in das Territorium Angolas bege­
hen. 7 Eine Verurteilung durch die westliche Kontaktgruppe 
steht bezeichnenderwci5e bis heute aus. 
Die andauernden Aggressionsakte Südafrikas wider$prechen 
ganz offensichtlich den Behauptungen der südafrikanischen 
Streitkräfte, die Aktivitäten der SWAPO seien seit den Ope­
rationen Protea bzw. Daisy beträchtlich zurückgegangen. 
Die erhöhten SicherheiumaBnahmen im Norden Namibias 
und die verstärkte militärische Präsenz wie die angekündigte 
Verschärfung der Wehrpflicht bei den Territorialstreitkräf­
ten Namibias Jassen eher das Gegenteil vermuten. 
Das Vertrauen der Bevölkerung in die SWAPO wächst. Die 
südafrikanische Armee und die Territorialstrcitkräfte ver­
suchen, die Bevölkerung mit Drohungen, Mord und Foher 
zur Kollaboration zu zwingen. Die Menschen fUrchteten sich 
vor den süfafrikanischen Streitkräften und nicht vor der 
SWAPO, meinten der Direktor des südafrikanischen Kir­
chenrats. Reverend Stoney. und Bischof Tutu in einer ge­
meinsamen Presseerklärung am Ende ihre Namibia-Reise im 
Februard.j.8 
Kein Wunder, wenn die mit Südafrika kollaborierende DTA 
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Mitte Februar dJ. auseinanderbrach. Die Spannungen inner­
halb der DTA dauerten seit Herbst 1981 an. Damals schei­
terten die Versuche der Nationaldemokratischen Partei 
unter P. Kalangula, die DTA in eine multirassische. aber 
einheitliche Partei umzuwandeln. am entschiedenen Wider­
stand von DTA-Präsident Dirk Mudge, der um sein weißes 
Wiihlerpotential fUrchtete. 
Die DTA hat innenpolitisch seit geraumer Zeit jede Glaub­
würdigkeit verloren. Die De-facto-Anerkennung des von ihr 
kontrollierten Ministerrats im Oktober 1981 durch die west­
liche Kontaktgruppe und die ausgedehnten Propaganda­
reisen in die USA und nach Westeuropa konnten nicht 
davon ablenken, daß von ihren Versprechungen in punkto 
Abschaffung der Apartheid im Kern nichts übriggeblieben 
ist. 

Auf der Suche nach der "Dritten Kraft" 

Getreu dem südafrikanischen Ebenbild sind die Einkorn­
mensunterschiede zwischen Schwarz und Weiß in Namibia 
unverändert hoch. Statt sie fUr die Schwarzen zu öffnen, 
wurden die: Schulen, Sportzentren und andere Einrichtun­
gen nun rur die Weißen privatisiert. Schließlich hat die 
negative Entwicklung auf dem Weltmarkt auch die export­
orientierte Bergbauökonomie Namibias ins Schlingern ge­
bracht. Die Folge sind hohe Inflations- und steigende Ar­
beitslosenraten. 
Der Austritt P. Kalangulas aus der Parteien allianz rief die 
Südafrikaner auf den Plan. Ende Februar d.J. traf in Wind­
hock eine hochkarätige südafrikanische Delegation unter 
Leitung von Premienninister P.W. Botha ein. die sich angeb­
lich um eine geschlossene Anti-SWAPO-Front bemühte, 
allerdings ohne sichtbaren Erfolg. 

Obwohl P. Kalangula keine allzu große Unterstützung bei 
der größten Bevölkerungsgruppe, den Ovambos, besitzt. 
könnte er als einziger profilierter schwarzer Politiker außet'­
halb der SWAPO zu einem Kristallisationspunkt fUr eine 
"Dritte Kraft·' werden. Wenn Berichte seines Rivalen Dirk 
Mudge stimmen, dann hat Kalangula bereits Gespräche mit 
Südafrika und der Bundesregierung geführt.9 

Als vielversprechend können $Cine Chancen aber kaum ein­
geschätzt werden. Schon 1980 ist ein ähnlicher Versuch 
Andreas Shipangas. eines SWAPO-Dissidenten. nach wenigen 
Monaten kJäglich gescheitert. Bislang ist P. Kalangulas 
Bündnisangebot denn auch auf wenig Resonanz gestoßen. 
Lediglich JU5tus Garocbs Damara Council (Rat der Stam­
mesgruppe der Damara) hat sich positiv geäußert_ 
Die Suche der westlichen Kontaktgruppe nach einer echten 
politischen Gegenkraft zur SWAPO erscheint unter diesen 
Umständen nachgerade aussichtslos. Das Festhalten an dem 
gemischten Wahlmodus erscheint ihnen deshalb derzeit als 
einzige gangbare Alternative, um den Handlungsspielraum 
einer zukünftigen SWAPO-Regierung möglichst wirksam ein­
zuschränken. 
Deshalb hält die westliche Kontaktgruppe auch direkte Ge­
spräche im Augenblick nicht fUr opportun und eine inter­
nationale Konferenz rur verfrüht. Sie ist es, die in Wahrheit 
eine Verhandlungslösung blockiert. 

Anmerkungen: 
I) Faeuand Reporu, Amstcrdam, 16.4.1982 
2) Südafrikanischer Digest, Sem, Nr. ~/1982 
3) Le Monde Diptomatique, Paris, MänJi982 
4) Süddeuuo::he Zeitung, 16.3.1982 
5) Facttand Reporb, 16.3.1982 
6) Alrica, London, Februar 1982 
7) Windhock OblCrver, Windhock, 20.3.1982 
8) Windhock OblCrver, 20.2.1982 
9) Facts and Reports, 16.3.1982 
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Roberto Ngongo 

Der Krieg wird 
Angola aufgezwungen 

Anrang April d.j. hielt sich Roberto Ngongo. Oberstleut· 
nant beim ango lanischen Generabtab und Parlamentsmit· 
glied, in der Bundesrepublik auf, um über die fo rtgesetzte: 
Aggrcssionspolilik Südafrikas gegen sein Land zu berichten. 
Lothar Berger und KIemens M. Rololf führten für den Infor­
mationsdienst Südliches Afrika das folgende, von uns aus­
zugsweise dokumentierte Hintc:rgrundgespräch. 
FRAGE: Die Verurteilung seiner Aggressionspolitik durch 
die Weltöffentlichkeit hat Siidafrika bisher völlig kalt gelas. 
sen. Meinen Sie, daß sich Südafrika - trotz verbalen !'rotesU 
- der Zustimmung einflußreicher Staaten sicher sein kann? 
R. NCONGO: Südafrika würde es nicht wagen, die legale 
revolutionäre Regierung Angolas stürzen zu wollen, wenn es 
nicht in der NATO einen Hauptverbündetcn gefunden hätte. 
Und innerhalb der NATO gibt die Regierung Reagan den 
Ton an. Daß sich Pretoria vor allem seit dem Amtsantritt 
Reagans in Sicherheit glaubt, hat unser Volk l:U spüren be­
kommen. 
Für die skrupellosen Mili tärdiktaturen Lateinamerikas war 
es noch nie ein Problem, Südafrikas aggressiven Kurs nach 
innen wie nach außen direkt zu unterstütl:en. 
Die Unterstützung Südafrikas durch westliche Länder erfolgt 
wohl nicht auf dem direkten Regierungsweg. Hier sind es 
reaktionäre Kreise in den Regierungen, die dafUr sorgen, daß 
Waffen und Munition aus den USA, Großbritannien, Bel­
gien, Portugal und der Bundesrepublik Deutschland nach 
Südafrika gelangen und Söldner rur den Krieg gegen Angola 
in diesen Ländern angeworben werden können. 

Kubaner - rur niemanden eine Bedrohung 

FRAGE: Welche Bedeutung kommt dem Söldner-Bataillon 
32 zu? 
R. NGONGO: Ursprünglich gehörten diesem Bataillon aus­
schließlich angolanische Staatsbürger an, die l:uvor in den 
Reihen der FNLA gekämpft hatten. Nachdem der konzer­
tierte Angriff von FNLA, UNITA und den südafrikanischen 
Truppen auf Luanda im Män 1976 endgültig gescheitert 
war, l:ogen sich diese Verräter l:usammen mit den geschla­
genen Truppen Pretorias hinter die angolanisch-namibische 
Grenze zurück. Dort wurden sie dann von den Südafrikanern 
rur einen So ld von 40 Rand (1 Rand = 2,35 DM; d. Red.) 
regelrecht gekauft. 
Von Nordnamibia aus verübte das Bataillon immer wieder 
übergriffe auf unser Territorium. Da verfielen die südafrika­
nischen Militärs auf den Gedanken, daß die "angolanische 
Truppe" ihnen sehr nützlich sein könnte, vor allem da, wo 
e in direkter Einsatz südafrikanischer Verbände nicht mög­
lich sei. So wurden die am besten geeignet erscheinenden 
BataiUonsmitglieder l:ur weiteren militärischen Ausbildung 
nach Pretoria und Kapstadt geschickt; alle Söldner erhielten 

20 

südafrikanische Pässe; der monatliche Sold stieg an bis l:U 
700 Rand. 
FRAGE: Die USA haben die VR Angola bis heute nicht 
anerkannt. Die Regierung Reagan stört vor allem die Präsenz 
der kubanischen Truppen. Ist es richtig, daß Portugal sich 
als Vennittler zwischen Washington und Luanda angeboten 
hat? 
R. NGONGO: Ich denke, unser Außenminister hat das be­
reits richtiggestellt: l-'ür die Aufnahme diplomatischer Be­
ziehungen brauchen wir keinen Vermitt ler. Das können wir 
auf direktem Wege klären. 
FRAGE: Aber ist eine Verständigung mit den USA über­
haupt möglich? 
R. NGONGO; Die VR Angola ist an freundschaftlichen Be­
ziehungen zu allen Ländern interessiert. Das gilt auch ftir die 
USA, sofern sie unsere Unabhängigkeit und Souveränität 
respektieren. 
In der Frage der Kubaner werden oft die Tatsachen auf den 
Kopf gestellt. 50 heißt es im Westen, Namibia könne so 
lange nicht unabhängig werden, wie die kubanischen Trup­
pen in Angola stationiert seien. Diese Forderung ist völlig 
absurd: Wen bedrohen denn die Kubaner? Etwa Namibia 
oder 5üdafrika? Wir sind es, die pennanent von den Trup­
pen des rassistischen Südafrika überfallen werden, und das 
von Namibia aus, das Siidafrika wider jegliches Recht be­
setzt hält. 
Die Anwesenheit der Kubaner stellt also für niemanden eine 
Bedrohung dar. Im Gegenteil, die Präsenz der Kubaner hin­
dert Südafrika daran, seine Marionetten in Angola an die 
Macht zu putschen. 
FRAGE: Wird die VR Angola weiteren Destabilisierongs­
versuchen Südafrikas standhalten können? 
R. NGÜNGO: Ja. Aber der Preis, den wir dafür zahlen 
müssen, ist hoch. Fast all un~ere Kräfte müssen wir auf die 
Verteidigung unseres Landes konzentrieren. Mehr als 40% 
der staatlichen Einnahmen gehen in den Veneidigungshaus­
halt. 
Nicht nur für die wirtschaftliche, sondern auch für die so­
ziale und kulturelle Entwicklung Angolas haben die ständi­
gen Angriffe Südafrikas verheerende Konsequenl:en. Wir 
sind kein Land, das Krieg will. Wir wollen Frieden. Aber der 
Krieg wird uns aufgctwungen, und dagegen müssen wir uns 
wehren. 

Verstärkt wurde das Bataillon 32 dann durch Söldner aus 
den USA, Großbritannien, Portugal, Belgien, der Bundes­
republik Deutschland und den Militärdiktaturen Latein­
amerikas. Das Kommando über das Söldner-BatailIon hat ein 
südafrikanischer Oberst. Seine Stärke beläuft sich l:ur Zeit 
auf 5.000 Mann. Der Hauptstützpunkt des Bataillons ist 
Bagane in der Nähe des Caprivi-Zipfels. Gleichzeitig hält das 
Bataillon auf angolanischem Territorium das Gebiet um 
Cuamato besetzt. 



Guinea • Bissau 

Sigmund Immler 

Die Reaktivierung 
der PAIGC 

Im November 1981 fand in dem westafrikanischen Staat 
Gu inea-Bissau der 1. außerordent liche Kongreß der Afrika­
nischen Unabhängigkeitspartei Guinea-Bissaus und der Kap­
verden (PAIGC) statt. Dieser Kongrcß war notwendig ge­
worden, nachdem am 14. November 1980 in einem nahezu 
unblutigen Militärputsch der damalige Staatspräsident Luiz 
CabTal durch Premierminister Joao Bemado Vieira (Nino) 
abgelöst worden war. 
Grunde für diesen Staatsstreich waren u.a. die politische 
Krise der PA IGC und die sich ständig venchlechtemdc Wirt­
schafulagc des Landes. Die Partei, die in einem elrjährigen 
Befreiungskampf das Land vom portugiesischen Kolo­
nialismus befreite, schaffte es nach der Unabhängigkeit 
nicht. sich von einer Befreiungsbewegung an der Macht in 
eine politische Partei umzuwandeln. Sie konzentrierte ihre 
Aktivitäten im wesentlichen auf die Übernahme des Staats­
apparates und vernachlässigte den Aufbau von Grundein­
heiten und Massenorganisationen. 

Warum kam es Ende 1980 zum Staatsstreich? 

Unter dem Druck einer sich ständig \'erschärfenden Wirt­
schaftskrise (siehe Reiseeindriicke von H. Blasenbrei in AlB 
11-12/1979 und 1/ 1980; d. Red.) kam es, vor allem in den 
letzten Jahren, zur zunehmenden Vernachlässigung wich­
tiger Parte iprinzipien und zu repressiven Tendenzen im 
Staatsapparat. Dies mhrte, ebenso w ie die sich aus der Ver­
schlechterung der inte rnationalen Konjunktur, Trocken­
heiten und einer in Ansätzen verfehlten Wirtschaftspolitik, 
die mit e iner Abnahme des Lebensstandards der Bevölke­
rung verbunden war, zu zunehmender Unzufriedenheit vor 
allem in der Hauptstadt Bissau. 
Gleichzeitig wurde die Diskrepanz zwischen der auf dem III . 
Kongreß der PAIGC im Jahre 1977 beschlossenen Polit ik 
und ihrer tatsächlichen Ourchsetzung immer deutlicher. In 
der Armee kam es, bedingt durch d ie schlechte materielle 
Lage der Soldaten und durch Unzulänglichkeiten bei der 
Beförderung zu Unruhen. 
Diese ohnehin schon explosive Situation wurde durch die 
Verabschiedung einer neuen Verfassung wenige Tage vor 
dem Putsch verschlimmert. Trotz breiter öffentlicher Pro­
teste setzte sich Luiz Cabral in folgenden umstrittenen 
Punkten durch: 
• Konzentration der Exekutivgewalt auf den Staatspräsi­
denten; 
• die auf den Kapverden nicht zugelassene Todesstrafe 
wurde in Guinea-Bissau legalisier t; 
• im Gegensatz zur kapverclianischen Verfassung sollte der 
Staatsprisident in Guinea-Bissau nicht unbedingt guine­
eischer Herkunft sein. 
Diese Verfassungsbestimmungen bestärkten die in Teilen der 

Bevölkerung vorhandenen antikap verdianischen Gefühle. In 
diesem Zusammenhang ist erwähnenswert, daß als Folge der 
portugiesischen Kolonialpolitik die besser ausgebildeten 
Kapverdianer im Staatsapparat und im Handel überrepräsen­
tiert waren. 
Der nach dem Staatsstre ich konstituierte neunköpfige Revo­
lutionsrat, der sich fast ausschließlich aus Militärs zusam­
mensetzt, übernahm alle Macht im Staat. Er löste den 
Staatsrat, den Ministerrat und die nationale Vo lksversamm­
lung auf. 
Der Mili tärputsch löste in der befreundeten Republik Kap ­
verden Empörung aus. Der Ministerrat dieses Landes und 
vor allem auch der Staatspräsident und gleichzeit ige Gene­
ralsekretär der PA IGC, Aristides PeTTeira, verurtei lten schon 
am 15.1 1.1980 den Staatsstreich als "den Parteiprinzipien 
entgegenstehend". G leichzeitig wurde e in Kampagne in etwa 
20 afr ikanischen Ländern gestartet, um die neuen Macht­
haber in Guinea-Bissau zu isolieren. Trotz eines schriftlichen 
Meinungsaustausches zw ischen dem Generalsekretär der Par­
tei. Präsidenten des Revolutionsrates und Präsidenten des 
Nationalrates der PAIGC in Guinea-Bissau, Joao Bemado 
Vieira, gelang es n icht, die Meinungsverschiedenheiten bei­
zulegen. 
Diese Entwicklung kumulierte schließlich in der Gründung 
einer neuen Partei, der PAICV, durch den kapverdianischen 
Flügel der PAIGC am 20 .1.1981. Als Reaktion auf d iese 
nach Meinung der PAIGC in Guinea-B issau spalterische Ak­
tivität beschloß der Nationalrat, den Generalsekretär aufzu­
fordern, einen außerordentlichen Parteikongreß einzube­
rufen. Dies wurde abgelehnt und so beschloß der National­
rat (CNG) der PA IGC auf seiner 2. außerordentlichen Sit­
zung einen außerordent lichen Kongreß der PAIGC für No­
vember 1981 einzuberufen. 
In Vorbereitung des Kongresses wurden ernsthafte Versuche 

uM" w.o< ,.n .. a,\cn Armen .,bou.n .. " da> V.t.,l.no,! C.br . .... 
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Abo·Kampagne 1981/82: 
Auf zum Endspurt ! 

Für unsere Abo-Kampagne 1981/82 bleibt nur noch ein Monat. End~purt im wahrsten Sinne des Wortes. Im juli letzten 
Jahres fiel der StaTtschuß. Anfang Mai 1982 hatten wir genau 812 neue Abonnenten. Wenn wir jetzt noch e inen Zahn 
zulegen, können wir die 1.000 schaffen,/Nalürlich nur mit der Unte rstützung unserer Leser. Jetzt, kurz vor dem 80nn­
Besuch Ronald Reagans und vor du Bonner Großdemonstration am IO.Juni d.J" möchten wir anregen, bei den zahlTeicben 
Friedens- und Solidaritätsveranstaltungc:n, die anläßlich dieser Ereignisse stattfinden, mit unserem Sonderheft "Ein Jahr 
Reagan" zu werben. Probeexemplare su:llen wir auf AnfTage gerne kostenlos, aucb zur Weiterverteilung, ZUT Verrtigung. 

Appell an unsere Leser: Helft mit 
- werbt neue AlB-Abonnenten! 

Wir wissen: Ohne die tatkräftige Mithilfe unserCJ Leser 
werden wir dieses hochgesteckte Ziel nicht erreichen 
können. 'Ocnn wir verfügen weder über einen umfangrei­
chen Werbeetat noch über einen Stamm finanzkräftiger 
Inserenten. Auch einen kostspieligen Vertrieb über die 
kommerziellen Kiosknetzc könnten wir uns nicht leisten, 
ohne den Verkaurspreis drastisch zu erhöhen. Deshalb uno 
ser Appell: Helft mit! Verbreitet das AlB in Eurem Be· 
kanntenkreis! Bringt das AlB bei Aktionen im Freiverkauf 
unter die Leute! Werbt neue Abonnenten für das AlB! 

Es lohnt sich, 
neue AlB-Abonnenten zu werben 

Gleichzeitig läuft unsere Aktion ,,Abonnenten werben 
Abonnenten" weiter, und zwar mit erheblich erweite rtem 
Buch· und Schallplattenangebot. Das heißt: Jedem AIB·Le­
ser, der einen neuen Abonnenten rur unsere Zeitschrift 
wirbt, stellen wir kostenlos eine Buch- oder Schallplatten. 
prämie nach eigener Wahl zur Verrligung. Er muß nur 
selbst AIB·Abonnent sein; und der neue Abonnent muß 
das Abo bezahlt oder einfach die in der Mitte dieses Heftes 
beigeheft-::te Abbuchungsvollmacht ausgefüllt haben. 

Für einen Abonnenten: 
Emesto Cardenal 
Die Stunde Null 
2. Auflag.:, 400 Seiten, Peter Hammer 1981 

Autorenkollektiv 
AFRIKA. Ge$Chichte von den 
Anfangen bi, zur Gegenwart in vier Bänden 
Band I oder 2 
372 bzw. 297 Seiten 
Pahl·Rugenstein Verlag 1979/80 

Jürgcn Roth/Kamil Taylan 
Die Türkei - Republik unter Wölfen 
240 Seiten, Larnuv Verlag 1981 
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Unser Angebot: 
Gratishefte für Neuabonnenten! 

Ab soCort erhält jeder, der das AlB rlir mindestens ein Jahr 
abonniert, unser Sonderheft 1/1981 ,,Arbeiter· und Befrei­
ungsbewegung im antiimperialistischen KampC" zur Ber­
liner Konferenz gratis. Damit spart er 4 DM! Das Sonder­
heft gibt anhand von Originalbeiträgen einen zusammen· 
hängenden Überblick über die Positionen nationaler Befrei­
ungsbewegungen und revolutioniirer Parteien in Entwick· 
lungsländern . 

Eduardo Galeano 
Oie offenen Adern Lateinamerib.s. 
Die Geschichte einel Kontinenu 
von der Entdeckung bi, zur Ge~nwart 
Erweiterte Neuauflag.:, 311 Seiten, 
Peter Hammer Verlag 1981 

Placido Erdozain 
San Kornero de Amencil. 
Du Volk hat dieh hcil.ig8:erprochen. 
Die Geschichte dei Bischof, von San Salvallor 
122 Seiten,Jugcnddicnn.Verlag 1981 
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\ _ AntilmpenallStisch.,.rnf""",,tJonsbulletin 

o Ich bestelle ... Exemplar(e) AIB-Sonderheft 1/1982 zu Reagan 
(Preis 2,- DM zuzügl. Porto) 

o ICh bestelle ... Exemplar(e) AlB-Sonderheit 2/1981 zu Südafrika 

(Preis 2,- DM zuzügl. Porto) 
o ... Exemplar(e) Sotlderbroschüre zum Reagan·Besuch 

(Preis 5, - DM) 
O. Exemplare AIB-Sonderheft 2f1982 zu Minelamerika (2.-) 

o Ich abonniere das AlB ab Nr" . bis auf Widerruf' 
o Ich bestelle AlB Nr .. 
o Ich möchte Probeexemplare und Register (Jahr: ... ) 

1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 I 1 1 1 1 
vomame. Name 

11 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 11 1 1 1 1 1 1 1 .... "'" 
k!UJIQIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIW 

lt2a1'11. NI. des lwltellpostamles 

Klo.-N, 

• Jahr....abo linkt Porto): Inland 25,- DM. Ausland normal 30,- DM, Lultposl: Europa 
35.- DM. "bilge Länder 50.- DM; Förderaboo (50.- DM Oder metv) _.DM Kundigunget1 
""'-1_ nach 1 JaIv. Kundigungslrisl 2 Monate 

Für zwei Abonnenten: 

Autorenkollektiv 
Länder der Erde. 
Po ütisch-ökonomisches Handbuch 
7. Auflage, 720 Seiten, Pahl-Rugenstcin 
1981 

Peler Krieg 
Der Mensch st irbt nicht a.m Brot allein 
Lesebuch zum Film " Septemberweizen " 
192 Seilen, Großformat, Peler Hammer 
1981 

Lutz Göm er spricht Nazim Hikmet 
Ich liebe mein Land 
30-cm-LP, Verlag Pläne 1981 

Quilapay un 
UMBRAL 
30-cm-LP, Verlag Pläne 
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James Madhlope I'hillipsfBremer Chor Die 
Zeitgenossen, 
Bongi Makeba,jabula 
Konzer t für Soweto 
30-em-Doppel- L!' 
UN-Centre against Apartheid/Pläne 1981 

Ernesto eardenal 
Unser Land mit den Menschen 
die wir lieben 
Gedichte. Mit Bildern aus 
Solentiname und dem neuen Nicaragua 
64 Seiten, Großformat, Peter Ilammer 1980 

Harmes Stütz/DieleT Süverkrüp 
Kuba, Vom Zuckerrohr zur Zukunft 
144 Seiten, reich illustriert 
We1tkreis 1978 

Miriam Makeba 
Country Girl 
3D-ern-LI', Verlag Pläne 
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Wie geht das? .................... .. 
Aufruf von Radio Venceremos 

"In EI Salvador sind aUe kritischen Stimmen in der 
Presse, im Rundfunk, in den Kirchen und Gewerkschaf­
ten zum Schweigen gebracht worden. Pressezensur durch 
Todeskommandos, Bomben, Folter. 
Alle Stimmen - bis auf eine, 
die nicht zum Schweigen ge­
bracht werden kann, weil es 
die Stimme der neuen 
Volksmachl ist. die in 

weiten Teilen des Landes * 
schon die Kontrolle über-
nommen hat: 
Radio Venccremos ... 
Was anfing mit einer klei -
nen Sendeanlage in den 
Bergen von Moraziin, 
ist in elf Monaten Arbeit 
zu einem kom-
plexen Apparat geworden, 
der große Aufwendungen in 
die TH:hnik und Organisa­
tion erfordert, um seine 
Aufgabe erfüUen zu können: 
einer Bewegung Ausdruck 
und Orientierung 1lI geben, 
die sich in den ländlichen 
Kriegsfronlen wie im Unter­
grund der Städte vorbereitet 
auf den Aufstand, auf die 
endgültige Beseitigung eines 
politiSCh, wirtschaftlich und 
morwisch schon bankroHen - . 

ffjt~iCFdtf 
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und nur n()(h 'on den Waf­
fen der USA am Leben ge­
haltenen Regime, ... 
Tratlen wir bei zu der [rhal­
tung dn Senden der FMLN, 
der lel:den freien Stimme 
unter der Diktatur und der 
ersten der Volksntarhl! In 
der Erwartung, daß dieser 

Aufruf überall in der Weil. 
"0 die Stimme 'on Radio 
\'e~eremo~ gehört wird, 
ebenfalls Solidarität und Un­
terstül'zung erweckt, und in 
der Gewißheit, vereint den 
Sieg zu erringen! 

Radio Venceremos 
l\1oraZlln, EI Salvador" 

Was braucht Radio Venceremos? 
Politische IlIId materielle SolidarItät 

Was kann man tun? 
Mitmachen bei der SolidaritätskampagIle (Ies J ugelldmagazills elan 

* Ein Sender für * 
Radio Venceremos 



jan MetzgerfMartin Orth/Chr. Sterzing 
Das isl un$er Land - Westbank und 
Guastreifen unter israelischer Bcsattung 
320 Seiten, Lamuv 1980 

Hermann Kohn 
EI SalvadorfNicaragua. 
Aufstand im US·Hinterhof 
191 Seiten, Weltkreis Verlag 1981 

Peter Schiitt 
IXr Mohr hat $eine Schuldigkeit getan. 
Gibt CI Rassismus in der Bundesrepublik? 
264 Seiten, Weltkreis 1981 

Emesto Cardenal 
In Kuba. Bericht von einer RdllC: 
388 Seiten, Peter Hammer 1980 

Wolfram Brönner 
Afghanistan. 
Revolution und Konterrevolution 
290 Seiten, Verlag Marxistische Blätter 1980 

Rainer Falk{Peter Wahl (Hrsg.) 
Befreiungsbewegungen in Afrika. 
Politische Programme, Grundsliue und 
Ziele von 1945 bis zur Gegenwart 
532 Seiten, Pahl·Rugenstein 1980 

Sergio Ramirez 
Vom Vergnügen des Präsidenten. 
Enählungen aus Nio.:af"ll3Ua 
141 Seiten, Peter Hammer 1981 

ASF (HI"$(.) 
Keine neuen Atomwaffen in der Bundeirepublik. 
Aktionshandbueh 3 
192 Seiten, Lamuv 1982 

Frederik Vahle 
Manuel. Oder die Reise an den Anfang der Welt 
240 Seiten, Lamuv 1981 

Karl-Klaus Rabe (Hrsg.) 
Vier Minuten vor Mitternaeht. 
Stellungnahmen zum RüstungJwahnsinn 
160 Seiten, Lamuv 198 1 

Antonio Skllrmeta 
Der Auf.tand 
218 Seiten, Peter Hammer 198 1 

Manuel 
oder 
Die Reise zum 
Anfang der Welt 

Emesto Cardenal 
Die Stunde Null 

-

Alfred Babing{Hans·Dieter BräueT 
Namibia. Kolonialzeit , Widers tand und 
Befreiungskampf heute 
219 Seiten, Pahl·Rugenstein 1980 

jürgen Ostrowsky/Wolff Geider 
Südafrika. 
RaMismus, Imperialismus, Bdreiungskampf 
160 Seiten, Pahl·Rugenstein 1978 

Lore Schultz-Wild 
Oie zweite Befreiung. 
Alphabetisierung in Nicuagua 
Mit einem Vorwort von Femando Cacdenal 
204 Seiten, jugenddienst-Verlag 1981 

Sergio Ramirez 
Viva Sandino! Leben und Tod des 
ers ten lateinamerikanischen Guerillanihrcrs 
157 Seiten, Peter Hammer 1981 

MALIBONGWE. 
Freiheil5gedichte IÜdafrikanischer Frauen 
176 Seiten, WeltkrciJ 1980 

Michael Opperskalski 
Gott ändert nichts ... 
Iran ges tern und heu te 
236 Seiten, Weltkreis 1980 

Brigitta Benzing{Kahsai Wolde-Giorgis 
Du neue Äthiopien. 
Vom Kai llC: rrcich zur Revolution 
196 Seiten, Pahl-Rugenstein 1980 

hosper Kivouvou 
Angola. Vom Königreich Kongo zur 
Volksrepublik. 
272 Seiten, Pahl-Rugcnnein 1980 

Ein Vierteljahrhundert mit Allende. 
Erinnerungen lIC:ines Privatsekretärs 
429 Seiten, Pahl-Rugenstein 1981 

Günter Giescnfeld 
Vietnam - Laos - Kampuchea 
240 Seiten, Pahl-Rugcnnein 198 1 

Günter Amendt 
Da~ Sexbuch 
249 Seiten, Weltkrcis 1979 

ASF/AGDF (IIrsg.) 
Bonn 10. 10.8 1 
Friedensdemonstration für Abrüstung 
und Entspannung in Europa - Reden, Fotos ... 
224 Seiten, Lamuv 198 1 

Ikrll1:llln Koltll 
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der Reaktivierung der Parteistrukturen unternommen. So­
wohl in der Hauptstadt Bissau als auch auf dem Lande wur­
de versucht, durch Einschreibung der Mitglieder und durch 
Neuwahl der Basiskomitec:s die Partei wiederzubeleben. 

Gleichzeitig traten reaktionäre: Kräfte auf, die die Krise der 
Partei sowie nationalistische und rassistische Tendenzen in 
der Bevölkerung auszunutzen suchten, um die PAIGC zu 
schwächen. Diese Kräfte, die teils auch schon vor dem 
14.11.1980 in der Partei vertreten waren, aber nicht offen 
auftraten, nutzten die vom Revolutionsrat propagierte Poli­
tik der nationalen Eintracht, um einige ihrer Vertreter in 
ftihrende Positionen des Staatsapparates zu hieven. Es gelang 
ihnen jedoch trotz verschiedener Versuche nicht, das Weiter­
bestehen der PAIGC als Einheitspartei zu verhindern. 

Angesichts des sich verschärfenden Machtkampfes venchie­
dener Tendenzen innerhalb der PAIGC. des Staatsapparates 
und der Armee wurde der 1. außerordentliche Parteikongreß 
mit Spannung erwartet. 

Selbstkritische Lageeinschätzung der Partei 

Der Bericht wurde vom Präsidenten des Nationalrates,Joao 
Bernado Vieira, vorgetragen. Als wichtigste Gründe ftir die 
Einberufung eines außerordentlichen Kongresses nannte er: 
• die unnachgiebige Haltung des Generalsekretärs der 
PAIGC und des kapverdianischen Flügels der Partei nach 
dem 14.11.1980 und die Unmöglichkeit eines konstruktiven 
Dialogs; 
• die Gründung der PAICV und die Funktionsunfähigkeit 
der supranationalen Organe der PAIGC; 
• die sich daraus ergebende Notwendigkeit der Anpassung 
und Umwandlung der PArGC in Guinea-Bissau in eine natio­
nale Partei. 
Nino ging auf die Geschichte der Partei ein. Er kritisierte die 
Entwicklung der PAIGC und ihrer Wirtschaftspolitik nach 
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der Unabhängigkeit mit folgenden Worten: 
"Die Partei mußte einen großen Teil ihrer Kader in die 
Führung der zahlreichen neu gegründeten Staatsorgane 
schicken. Trotz der Tatsache, daß der Staat ein von der 
Partei gegründetes Instrument zur Durchsetzung ihrer Poli­
tik darstellt, geschah es, daß Staatsaufgaben zunehmend 
Vorrang vor Parteiaufgaben bekamen und daß die Kader in 
diesen Funktionen sich immer mehr von der Parteiarbeit 
entfernten, was zu einer Degradierung der politischen Situa­
tion und zum Aufkommen technokratischer Tendenzen 
fUhrte ... Aus dieser Tatsache ergab sich eine konstante 
Schwächung der politisch-ideologischen Arbeit ... mit fol­
genden Konsequenzen: 
• die Volksmassen wurden nicht fUr den nationalen Wie­

deraufbau mobilisiert ... und entfernten sich immer mehr 
von der Partei ... ; 

• das Nichtfunktionieren der intermediären und Basis­
strukturen ... ermöglichte es kleinen Gruppen, Macht in 
ihrem Interesse auszuüben ... ; 

• eine zunehmende Repression ... " 

Die wichtigsten wirtschaftspolitischen Beschlüsse des III. 
Kongresses der Partei seien vom Staatsapparat nicht ausge­
führt worden, was zu einer katastrophalen Wirtschaftslage 
geführt habe. Auch die Durchsetzung des Parteiprinzips der 
Einheit mit den Kapverden sei in der Praxis gescheitert und 
immer inhaltsloser geworden. Gegen diese Tatsachen habe 
sich die Bewegung des 14.11.1980 gewandt. 
Anschließend ging Nino auf die Entwicklung nach dem 14. 
November 1980 ein . Er wies u.a. auf die in der Geschichte 
Guinea·Bissaus erstmalige Verabschiedung eines Regierungs­
programmes durch die provisorische Regierung im Februar 
1981 hin. Er begründete ferner die dem Kongreß vorgeleg­
ten Thesen und machte Vorschläge zur Reaktivierung der 
Partei. Weitere Themen des Berichtes waren die Massenorga­
nisationen, Verteidigung und Sicherheit, die Rolle und Ein­
gliederung der ehemaligen Befreiungskämpfer ins Zivilleben 



und die Außenpolitik der PAIGC. 
Der Kongreß verabsch iedete ein neues Parteistatut und ein 
neun Programm. Die PAIGC wurde als nationale Partei in 
Guinea-Bissau restrukturiert. Der alte Name (also auch das C 
für Kapverden) wurde beibehalten, was von kapverdiani­
scher Seite als Einmischung in innere Angelegenheiten heftig 
kritisiert wurde. 
Nino begründete die Fortführung der Partei unter diesem 
Namen damit, daß die PAIGC in Guinea-Bissau gegründet 
worden sei, die Mehrl.ahl ihrer Mitglieder aus Guinea stamm­
ten, der bewaffnete Befreiungskampf in diesem Lande statt­
gefunden habe, die Partei die Unabhängigkeit belder Staa­
ten, also auch der Kapverden. erkämpft habe, und nicht 
wlelZt, daß die Partei das Erbe Amilcar Cabrals, ihres Be­
gründers, fortsetzen wolle. 

"Das Erbe Amilcar CabraIs" 

Gemäß den Beschlüssen des Kongresses soll die Partei wei­
terhin als Einheitspartei nach den Prinzipien des demokra· 
tischen Zentralismus, der kollektiven Führung, der Einheit 
Wld revolutionären Demokratie sowie der Kritik Wld Selbst­
kritik geruhrt werden. Die noch aus der Zeit des Befreiungs­
kampfes stammenden obersten Organe wurden in ein Zen­
tralkomitee Wld ein Politbüro umgewandelt. Die Funktion 
des stellvertretenden Generalsekretärs wurde nach heftiger 
Diskussion aus dem Statut gestrichen. 

Zur ideologischen und organisatorischen Stärkung der Partei 
beschloß der Kongreß die Konstituierung eines ständigen 
Sekretariats des Zentralko mitees und einer Revisionskom­
mission. Ständiger Sekretär des Zentralkomitees wurde der 
zum linken Flügel der Partei zählende Planungsminister 
Vasco Cabral. Um die Kontrolle und Orientierung der 
Staatsorgane durch die Partei zu gewährleisten, stimmten 
die Delegierten für die Gründung VOll Parteikommissionen 
durch das Zentralkomitee, sowohl auf zentraler als auch auf 
regionaler Ebene. 

Die Notwendigkeit verstärkter ideologischer Arbeit wurde 
besonders betont, vor allem der Kampf Hir die nationale 
Einheit und gegen Tribalismus, Regionalismus und Rassis­
mus. In der Wirtschaftspolitik beschloß der Kongreß, die 
Strategie des 111. Kongresses fortzusetzen und vor allem die 
Priorität für die Landwirtschaft auch tatsächlich durchzuset­
zen. 
Außenpolitisch sollen die Beziehungen zu den sozialisti­
schen Staaten verstärkt werden, ohm: jedoch vom Prinzip 
d~r Nichtpaktgebundenheit, die als Verbund~nheit mit dem 
Bestreben für Würde, Emanzipation und Fortschritt der 
Völker umschrieben wurde, abzuweichen. Die von der Partei 
als antikolonialistisch und antiimpcrialistisch bezeichnete 
Außenpolitik soll besonders den Kampf der Völker des 
Südlichen Afrika, Angola, die Frente POLISARIO, die Palä­
stinens.ische Befreiungsorganisation (PLO) und die Revolu­
tionäre Front für die Unabhängigkeit Ost-Timors (FRETI­
LlN) unterstützen. 
Der von den Delegierten angenommene Antrag, den Gene­
ralsekretär der PAIGC und Staatspräsidenten der Republik 
Kapverden sowie die an der Gründung der PAIGC auf Kap­
verden beteiligten PAIGC-Mitglieder wegen spalterischer 
Tätigkeit aus der Partei auszuschließen, führte zu einer wei­
teren Belastung der Beziehungen zwischen Guinea-Bissau 
und den Kapverden. Aueh der stellvertretende General­
sekretär der PAIGC, Luiz Cabral, wurde als angeblicher 
Hauptverantwortlicher für die Krise der Partei ausgeschlos­
sen, ebenso wie andere ehemalige führende Mitglieder der 
PAIGC, die nach dem Militärputsch nicht nach Guinea­
Bissau zurückkehrten, sondern in Kapverden blieben. Neuer 

Generalsekretär der PAIGC wurde der ehemalige Präsident 
des Nationalrates in Guinea-ßissau und des Revolutions­
rates.joao Bernado Vieira (Nino). 
Die Durchftlhrung des I. außerordentlichen Kougre!ses der 
PAIGC war die notwendige Folge des Staatsstreichs vom 14. 
November 1980 und der Gründung der PAICV auf den Kap­
verden. Der Kongreß sanktionierte somit die endgültige 
Trennung der PAIGC-r..titglieder in Guinea-B issau und auf 
den Kapverden. 
Die Versuche rückschrittlicher Kräfte, di~ nach dem 
14.11.1980 entstandene Situation zu ihren Gunsten auszu­
nutzen, d.h. die PAIGC zu schwächen und langsam aus dem 
nationalen Leben zu drängen. si nd vorläufig gescheitert. Der 
Kongreß faßte entscheidende Beschlüsse zur inhaltlichen 
Wld organisatorischen Stärkung der Partei und zur besseren 
Anleitung und Kontrolle der Staatsorgane. Die alte Pro­
grammatik der PAIGC wurde beibehalten und so ll dank ei­
ner gestärkten Partei tatsächlich in die Praxis umgesetzt wer­
den. 
Die Zusammensetzung des 12-köpfigen I'olitbüros, das in 
seiner Mehrheit aus Mitgliedern des Revolutionsrates be­
steht, aber auch andere bekannte Vertreter dei linken Flü­
gels der Partei enthält, deutet darauf hin, daß der Macht· 
kampf um den :.r.ukünftigen Weg der Partei und des Landes 
noch nicht abgeschlossen ist und weiterhin die Entwicklung 
Guinea-Bissaus beeinflussen wird. Die rückschrittlichen 
Kräfte innerhalb und außerhalb der PAIGC befinden sich 
jedoch derzeit in der Defensive. 

Machtkampf noch nicht abgeschlossen 

Seit dem Kongreß wurden einige Maßnahmen zur Realisie­
rung seiner Beschlüsse ergriffen. So verabschiedete der Mini­
sterrat Ende Januar 1982 ein Dekret über die Erarbeitung 
des ersten Vierjahresplans 1983-86. Trotz mehrfacher Ver­
suche waren die Ansätze einer verstärkten Koordinierung 
und Planung, deren Bedeutung der HI. Kongreß der PAIGC 
1977 besonders betont hatte, immer an mangelndem politi· 
schen Willen gescheitert. Eine Tendenzwende deutet sich 
auch in der Verwirklichung des Beschlusses, der Landwirt­
sehaft Priorität einzuräumen, an. So beschloß das Politbüro 
der Partei Direktiven rur das anlaufende Landwiruchafts· 
jahr. Der Ministerrat erhöhte die Agrarpreise und beschloß 
ein Importprogramm zur Förderung der Agrarproduktion 
und .vermarktung durch bessere Bereitstellung von Grund­
bedarfsgütern auf dem Land, vor allem in den Reisüber­
schußgebieten des Südens. 
Sollten diese Maßnahmen tatsächlich realisiert werden, 
könnte sich angesichts der guten Ernte dieses jahres die 
Versorgungslage des Landes etwas verbessern. Weiterhin 
sagte die Regierung den Schwarzhändlern den Kampf an. 
Auf politischer Ebene erlebte das Land die Propagierung der 
Kongreß-Beschlüsse und verstärkte Anstrengungen zur Schu· 
lung von Kadern in der PAIGC-Schule. Das Politbüro beriet 
über Schritte zur organisatorischen Stärkung der Partei. Das 
Zentralkomitee bereitet derzeit allgemeine Wahlen zu den 
Regionalversammlungen und zur Nationalversammlung vor, 
die noch in der ersten Hälfte des jahres 1982 durchgerUhrt 
werden sollen. Ein weiterer innen- und außenpolitisch be­
deutsamer Entschluß war die Freilassung des ehemaligen 
Staatspräsidenten Luiz CabraJ. Es bleibt zu hoffen, daß die­
se Maßnahme zur Nonnalisierung zwischen den Staaten 
Guinea-Bissau und Kapverden beiträgt. 
In der Außenpolitik sind ferner der Besuch einer hohen Par­
tei· und Regierungsdelegation unter Führung des neuen 
PAIGC-Generalsekretärs in der Sowjet union im Dezember 
1981 sowie die Reisen des Generalsekretärs nach Frankreich 
und Kuweit zu erwähnen. 
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Kampuchea 

Wilfred Burchett 

Vom Widerstand zum Aufstand 
Die Geschichte der zweiten Befreiung (1. Teil) 

Der austra lische Journalist Wilfrcd Rurchctt zählt :w den 
profundes ten Kennern Indochinas. Er lebte selbst mehrere 
Jahre in Kampuchea. 1980/8 1 unternahm er Reisen durch 
das zerschundene Land der Khmer. Neben aktuellen Situa· 
tionsberichten (siehe AlB 5/1981) stellte W. Hurchen 
Recherchen an, um die noch ungeschriebene Geschichte des 
Volkliwidcrstandes gegen das Pol,Pol-Regime (1975-79), so­
weit als heute möglich, nachzuzeichnen. 

"Die Flutwelle der Aufstände, die das kampucheanische 
Volk entfesselt hatte, um das Land und sich selbst zu retten, 
gipfelte in einem vollständigen Sieg. Am 7. Januar 1979 
wurde die Hauptstadt Phnom Penh vollständig befreit. Die 
diktatorische, militaristische und nepotistische (Vetternwirt­
schaft betreibende; d. Red.) Regierung der Pol Pot/leng. 
Sary.Clique wurde im gesamten Lande besiegt. Als es am 
Rande der Ausrottung stand, erhob sich das Volk von Kam· 
puchea ... " 
(Manifest des Revolutionären Volksrates von Kampuchea, 
10. Januar 1979) 
Die vollständige Geschichte des Widerstands des kampuchea. 
nischen Volkes gegen das Regime der Roten Khmer l wird 
nie bekannt werden. Die Auslöschung tausender namenloser 
Helden und Heidinnen - in den Erhebungen, an denen sie 
teilnahmen, oft bis auf den letzten Mann und die letzte Frau 
- macht es unmöglich, ein vollständiges Bild zusammenzu· 
setzen. Es ist aber möglich zu bestätigen, daß sich der 
Kampf extrem ausdehnte und sowohl von unbewaffneten 
Zivilpersonen als auch von Einheiten der Streitkräfte mit 
großem Heldenmut geruhrt wurde. 

Alle Mitglieder des regierenden Revolutionären Volksrates 
und anderer leitender Körperschaften der Volksrepublik 
Kampuchea beteiligten sich an Widerstandsbestrebungen 
oder führten diese an. Zu den Führern von Widerstands­
gruppen innerhalb der Rote·Khmer·Streitkräfte gehörten 
Heng Samrin, der später Präsident der Volksrepublik Kam­
puchea wurde, Hun Sen, ihr Außenminister, und Sau Phim, 
der zuerst Vizepräsident für Khieu Samphan war, nachdem 
letzterer 1976 Sihanouk als Staatsoberhaupt abgelöst hatte. 
Sau Phim fUhrte eine der ausgedehntesten Erhebungen in· 
nerhalb der Streitkräfte an. Er wurde verraten und hinge· 
richtet. 
Bewaffneter Widerstand gegen die Rote·Khmer-Führung Pol 
PotS und leng Sarys begann bereits 1973. In jenem Jahr 
stand Sai Phu Thong, jetzt einer der Vizepräsidenten der 
Nationalen Einheitsfront ftir die Rett ung Kampucheas 
{FUNSK),2 an der Spitze eines bewaffneten Aufs tandes in 

Kampucheas südwestlicher , an Thailand grenzender Provinz 
Koh Kong. Dieser Aufstand wurde durch den Abscheu ört· 
licher Rote·Khmer-Kader gegenüber den brutalen Maßnah· 
men, die gegen die Zivilbevölkerung angeordnet wurden, be· 
schleunigt. Er wurde mit großer Grausamkeit niedergeschia. 
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gen und alle Kader der Kommunistischen Partei aus jener 
Provinz wurden hingerichtet. 
Sai Phu Thongs Widerstandsgruppe war die zeitlich erste 
und größte. Sie unterhielt 5 kleine Stützpunkte mit je 20·60 
Angehörigen der Streitkräfte. Insgesamt hatten sie nur zwei 
kleine Radioempfanger und keine Sender. Bei 17 Gelegen· 
heiten schickte Sai Phu Thong Emissäre, um von den Viet· 
namesen Hilfe zu erbitten. Aber Hanois Loyalität gegenüber 
den Roten Khmer war zu jener Zeit so groß, daß die Emis· 
säre an der Grenze zurückgeschickt wurden. Drei der Grup' 
pen wurden abgefangen und von den Pol·Pot·Kräften ausge· 
löscht. 
Schließlich gelang es Sai Phu Thong, einem Khmer thai län· 
discher Herkunft, nach Thailand zu entkommen, wo er von 
Angehörigen des Khmer·Volkes im Grenzgebiet beschützt 
wurde, bis e r zurückkehren konnte, um den landesweiten 
Aufruhr zur Beendigung des Pol.Pot.Regimes zu unterstüt· 
zen. 
Eine ähnliche bewaffnete Erhebung, unter Führung von Bu 
Thuong, begann etwas später in der Nähe der laotischen 
Grenze in Nordostkampuchea. Erhebungen innerhalb der 
Streitkräfte gewannen besonders ab 1977 an Schlagkraft, 
aber die meisten wurden mit der den Roten Khmer eigenen 
Grausamkeit unterdrückt. 
Die fast völlig fehlenden Nachrichtenverbindungen zwischen 
den verschiedenen Widerstandsgruppen ließen sie über die 
Existenz und die Aktivitäten der jeweiligen anderen in 
Unkenntnis und verhinderten lange Zeit die Organisierung 
einer landesweiten Aufstandsbewegung. Nichtsdestoweniger 
gingen die Revolten innerhalb der Streitkräfte der Roten 
Khmer sowie die isolierten Volkserhebungen weiter. 

Die "Krauchmar-Revolte" 

Einen Bericht über spontanen Volkswiderstand bekam ich 
von Dr. Abdul Koyaume, einem Vizepräsidenten des Phnom 
Penher Komitees der Nationalen Rettungsfront. Er ist rur 
die Angelegenheiten ethnischer Minderheiten sowie - als 
Epidemologe - für das öffentliche Gesundheitswesen der 
Stadt zuständig. 
Dr. Koyaume gehört zu den Cham. Diese mohammeda· 
nische Gemeinschaft von Khmer zählte früher einmal 
700.000, wurde aber VOll den Roten Khmer auf ungefahr 
150.000 reduziert.3 Die Cham, traditionell Fischer, lebten 
hauptsächlich Längs der Flüsse Mekong und Ton1e Sap. 
Dr. Koyaume hatte im Dorf Kokor gewohnt, das zusammen 
mit den Dörfern Koh Frak und Roang den Bezirk Kompong 
Sien der Provinz Kompong Cham bildete. Zur Zeit unseres 
Zusammentreffens Anfang Dezember 1980 hatte er die drei 
Dörfer gerade besucht und sie völlig verlassen vorgefunden. 
Von den ehemals 20.000 Cham·Einwohnern von Kompong 



Sien war keiner mehr da. Das bedeutet niclH unbedingt, daß 
keiner überlebt hatte; doch der Gestank und die Erinnerung 
an den Tod waren derart, daß überlebende nicht zurück­
kehren wollten. Dr_ Koyaume besehrieb, was als der 
"Krauchmar-AufSland" bekanntgeworden war: 
"Es war im Oktober 1975, als die Reisauspflanzung in der 
Hauptsaison gerade abgeschlossen war und wir uns eben zur 
Feier des Ramadan, des heiligsten islamischen Feiertags, an­
schickten. Angkar.KaderA erschienen und alle wurden zu 
einer öffentlichen VeT3ammlung gerufen. Der leitende Kader 
sagte: 'Ihr seid jetzt Revolutionäre - ihr dürft die Religion 
nicht länger respektieren. Ihr könnt den Koran als Toiletten­
papier benutzen. Bringt sie heraus, und wir werden ein Freu­
denfeuer damit yeranstahen.' Die Leute weigerten sich, und 
die Po\.Pot.Truppen begannen in die Häuser zu gehn, um 
Koranexemplare zu konfiszieren. Unsere: Männer wehrten 
sich, und es gab ein Tauziehen um den Besi tz des Koran. Die 
Truppen fingen an, d~e Frauen und Kinder fortzujagen und 
die Männer zusammenzutreiben. Sie wurden fortgeschafft 
und hingerichtet. 
Schnell verbreitete sich die Nachricht davon, daß sich dies in 
alrert Cham·DÖrfern im Bereich des mittleren Mekonglaufes 
abspiele. Die Rettung des Koran nahm Widerstandscharakter 
an. Aber dies war nur der Vorwand ftir die rassistische Aus­
rottung unserer Cham .Bevölkerung. Sie beschuldigten un­
sere Frauen, daß sie das Haar lang trügen wie die Vietname­
sinnen und folglich 'beschmutzt' seien. Nicht weit von mr:i­
nem Dorf lag die sehr fruchtbare Insel Koh Pha!. die 'Wohl· 
standsinscI' , in der Mitte des Mekong. Dort gab es denselben 
Kampf um den Koran. Die Pol-Pot-Truppen begannen die 
Männer :l:usammenzulreiben. Viele sprangen in den Fluß. 
Einige ertranken, einige wurden im Wasser von MG-Feuer 
getötet. Die Pol-Pot·Leute schickten dann eine Marineein­
heil aus Kompong Cham, um jedes auf Koh Phal verbliebene 
Lebenwc:sen aUS"lulöschen. Die Insel ist in Koh Pes, ' Insel 
der Asche', umbenannt worden." 
Laut Dr. Koyaume. (und bestätigt durch mr:ine eigenen In· 
terviews mit Oberlebenden der Cham, angefangen mit de­
nen, die ,1977-78 nach Vietnam entkamen), wurden die 
Cham zusammen mit Offizieren und Soldaten der Lon-Nol­
Streitkräfte!! in die Kategorie "A" zur beschleunigten Aus­
rottung eingereiht. 
"Das Morden begann unmittelbar nach dem, was wir als 
unseren gemeinsamen Sieg (vom April 1975; d. Red.) an· 
sahen. Die erste Phase besland darin, daß Freiwillige als Hel­
fer beim Reispflan:t.en gesucht wurden. Die, die sich melde­
ten, wurden nie wieder gesehen. Das Morden ging 1975 und 
1976 sporadisch weiter. Im Juli 1977 sagten die örtlichen 
Rote-Khmer-führer, unser Be:l:irk sei :l:U dicht bevölkert und 
einige Leute müßten auf andere Be:t.irke verteilt werden. 
Mein Dorf lag im sog. 'Bezirk 42', und es wurde angeordnet, 
daß als erstes 120 Familien in den 'Be:l:irk 41' umgesiedelt 
werden müßten. Die lIalfte der Familien waren Cham. Sie 
konnten keinerlei Iiaushaluutensilien mitnehmen - Angkar 
'würde welche besorgen '. Die :l:uerst gingen, verbrachten eine 
Nacht in einer Schule, während die wenigen LK Ws hin· und 
herfuhren und die anderen abholten. Von da an mußten sie 
aUes dalassen bis auf die Kleidung, die sie trugen. Dann 
wurden sie :tur Kautschukplantage von Chup gebracht, wo 
man Gruben, einige davon 10 m tid, vorbereitet hatte. 
Männer, Frauen und Kinder wurden getrennt umgebracht, 
ihre Leichen in verschiedene Gruben geworfen." 
Prom Than, der zu der Diskussion mit Dr. Koyaume mitge. 
kommen war, war ebenfalls ein Vizepräsident des Phnom­
Penher Komitees der "'ront und war für religiöse Belange 
yerantwortlich. Ich fragte ihn, warum Pol Pot besonders ge­
gen die Cham war. Er erwiderte, daß die Pol.Pot/leng Sary· 
Führung gegen alle Rc:ligionen war. 
"Die Rote·Khmer-Führer brachten ungefahr 3/4 der buddhi-

stischen Bonzen um, konnten aber nicht aUe buddhinischen 
Gläubigen töten, da sie praktisch das gesamte Volk darstell­
ten. Was aber die Cham angeht, so konnten sie nicht nur die 
Mullahs, sondern aUe Gläubigen umbringen, weil es sich um 
cine fremdländische Völkerschaft mit einer fremdländischen 
Religion handelte. Und die Cham wehrten sich mit allen 
ihnen verfügbaren Mitteln, um ihre Religion und ihre beson­
deren Bräuche zu verteidigen. 
Vor 1975 lebten die Cham in sehr festgeftigten Gemein­
schaften, die sich gewöhnlich um ihre Moscheen herum 
gruppierten. Zwischen ihnen bestand eine sehr große Solida­
rität. Pol Pot machte sich so rort daran, dies aUes :l:U zerbre­
chen. Es herTschte eine yorsäaliche Teilungs-, Zerstreuungs­
und Ausrotlungspolitik. 
Um zu überleben, mußten die Leute ihre Bräuche aufgeben. 
Moscheen wurden in Schweineställe und Deponien für 
menschliche Exkremente verwandelt. Die Frauen mußten 
sich das Haar kun schneiden, die Manner Schweinefleisch 
essen - Weigerung bedeutete die sofortige Exekution. Von 
Gebeten mußte Abstand genommen werden, die Cham 
mußten ihre Identität verbergen oder verleugnen. Doch 
hörten sie unter enonnen Opfern niemals auf, sich in der 
einen oder anderen Form 'Zu wehren." Wird fortgesetzt 
(Quelle: Tricontinental, Havanna, Nr. 78,5/1981, S. 37-51) 

Anmerkungen: 
I) Ab Rote Khma (Khmer Rouge) btteichnete das vonnalige 

kampueheanilChe Staauoberhaupt Prin:t. Norodom Sihanouk 
einen ultra1inken flilgcl der KommunistiKhen Partei Kampu­
eheas, nachdem diese 1960 den bcwd'fnetm Kampf :turn Stun 
seines neutralini5(hen Regimes aufgenommen haue; d. Red. 

2) Crund$3Udokummte der FUNKSN und des Revolutionären 
Volkllrates Kampuchealliehe in: AlB 2/1979, S. 4 ff.;d. Red. 

5) Die Angaben hinsichtlich der Ccsamaahl der O\.a.m·Bevölkerung 
in Kampuehea schwanken beträchtlieh, aber e, herrscht allge· 
meine Oberein'tlmmu"8 darüber, daß von den Khmer Rouge der 
Venueh unternommen wurde, sie YoUständig auszurOllen. 

4) "Anskar" bedeutet "Die Organisation", wie sich der Unter· 
drilckunSSapparat von Pol PotfIens Sary selbst nannte; d. Red. 

5) Das proimperialillische Lon·Nol·Regime war im Mlirz 1970 durch 
einen Puueh an die Macht gekommen und wurde mit der Erobe· 
rung Phnom Penhs im April 1975 durch die Nationale Einheits­
front Kampucheas (FUNK) gestiln.t ;d. Red. 
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Palästina 

Ivesa Lübben·Pistofidis 

Rebellion in der Westbank 

"Ich bin entschlossen, meinen Kampf fortzusetzen, um dem 
Einfluß der PLQ (Palästinensische Befreiungsorganis3tion; d. 
Red.) ein Ende w machen",l rechtfertigte der israelische 
Kriegsminister Ariel Scharon den brutalen Einsatz des israe­
lischen Militärs in der Westbank. Und der sog. "Zivilgouver. 
neur" Mc:nachim MUson p!lichtete ihm bei: "Israel befindet 
sich jetzt in einem sehr ernsten Kampf gegen die PLO. Er 
wird meiner Meinung nach ausschlaggebend sein rur die Frie­
denschancen im Nahen Osteo.,,2 
Im März dieses Jahres entwickelte sich der paläslinensischc: 
Widerstand in der Westbank (Westjordangebiet) und im 
Gazastreifen. der sich gegen die israelische Besatzung und 
die in Camp David (Separatabkommen Israels, Ägyptens 
und der USA, September 1978) ausgehandelten Autonomie­
pläne richtet, zum Massenaufstand. 

Bürgermeister auf der Abschußliste 

Als der Bürgermeister von EI-Bireh, Ibrahim Tawil, am 15. 
März 1982 in das Büro des Gouverneurs Milson zitiert wur­
de, lehnte der gesamte Gemeinderat ein Treffen mit der 
Zivilverwahung ab: "Wir wurden nicht gewählt, um als 
Brücke zu dienen, über die Pläne und Lösungen des Feindes 
durchgesetzt werden können - als solche sind die Zivilver­
waltungs- oder Autonomiepläne von unserem Volk bereits 
abgelehnt worden.") 
Die Antwort der Zionisten kam prompt. Am 18. März d.J. 
stürmten israelische Truppen das Bürgermeisteramt in El­
Bireh, lösten den Gemeinderat auf und setzten ein der Zivil­
verwaltung unterstelltes Komitee ein, das die Amtsgeschäfte 
leiten soll. 
Die Bürgermeister von Nablus und Ramallah, Bassam Shakaa 
und Karim Khalaf, riden daraulbin die Bevölkerung der be· 
setzten Gebiete zum Generalstreik auf, der überall befolgt 
wurde. Die Läden blieben geschlosen, Schulkinder organi­
sierten Sit-ins, Studenten bauten Barrikaden. überall fanden 
mächtige Demonstrationen statt. 
Die Besatzungsmacht schlug brutal zurück. Läden wurden 
m it Gewalt geöffnet, Teldonleitungen gekappt, Zeitungen 
durften nicht mehr erscheinen. Ober die meisten Städte 
wurde eine Ausgangssperre verhängt, Panzer fuhren auf. 
Gegen Demonstranten wurde nicht nur Tränengas eingesetzt 
- es wurde auch scharf geschossen. Bis zum 31. März d.]. 
starben 8 Palästinenser im Kugelhagel, die meisten von 
ihnen unter 20 Jahren. 

"Herr Scharon verheimlicht nicht," schrieb Le Monde am 
24.3.1982, "daß er die meisten Bürgermeister loswerden 
möchte. Schon einen Tag später werden die Bürgermeister 
von Nablus und Ramal!ah, Bassam Shakaa und Karim Kha­
laf, mit Gewalt zum Sitz des Militärgouvemeurs geschleppt, 
wo ihnen ihre Amtsenthebung mitgeteilt wird. Menachim 

32 

Milson hat inzwischen zu verstehen gegeben, daß 10 weitere 
Bürgermeister auf der Abschußliste stchen."4 
Der Protest gegen diese Maßnahmen dehnte sich auch auf 
die Araber in Israel selbst aus. Am Tag des Bodens, der seit 
1976 jedes jahr am 30. März gefeiert wird, fo lgen Zehnlau­
sende von Arabern in Nazareth, Haifa, Ramlah und jaffa 
dem Streikaufruf. Am Vorabend hatten 15.000 Israelis auf 
eine r Kundgebung in Tel Aviv das Ende des Besatzungster­
rors gefordert. 
Als schließlich AlJan Goodman, ein Zionist und Anhänger 
der uhrarechten jüdischen Verteidigungsliga Rabbi Kahanes, 
am Ostermorgen in jerusaJem 2 Palästinenser ermordete und 
100 verletzte, traten die Volksrnassen in allen arabischen 
Ländern und dem Iran in einen eintägigen Solidaritätsstreik 
mit dem palästinensischen Volk. Die Verurteilung Israels 
durch den UN-Sicherheitsrat scheiterte nur am Mißbrauch 
des Vetorechts durch die USA. Die Anzeichen dafUr, daß die 
Zionisten die Annexion der Westbank und des Gazastreifens 
vorbereiten, mehren sich. In Menachim Begins Wahlplatt. 
form vom Sommer 1981 war die Rede von "historischen 
Rechten" über die besetzten Gebiete, die mit allen Mitteln 
zu verteidigen seien. 
Nach der Rückgabe des ägyptischen Sinai durch Israel am 
25. April 1982 und der Räumung der lelzten Sinai·Siedlung 
Yamit durch die israelische Armee stellte Ministerpräsident 
Begin klar: Yamit sei die letzte zionistische Siedlung auf 
beßetztem Territorium, von der sich Israel freiwillig zurück­
ziehen werde. Einen Tag nach der Räumung der Halbinsel 
kündigte er eine Gesetzesinitiative seiner Regierung an, der· 



zufolge bei künftigen Friedensverträgen mit arabischen 
Nachbarn die Räumung jüdischer Siedlungen verboten sei. 5 

Kriegsminisu:r Scharon nannte die Räumung des Sinai die 
Grenze der israelischen Zugeständnisse. "Es gilt nun Israels 
Sicherheit zu verbessern und die Siedlungen im West jordan· 
land, auf den Golanhöhen und im Gazastreifen auszu· 
bauen", heißt es in seinem Tagesbdehl vom 25. April 
1982. 6 

Selbst die in Camp David vereinbarten sog. Autonomiever· 
handlungen, durch die ja die Verwirklichung des Selbstbe· 
stimmungsrechts der Palästinenser verhindert werden sollte, 
stoßen anscheinend unter der zionistischen Führung nur 
noch auf wenig Interesse. Arie l Scharon besteht darauf, daß 
die nächste Verhandlungsrunde in jerusalem stattfindet -
für Ägyptens Präsident Mubarak, der gerade dabei ist, Wege 
'Zur Annäherung an die arabische Staatengemeinschaft zu 
suchen, ein unannehmbarer Vorschlag. 
Es scheint den Zionisten auch eher darum zu gehen, Vor· 
wände für eine mögliche Annexion der Westbank und des 
Ga'Zastreifens 'Zu suchen. Sollten die Autonomiegespräche 
mit Ägypten scheitern, so drohte A. Scharon, dann werde 
das israelische Recht auf die Westbank und den Ga13streifen 
ausgedehnt. 7 

"Autonomie" i la Begin 

Allerdings stehen einer endgültigen Annexion 'Zum gegen· 
wärtigen Zeitpunkt noch Hindernisse entgegen. Das erste 
dieser Hindernisse ist außenpolitischer Natur. Die USA ver· 
suchen im Nahen Osten ein militärisch'politisches Bündnis 
'Zu schaffen, in das sie sowohl Israel wie auch einige reak· 
tionäre arabische Staaten integriert wissen möchten. 
"Israel", so meinen arabische Beobachter, "möchte ein Teil 
dieser multilateralen Allianz sein ... Sollte Israel die besetz· 
ten Gebiete formal annektieren, so würde es damit ein ge· 
wichtiges Hindernis 'Zur Durchsetzung dieses Plans dars tel· 
len, der ja auch einige arabische Staaten umfassen soll.,,8 
Der andere Grund ist demographischer Natur: Die Einbürge­
rung von I Mio Arabern nach Israel, das ja selbst nur 4 Mio 
Einwohner hat, stellt in den Augen der oppositionellen 
Gewerkschaftsbewegung eine Gefahr für den jüdischen Cha· 
rakter des Staates dar. So ist die Regierung Begin gezwun· 
gen, Zwischenschritte 'Zu entwickeln, die nach außen den 
Schein der Autonomie wahren, faktisch aber den Weg zu 

Erklärung 
palästinensischer Bürgermeister 

Die Bürsermeister und J\.1itglieder von acht Gc:meindeverwaltungen 
in den besetzten Gebieten der Westbank und dem Gazastreifen 
erklärten am 28. Män 1982, daß sie die sog. "Zivil"verwaltung und 
jegliche Zusammenarbeit mit ihren Institutionen und Körperschaf· 
ten ablehnen. In einem Kommunique, das von den acht Gemeinde· 
räten von Anabta, Qalqilya, Beit Sahour, Gau, Dora, Tulk.arcm, 
Hebron und BcthJchem herausgegeben wurde - die anderen Ge­
meindeverwaltungen waren aufgrund der von Israel verhängten 
Ausgangsspcrren oder Blockaden nicht in der Lage teihunehmen -
stellten sie folgendes fest: 
I. Die UnterdTÜckungsma6nahmen Israels gegen Institutionen der 
We5lbank und des Gazastreifens sind ein Schrill auf dem Weg zur 
Annexion der Gebiete durch die von Israel unterstützten "Dorf· 
ligen". 
2. Wir lc:hnen die Zivilverwaltung ab, wir weigern uns Beziehungen 
mit irgendeiner ihrer Körperschaften aufzunehmen und unter· 
stützen voll die Haltung, die von den Gemeindeverwaltungen von 
Ramallah, El·Birch und Nabluli eingenommen wurden. 
3. Wir betonen unser Recht auf Selbstbestimmung und auf Enich· 
tung eines unabhängigen Staates unter Führung der PLO, des einzig 
legitimen Vertreten. des palä5tinensischen Volkes. 
4. Wir rufen unsere Brüder in der arabischen Weh, die öffentliche 
Meinung und alle friedliebenden Kräfte auf, uns angesichu der 
isrcaliKhen Expansion und der Angriffe auf die Sehnsüchte unseres 
Volkes beizustehen. 
(Quelle: Palenine, Bc:irut, Nr. 711.·15. April 1982, S.20) 

einer vollständigen Annexion ebnen sollen. 
Die Autonomievorstellungen der israelischen Regierung ge· 
hen auf einen Plan 'Zurück, den Begin bereits am 28. Dezem· 
ber 1977 der Knesset vorgelegt hat. Der Plan sieht eine 
Selbstverwaltung nur für die Bewohner, nicht aber die palä. 
stinensische Souveränität über den Boden, vor. Die zu 
wählenden "autonomen Räte" sind danach lediglich für e ini· 
ge Gemeindedienstleistungen verantwortlich, während "alle 
grundlegenden Verantwortlichkeiten ftir Gesetzgebung, Ver· 
waltung, Planung, Finanzen, Wirtschaft und Sicherheit wei· 
terhin den israelischen Okkupanten obliegen, insbesondere 
was das Land, das Wasser, die Industrie, das Budget, das 
Militär und die Polizei betrifft."g 
Verkehrs· und Postwesen sollen unter israelischer Kontrolle 
bleiben. Die Zionisten behalten sich das Recht auf Land­
besitz und die Errichtung neuer Siedlungen vor. Die Zensur 
von Presse und Unterrichtsmaterialien wird beibehalten und 
.,und die israelischen Sicherheitskräfte werden bei den Wah· 
len zu den Selbstverwaltungskörperschaften ihr Veto gegen 
Kandidaten einlegen können, um Einflußgewinne der PLO 
zu verhindern. Wahlplattformen unterliegen der Zensur".lO 
Mit Recht stellt Karim Khalaf fest: "Das ist keine Auto· 
nomie, wenn eine andere Regierung einem den Nacken 
bricht. Kein Bürgermeister wird eure Autonomie akzeptie­
ren, weil es das gleiche ist, als würde die Besatzung ftir im· 
mer fortdauern. "11 
Eine verstärkte zionistische Siedlungstätigkeit soll das demo· 
graphische Gewicht der jüdischen Bevölkerung stärken und 
die Palästinenser in e ine Minderheit im eigenen Land ver· 
wandeln. 
Am 7. September 1982 hielt Mattityahu Drobless, Vorsit­
zender der Siedlungsabteilung der Zionistischen Weltorgani. 
sation, in der Westbank.Siedlung Kedumin eine Prcssekon­
feren'Z ab, auf der er die Gründung von 12·15 neuen und den 
Ausbau der schon vorhandenen 85 Siedlungen bekanntgab. 
Die Zah l der zionistischen Siedler in der Westbank 5011 sich 
von jetzt 25.000 auf 120.000 erhöhen. "Bis zum Jahr 20 10 
sieht der Plan eine jüdische Bevölkerung von mehr ab 1 Mio 
vor und ich hoffe Wld glaube, daß das eine Tatsache 
wird.,,12 
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Zusätzlich ordnete Arid Scharon die Gründung von 16 stra­
tegischen Minisiedlungen an (14 in der Westbank, 2 auf dem 
Golan), die jederzeit ausgebaut und in zivile Siedlungen ver­
wandelt werden können. 13 Am 21. Februar kündigte A. 
Scharon die Absicht der israelischen Regierung an, wichtige 
Industrie komplexe in die Westbank zu verlegen - auch aus 
"Sicherheitsgründen ". 
Die Rechtmäßigkeil des fortgesetzten Raubs an palästinen­
sischem Boden wurde höchstrichterlich bestätigt. Am 22. 
Februar 1982 entschied der Oberste Gerichtshof Israels, daß 
die Militärbehörden in den besetzten Gebieten befugt seien, 
palästinensisches Land zu "Staatsland" zu erklären und zu 
enteignen. 14 

Nachdem Ariel Scharon im juli 1981 vom Landwirtschafts­
ins Kriegsministerium gewechselt war, ging er daran, der Be­
satzungsmacht einen zivilen Anstrich zu verleihen und kolla­
borationswillige Palästinenser an der Verwaltung zu beteili­
gen. 

Dorfligen - Scheinaltemativen zur PLO 

Ein erster solcher Schritt war die Ernennung Menachim Mil­
sons zum "Zivilgouvemeur" fur die Westbank und den Gaza­
streifen am 1. November 1981. Ein zweiter Schrilt war die 
Organisierung von Kollaborateuren in sog. Dornigen. Über 
die Dornigen, die unter israelischer Regie bisher in I-Iebron, 
Bethlehem, Ramallah, Tulkarm und jenin gegründet wur· 
den, versuchen die Zionisten e ine Scheinaltemative zu den 
gewählten Bürgermeistern, die fast alle der PLO nahestehen, 
zu schaffen. Diese Kollaborateure können sich jeder - auch 
finanziellen - Unterstützung durch Israel sicher sein, wäh­
rend die gewählten Bürgermeister durch die Besatzungs­
behörden zunehmend an der. Ausübung ihrer Amtsgeschäfte 
gehindert und finanziell ausgetrocknet werden. 
Die gewählten Bürgermeister sollen sich durch ihre Macht­
losigkeit in der Bevölkerung diskreditieren, während die 
Dorfligen als die besseren Verwaltungen profiliert werden 
so llen. Die palästinensische Bevölkerung ist darauf nicht her· 
e ingefallen. Die Führer der Ligen können sich nur schwer· 
bewaffnet in der Öffentlichkeit sehen lassen. 
Der Amtsantritt Menachim Milsons wurde mit einem Mas­
senaufstand in den besetzten Gebieten beantwortet. Ein 
Generalstreik legte vier Wochen lang Schulen, Universitäten 
und öffentliche Einrichtungen lahm. 
Die Zionisten ließen daraufhin schnell wieder ihre "zivile" 
Maske fallen. M. Milson schloß die Universitäten von Bir 
Zeit, ftir zwei Monate, setzte Militär gegen Demonstranten 
ein, ließ Häuser "Verdächtiger" sprengen und rund 4.000 
Palästinenser verhaften. 15 
Anfang Dezember 1981 sprangen die Unruhen auf den 
Gazastreifen über, wo joseph Lunz, bisheriger Militärgouver­
neur des Gebiets, seine Uniform gegen einen Anzug tau­
schen soll, um das Gebiet künftig "zivil" zu verwalten. 

Der Entwicklung des Widerstandes innerhalb der besetzten 
Gebiete war seitens der PLO lange Zeit zu geringe Bedeu· 
tung beigemessen worden. Angesichts der Notwendigkeit 
konkrete Perspektiven auch ftir den Kampf in Palästina 
selbst zu entwickeln, ist innerhalb der PLO die Diskussion 
um die politische Führung in den besetzten Gebieten, ins­
!>esondere über die Palästinensische Nationale Front (PNF, 
gegr. 1973), erneut entbrannt. 16 

In der Front hatten sich all diejenigen Kräfte zusammen­
gesch lossen. die sich in der PLO repräsentiert sahen. Ihre 
erste Bewährungsprobe hatte die PNF bei den Gemeinde­
ratswahlen 1976, durch die sich Israels Ministerpräsident 
Shimon Peres eine Bestätigung der projordanischen Ober­
schicht versprach, die man als Gegengewicht zum wachsen-
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den Einfluß der PLO ansah. Ein Irrtum: Auf Initiative der 
PN F bildeten sich "Nationale Blocks", die mit einem Stim­
menanteil von über 80% aus den Wahlen hervorgingen. Die 
Bürgermeisterämter wurden in den folgenden jahren zu Zen­
tren des Widerstandes. 
Ende der 70er jahre erfuhr die PNF allerdings einige 
Rückschläge. Einerseits gelang es den Zionisten den gesam­
ten Führungsapparat ausfindig zu machen und entweder zu 
deportieren oder zu langjährigen Gefangnisstrafen zu verur· 
teilen. Andererseits wurde die Front durch zunehmende 
innere Kontroversen (über die PNF-Bündnisbreite und das 
Verhältnis der PNF zur PLO) geschwächt. Es gab innerhalb 
der PLO Stimmen, die beftirchteten, daß sich die PNF durch 
die Formulierung eigener Positionen von der PLO entfernen 
würde. 
In Ergänzung zur illegal arbeitenden PNF formierte sich als 
Antwort auf Camp David im Oktober 1978 das Nationale 
Führungskomitee (NGC). Das im NGC repräsentierte 
Bündnis geht über das der PNF noch hinaus, wenn auch in 
ihr die PNF über maßgeblichen Einfluß verfUgt. Während die 
PN Feinen Zusammenschluß verschiedener politischer Grup­
pierungen darstellt, umfaßt das NGC alle Kräfte, die in 
irgendeiner Weise einen Teil der palästinensischen Gesell· 
schaft repräsentieren: alle Bürgermeister, die auf einer Liste 
der PNF gewählt wurden, Vertreter der Gewerkschaften, 
Studenten- und Berufsorganisationen, Vertreter der palästi­
nensischen Presse. 

Verbot des Nationalen Führungskomitees 

Das NGC kann heute fUr sich in Anspruch nehmen, große 
Teile der palästinensisehen Gesellschaft zu repräsentieren. 
Es stellt keine Al!ernative zur PNF dar, sondern eine Ergän­
zung. Es gibt inzwischen in über 40 Orten dezentrale Komi­
tees, die sich in den vielfaltigsten Aktivitäten im Kampf 
gegen den Camp-David-Prozeß bewährt haben. Aus diesem 
Grunde wurde es am 11. März 1982 auch von Ariel Scharon 
verboten. 
In dcr PLO hat sich immer mehr die Ansicht durchgesetzt, 
daß in den besetzten Gebieten eine starke politische Füh­
TUng in Form der·PNF notwendig ist. Der letzte Palästinen­
sische Nationalkongreß (PNC) im j ahr 1981 beschloß: "Der 
PNC betont die dringende Notwendigkeit. die Palästinen­
sische Nationale Front als Arm der PLO in der besetzten 
Heimat aufzubauen ... Er betont auch die Notwendigkeit, 
alle Gewerkschaften, Studenten-, Frauen- und Berufsorgani· 
sationen, wie auch die Gemeindeverwaltungen zu unterstüt· 
zen und sie zu berahigen, die Standhaftigkeit unseres Volkes 
in seinem Land und seine Einheit angesichts der Praktiken 
und expansionistischen Polit ik des zionistischen Feindes zu 
konsolidieren.'·17 

Anmerkungen; 
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13) Le Monde, 5.2.1982 
14) Palästina·Bulletin, 26.2.1982 
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16) Vgt. die Diskussion des PLO-Research Center, wiedergegeben in 

PFLP·Bulietin, Oktober/November 1981 
17) Abschlußkommunique des 15. Palästinensisehen Nationalrau in: 
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Palästinas Kinder brauchen Hilfe 

Auf seiner jüngsten Mitgliederversammlung beschloß das Anti­
imperiali,ti$Che Solidaritätskomitee für Afrika, Asien und Late in­
amerika (ASK) ein Projekt der materiellen Solidarität mit dem palä­
stinensischen Volk, für das mit dem hier abgebildeten Plakat gewor­
ben wird. 
Unterdrückt und rechtlos in seiner Heimat, vertrieben und verfolgt, 
imrner wieder - vor allem in den libanesischen Zufluchtsorten -
israelischen wftangriffen auf !leine Zivilbevölken,mg ausgesetzt, 
kämpft das paläninensische Volk ums pure überleben. 
TraU entsprechender UNO-Beschlüsse, trotz der Anerkennung der 
PW durch die UNO und die meisten Staaten der Erde (die Bundts­
republik befindet sich nicht darunter) verhindert die "nrategisehe 
Allianz" Israel-USA - assistiert u.a . auch von allen bisherigen Bun­
desregierungen - jeden Schritt zu Verwirklichung des nationalen 
Selbstbestimmungsrechts der Palästinenser. Mehr noch: seit Mitte des 
vergangenen Jahres ist die Welt Zeuge einer weiteren Welle israeli· 
scher Repression und Aggression. Ein<:r nahöstlichen "Pax Ameri­
cana" ist das Palästina-Problem im Wege. Die Achse Tel Aviv· 
Washington versucht es auf ih re Weise zu ,)ösen": 
Am 17. Juli 1981 bombardierte Israels Luftwaffe mit US·amerikani· 
schen Kampfflugzeugen den Beiruter Stadtteil Fakhani. 300 Men· 
schen wurden getötet, 800 verletzt, die meisten von ihnen palästinen· 
sische Frauen und Kinder. Zerstört wurden U.a. palästinensische 
Krankenhäus.cr. In den folgenden Tagen folgten Bombardements U.a. 
auf die Flüchtlingslager Nabatiyeh und Rashidiyeh. 
Danach erklirte eine schwedische Ärztin in Rashidiyeh: 
"Infektionen treten häufiger anf und sind ernster, weil die Menschen 
gezwungen waren, wochenlang auf engem Raum in ihrem Luftschuu; 
zu bleiben. Sie haben wenig ~legenhcit herauszukommen und 
frische Luft und Nahrung aufzunehmen. Die Elektrizität ist auch 
abgeschaltet worden, und daher müssen wir m it vielen Infektionen 
fertigwerden. Es gibt auch viele Hautinfektionen. 
Wahrend der Bcschießung hatten wir auch Fälle von Schock bei 
Menschen, die sich in unmittelbarer Nähe einer Explosion befanden. 
Sogar wenn sie nicht verwundet waren, litten sie unter Schock, d.h. 
folgende Symptome traten auf: verängstigte Reaktionen, Schwierig· 
keiten beim Atmen, starker Schwindel und Bauchschmerzen. Bezüg· 
lich der Verwundeten muß man sagen, daß wir die schwersten Fä.lle 
gar nicht hier haben, weil sie ins nächste Krankenhaus des Palästinen· 
sischen Roten Halbmonds, drei Kilometer von hier ins flüchtlings­
lager al·Bas gebracht werden. Wir behandeln die kleinen Verletzun­
gen und kümmern uns um Leute, d ie aus dem Krankenhaus entlassen 
worden sind. 

Das Hauptproblem sind Infektionen verschiedener Art; auch Erkäl­
tungen, die durch schwere Lungenentzündungen kompliziert werden; 
auch Hautinfektionen und Magcnprobleme; Magen- und DannJta­
tarrh. Weiterhin zc:igcn viele Menschen Anzeichen von chronischem 
psychologischem Stress, der eng mit den Lebensbedingungen zusam­
menhängt und sich in Schmerzen in vielen Teilen des Körpers, des 
Rückens, in den Beinen etc. ausdrück t. ( ... ) 
Ein weiteres Problem in der Gesundheitsfünorgc ist der Abfall auf 
den Straßen. Wenn es die Sicherbeiulagc nicht zuläßt, daß der Abfall 
geräumt wird, besonders im Sommer, zieht er Fliegen an, die Krank­
heiten verbreiten. Wir haben auch Probleme mit manchen Rabies, die 
nicht gestillt werden können und standessen mit der Flasche gefüt· 
tert werden. Sie bekommen leicht Infektionen, einerseits weil die 
Nahrung nicht die beste ist, andererseits, weil während diese r J ahres­
zeit die Kindernahrung sowieso schlec::ht wird. In Bezug auf diese 
Frage arbeiten wir mit der Mutter·und·Kind·K.linik zusammen." 
Der in dieser Aussage erwähnte "Palä.stinensische Rote Halbmond" 
(PRH) wurde im Januar 1969 durch Beschluß des Pallistinensischen 
Nationalrats geschaffen. Diese " Rot-Kreuz"..ccsellschaft des palist'· 
nensischen Volkes unte rhält mittlerwei le 30 Krankenhäuser und 
etwa 100 weitere medizinische Einrichtungen, vor allem im Libanon 
und in einigen anderen uahischen Staaten. 
Auf eine enuprec::hende Interview-Frage antwortete kürzlic::h de r 
Vizepräsident und Direktor der medizinischen Dienste des PRH, Dr. 
Abdullah Abu Hassan: "Wir haben keinen Personalmangel. Wu uni 
f~hlt, sind Mittel zur medizinischen Versorgung und medizinische 
AuSliistung. " 

Als Beitrag zur Solidarität mit dem palütinensischen Volk rUhrt das 
ASK deshalb in Abspnu:he mit der Bonner PLO-Vertretung eine 
Spendensammlung durch, von deren Erlös mobile Kinder-Ambulan· 
zen des Pallistinensischen Roten Halbmonds ausgeriilt~t werden sol· 
len. Solidaritätsini tiativen, andere dem okratische Organisationen und 
Einzclspender können auf Wunsch eine Aufuellung der benötigten 
Gegenstände mit Preisangaben erhalten. Auch das abgebildete Plakat, 
ein vieneitigts DlN-A-4-Faltblatt und weitere Materialien lind erhält­
lich bei; 
Antiimpc:rialistischel Solidaritätskomitee ru r Afrika, Alien und 
Lateinamerika (ASK j, Mainzer Landstr. l!j, 6000 Frankfurt/l>1ain I, 
Tel. 0611f 236375 
Spenden werden unter dem Kennwort ,,Palästina" eroeten auf das 
Sonderkonto Prof. E ric::h Wulfr; PlIChA i'ranUurt/M., KonlO-Nr. 
527055-602 



Türkei 
Interview mit F. Rezan 

Der doppelten Unterdrückung 
der Kurden vereint begegnen 

Ober die Lage in Tückisch-Kurdistan, den kurdischen Volks­
widerstand und die Organisierung der Kurden in der Bun­
dc:srcpublik informierten wir kürzlich in e inem Gespräch mit 
Agha Abn, Griindungsmitglied der Fortschri ttlich-Demokra­
tischen Arbeitervereine Kurdistans (KKOK). in AlB 
11-12/198 1. Gegen die dortige Darstellung der Sozialisti­
schen Partei Tückisch-Kurdistans (SPTK, gegr. im Frühjahr 
1981 ) gab es sachbewgene Einwände. Im nachstehenden 
AlB-Interview mit F. Rezan, einem Europavertreter der 
SPTK, geben wir dieser relevanten Strömung der Kurden­
bewegung Gelegenheit zur Selbstdarstellung. 

AlB: Wie ist das Se lbstverständnis bzw. was sind die pro­
grammatischen Kernpunkte der SPTK? Besonders: Wie 
definiert sie ihr Verhältnis zur Kurdenfrage in der Türkei 
und zur sozialen Frage? 
F. REZAN: Um unsere Position zu verstehen, ist ein kurzer 
Blick in d ie Geschichte nötig. Kurdistan, damals in feudalen 
Fürs tentümem organisiert, wurde im Jahre 1639 zwischen 
dem Inmischen und dem Osmanischen Reich aufgeteilt. Die 
zweite Teilung unseres Landes in vicr Teile, auf die Türkei, 
Syrien, Iran und Irak, erfolgte nach dem Unabhängigkeits· 
kampf der Türkei unter Mustafa Kemal (19 19·23; d. Red.). 
Obwohl Türken und Kurden diesen Kampf gemeinsam gegen 
die imperialistischen Eroberer gefUhrt hatten, erhielten die 
Kurden in der Republik Türkei keinerlei nationale oder 
demokratische Rechte. Einerseits wurde und wird die Exi· 
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stenz der Kurden verleugnet, andererseits werden sie brutal 
verfolgt, ausgeraubt, gefoltert und ermordet. 
Die d rei großen Aufstände der Kurden gegen diese Unter­
drückung in den J ahren 1925 , 1930 und 1937 wurden blutig 
niedergeschlagen, Hunderttausende von Kurden ermordet 
und weitere Hunderttausende in den Westen zwangsumgesie. 
delt. Die türkische Regierung verbot die kurdische Sprache, 
Geschichte und Kultur, sie raubte die Reichtümer unseres 
Landes und schuf nichts dem Volk nützliches. 
Die Entwicklung von Handwerk, Agrikultur und Industrie in 
Kurdistan wurde verhindert . Die herrschenden Klassen der 
Türkei, bürgerliche und feudale Kräfte im Biindnis, haben 
mit einem ständigen Abnuß von Kapi ta l aus Kurdistan dafUr 
gesorgt, daß einerseits unser Land verannte, andererseits 
aber die Macht der Feudalen, der Großgrundbesitzer und 
der religiösen Führer, in weiten Tei len Kurdistans unange­
tastet blieb. Während die Türkei als Ganzes in den kapitali. 
stischen Weltmarkt integriert ist, als Schwellenland abhängig 
von den Metropolen. und sich im Westen der Türkei durch· 
gehend kapitalistische Verhältnisse durchgesetzt haben, hai 
die oben erwähnte Politik dazu geführt, daß in Türkisch· 
Kurdistan zwar ebenfalls kapi talistische Verhältnisse Einzug 
gehalten haben , doch noch nicht in dem Maße, daß man es 
als durchgehend kapital istisch definieren kann. 
Türkisch-Kurdistan befindet sich also in der Phase des Ober· 
gangs vom Feudalismus zum Kapitalismus und weist somit 
e ine halbfeudale Struktur auf. Es hat eine andere sozioö ko-



nomische Struktur als die türkische Türkei. Das bedeutet. 
daß die Bedürfnisse und Forderungen seiner Bevölkerung 
sich mindestens leilweise von denen der Menschen im 
Westen der Türkei unterscheiden. Hinzu kommt die Unter­
drückung der kurdischen Sprache, Geschichte und Kultur, 
die Politik des Genozids von seiten der türkischen Regie­
rungen. Das Vo lk Türkisch-Kurdistans wird also doppelt aus­
gebeutet und unlerdrückt. einerseits von den Herrschenden 
im eigenen Land, andererseits von den türkischen Kolonial­
herren. 
Die vor uns liegende revolutionäre Phase, auf die wir uns 
vorbereiten, ist demzufolge die nationaldemokratische 
Revolution. Sie soll einerseits die koloniale Abhängigkeit, 
andererseits die Herrschaft der Feudalen brechen. Das Volk 
muß selbst die Führung des Landes übernehmen und dabei 
der Lösung der Agrarfrage besondere Beachtung schenken. 
Die konsequente Demokratisierung des Landes in jedem ge­
sellschaftlichen Bereich, darunter auch die freie Entwick­
lung unserer Sprache und Kultur, sollen die zweite Phase der 
Revolution, den übergang wm Sozialismus, vorbereiten . 
Voraussetzung dafür ist, daß die Führung in den Händen 
einer revolutionären Parrei - der Partei der Arbeiter und 
annen Bauern - bleibt. Unsere Partei, die Sozialistische Par­
tei Türkisch-Kurdistans (SPTK). hat sich die Ideologie der 
Arbeiterklasse. ihre Ziele, ihre Organisations- und Arbeits­
prinzipien zu eigen gemacht. Gleichzeitig vertritt sie die 
Interessen der armen Bauern Kurdistans, die den größten 
Teil der ländlichen Bevölkerung ausmachen, als eine dem 
Proletariat nahestehende Masse. Weiterhin betrachtet die 
SPTK sich selbst a ls Bestandteil der revolutionären Arbeiter­
bewegung der Welt. 

Ansätze für eine nationaldemokratische Front 

In welchem politischen Rahmen unser Volk seine Freiheit 
realisieren kann, hängt von der konkreten historischen Ent­
wicklung ab. 
Bei einer fortschrittlichen Entwieklung in der Türkei, die 
wir sehr begrüßen würden, ist eine freiwillige, demokratische 
Föderation der Türkei und Kurdistans zum Wohle und zum 
Nutzen der Werktätigen heider Völker möglich. Wenn 
jedoch die fortschrittlich-demokratischen Kräfte der Türkei 
eine Föderation ablehnen, bleibt uns nur noch die Unabhän­
gigkeit. Weiterhin ist es auch denkbar, daß es in den anderen 
Teilen Kurdistans zu einer fortschrittlichen Entwicklung 
kommt und ein Zusammenschluß zu einem unabhängigen, 
demokatischen Kurdistan möglich wird. 
Wenn jedoch bürgerliche und feudale Kreise im Bündnis ver­
suchen sollten, eine demokratische Lösung zu verhindern, 
werden wir uns dagegen wenden: 
AlB: Wie weit ist das Bemühen um eine nationale Frontbil­
dung in Türkisch-Kurdistan gediehen? Welche Differenz­
punkte gibt es dabei noch zwischen den verschiedenen 
demokratischen Kräften zu überwinden? 

F. REZAN: Zur DurchfUhrung der nationaldemokratischen 
Revolution ist die Bildung einer nationalen Front in Kur­
distan notwendig. Die Sozialisten müssen sich mit anderen 
fortschrittlichen und patriotischen Kräften auf eine anti­
imperialistische, antikolonialistische und antifeudalistische 
Politik einigen, mit dem Ziel der Befreiung unserer Nation, 
der Beseitigung der feudalen Reaktion und der Demokrati­
sierung. 

Schon früher wurden von den patriotisf;hen Kräften Tür­
kisch-Kurdistans Bestrebungen zur Bildung einer Front 
unternommen. Anfang des jahres 1980 einigten sich drei 
Organisationen mit gemeinsamen Zielen a.uf eine Zusam­
menarbeit und bildeten eine Front, die Nationa.ldemokra-

tische Einheitsfront (Ulusal Demokratik Gü~birligi - UDG). 
Weil jedoch einige iIilerne Schwierigkeiten nicht über­
wunden werden konnten, ging die Front nach kurzer Zeit 
auseinander. 
Unsere Partei versucht auch jetzt, eine Front der patrio­
tischen Kräfte zu schaffen. Fast ein jahr wurden die Bemü­
hungen der patriotischen Kräfte um eine Einheit weiterge­
führt. Im Februar 1982 haben sich drei Organisationen, die 
Sozialistische Partei Türkisch-Kurdistans (SPTK), die Natio­
nalen Befreier Kurdistans (KUK) und Fahne der Befreiung 
(Ala Rizgari) prinzipiell hinsichtlich der Einheitsfront ge­
einigt und dies der Öffentlichkeit mitgeteilt. Die Revolutio­
nären Demokraten (00) beteiligten sich zwar an diesen Ar­
beiten, nahmen jedoch eine an ihnen geübte und veröffent­
lichte Kritik zum Anlaß, weiteren Arbeiten fernzubleiben. 
Die von den drei Organisationen geleistete Arbeit ist ein 
wichtiger Schritt zur Front. Am Programm der Einheits­
front wird noch gearbeitet. [n der vorliegenden Erklärung 
wird das Ziel der Zusammenfassung aller patriotischen 
Kräfte betont. Für uns gibt es keinen Grund, weshalb die 
Revolutionären Demokraten sich nicht an der Front beteili­
gen sollten. 
Die als PKK (Kurdische Arbeiterpartei - Apocular; d. Red.) 
bezeichnete Organisation hat in der Vergangenheit aUe 
patriotischen Kräfte zu Feinden erklärt; sie hat weiter er­
klärt, daß sie gegen diese alle einen bewaffneten Kampf 
fUhren werde und hat so zahlreiche Schießereien verursacht. 
Sie hat der Nationalbewegung Kurdistans, der es darauf an­
kommen muß, die Volksrnassen für sich zu gewinnen, mit 
terroristischen Methoden großen Schaden zugefügt. Wir sind 
jedoch der Meinung, daß sich diese Organisation . voraus­
gesetzt sie leistet eine emstzunehmende Selbstkritik, sie ver­
hält sich freundschaftlich gegenüber den patriotischen 
Kräften und definiert klar ihre Biindnispolitik, den Bemü­
hungen um eine Einheitsfront anschließen kann. 
In der gemeinsamen Erklärung bringen die drei Organisatio­
nen außerdem zum Ausdruck, daß sie Besuebungen fUr eine 
antiimperialistische und demokratische Front aller fort­
schrittlichen Kräfte des kurdischen und des türkischen Vol­
kes in der Türkei unternehmen. Unsere Partei hat immer 
Bestrebungen zur Verwirklichung einer nationaldemokra­
tischen Front in Kurdistan und einer antiimperialistischen 
und demokratischen Front in der lurkei unternommen, wie 
dies auch in unserem Programm als eines unserer Ziele for­
muliert ist. 

Die Evren-Junta massakriert Kurden 

AlB: Die 1980 errichtete Evren-junta hat offenbar die Re­
pression gegen die progressive Arbeiterbewegung in der 
Türkei (DISK.Prozesse. Morde, Folter usw.) noch verschärft. 
Gilt dies gleichennaßen für Türkisch-Kurdistan oder machen 
Sie dabei Unterschiede zwischen der Verfolgung demokra­
tischer Türken und Kurden? 
F. REZAN: Zwischen der Verfolgung demokratischer 
Türken und Kurden gibt es zunächst keinen Unterschied. 
Seide werden mit denselben brutalen Methoden verfolgt, 
gefoltert und ennordet. 
Doch werden von der junta nicht unteTSchiedslos alle Tür­
ken verfolgt. Dagegen wissen wir, daß in Kurdistan systema­
tisch Dorf Hir Dorf und Haus für Haus durchsucht wird. 
jedesmal gibt es Verhaftungen und regelrechte Massaker. Im 
November/Dezember 1981 machte ein Hungerstreik in 
Frankfurt/~iain darauf aufmerksam. Freunde erzählten uns, 
daß sie zu Hause niemanden mehr im Alter zwischen 15 und 
35 jahren gefunden hätten. Entweder seien sie im Gefäng­
nis, im Ausland oder im Untergrund. Dazu paßt, daß schon 
heute 2/3 der türkischen Armee in Kurdistan, das 1/3 der 



Türkei bildet, stationiert sind. Dieser Anteil soll innerhalb 
dieses Jahres auf 3/4 erhöht werden. 
Für uns ist damit klar, daß sich das Vorgehen der Junta 
gegen das kurdische Volk richtet, also auch ethn isch begrün­
det ist. Wir haben von vornherein gesagt, daß das Angriffs­
ziel der faschistischen Junta neben der Arbeiterbewegung 
der Türkei die nationaldemokratische Bewegung Kurdistans 
ist. 
AlB: Die Selbstorganisation der Kurden in der Bundesrepu­
blik und West-Berlin reicht bis in die 70er Jahre zurück. 
Kann man von einem Aufschwung ihrer Aktivitäten und 
einer Zunahme ihrer Kooperation mit anderen demokra­
tischen Kräften der Türkei nach dem MilitärputsCh von 
1980 sprechen? 
F. REZAN: In der BRD und West-Berlin haben sich parallel 
zu entsprechenden Vorgängen in der Türkei und Türkisch­
Kurdistan Organisationen der Arbeiter aus Kurdistan gebil. 
det. 

In der BRO leben heute etwa 300.000 Kurden, die infolge 
der Armut zuhause in besonders großer Zahl nach Europa 
gekommen sind. Naturgemäß haben sich häufig hier Organi. 
sationen gebildet, die ein freundschaftliches Verhältnis zu 
einer politischen Bewegung zu Hause haben, die fUr ihre 
Heimat dieselben politischen Ziele vertreten und hier in 
Europa sehr wichtige Aufklärungsarbeit über die Situation 
in unserer Heimat leisten. 

Die Föder,nion der Arbeitervereine Kurdistans (KOMKAR) 
ist bekanntlich eine unabhängige demokratische Massenorga­
nisation der Arbeiter aus Kurdistan in der BRD und West­
Berlin. Darunter gibt es auch Sympathisanten unserer Partei. 
Selbstverständlich haben alle betroffenen Organisationen 
auf den Putsch vom 12. September 1980 mit noch mehr 
Aktivitäten reagiert, Türken wie Kurden. Gerade KOMKAR 
bemühte sich imtner wieder, gemeinsame Aktionen mit an· 
deren antiimperialistischen und an tifaschistischen türkischen 
und kurdischen Organisationen zu initiieren. Leider klappte 
ein solches Bündnis nur begrenzt. Wir hoffen aber, daß es in 
dieser Beziehung Fortschriue gibt, was eine Zusammen­
arbeit zwischen türkischen und kurdischen Organisationen 
langfristig sehr erleichtern Würde. 
Schließlich, bei allen Differenzen, die sie bezüglich der 
Situation im Heimatland haben können. sind sie alle als aus­
ländische Arbeiter Bestandteil der Arbeiterklasse hier und 
haben ähnliche Probleme. Die reaktionäre Wende in der 
Ausländerpolitik kann e in Anlaß für eine bessere Zusam­
menarbei t sein. Speziell fUr die Kurden gibt es hier die Chan· 
ce, einen Teil der zu Hause erfahrenen Unterdrückung, 
nämlich die kulturelle, abzubauen, und die eigene Sprache 
und Kultur weiterzuentwickeln. 
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AlB: Die BRD/EG unterstützt die Evren-Junta und ist duld­
sam gegenüber ultrarechten Türkenorganisationen hierzu­
lande. Wie bewerten Sie die bundesdeutsche Türkeipolitik? 
Was sind Ihre zentralen Forderungen? 
F. REZAN: Die Türkei ist fester Bestandteil des westlichen 
Bündnisses. Die BRD unterstützt die Junta immer noch mit 
Millionen, obwohl Amnesty International ihr systematische 
Folterungen bescheinigt hat. 
Der Europarat hat sich immerhin nach massiven Aktivitäten 
vor allem von KOMKAR zu einer Verurteilung der Türkei 
wegen der Verletzung von Menschenrechten entschließen 
können. Dänemark und die Niederlande haben ihre Finanz­
hilfen rur die Türkei zunächst gesperrt. 

Wir fordern die Einstellung jeglicher Hilfen, weil sie derzeit 
nur ein faschistisches Terrorregime stützen. das noch dazu 
als hochgerüste ter "Eckpfeiler" der NATO im Nahen und 
Mittleren Osten eine Gefährdung fUr den Frieden und damit 
eine Gefahr für den Weltfrieden darstellt. 
Die BRO, die leider neben den USA eine der aggressivsten 
Kräfte der NATO ist, unternimmt natürlich sehr wenig ge­
gen türkische rechtsextremistische Organisationen hier, ge· 
nausowenig wie gegen deutsche neonazistische Organisatio. 
nen. Gemeinsam mit anderen türkischen und kurdischen 
Organisationen fordern wir schon seit Jahren ein Verbot der 
Tarnorganisation der "Grauen Wö lfe", z.B. der Türk-Födera· 
tion. Bisher ohne Erfolg. Und dabei wurden erst vor kurzem 
kurdische Demokraten Angriffsziel türkischer Faschisten, 
wobei ein Demokrat den Tod fand. 
Nur die feste gegenseitige Solidarität von Türken und Kur­
den, von Deutschen und Ausländern, und das aktive Eintre­
ten für demokratische Rechte und rur den Frieden kann 
solche Dinge verhindern und uns allen eine menschenwür­
dige Zukunft sichern. 
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USA - Dritte Welt 
Ludger Schmitz 

CIA - Fesselung 
und Entfesselung 

nach Vietnam (3.Teil) 
Daß nachts auf einem abgelegenen Teil des Ndjili-Flughafc:ns 
lIon Kinshasa (Zaire) C-141-Großraumtransporter, Flugzeu­
ge aus den USA, landeten und ihre Fracht schnell auf kleine­
re Maschinen umgeladen wurde, war im Jahre 1975 nichts 
ungewöhnliches. Der CIA lieferte Waffen an die prowestli­
ehen Organisationen Nationale Vereinigung rur die Totale 
Unabhängigkeit Angolas (UNITA, gegr. 1966) und Natio­
nale Befrc:iungsfront Angolas (FNLA, 1962 aus der 1954 
unter Holden Roberto gegt. Volksunion von Nordangola 
hervorgegangen ), um die marxistisch orientierte Volksbe­
wegung für die Befreiung Angolas (MPLA, gegT. 1956) aus 
Luanda zu vertreiben. 
In der Nacht des 20. Oktober 1975 aber wurden 'Zwei süd­
afrikanische C- l.30.Transportflugzeuge beladen. Einträchtig 
nebeneinander standen US·Amerikaner und Südafrikaner 
auf dem Rollfeld - Agenten des CIA und des südafrikani· 
sehen Geheimdienstes BOSS (Büro für Staatssicherheit) 
überwachten die Aktion. 

überein kunft der grauen Eminenzen 

Auch Südafrika hatte in Angola eingegriffen. Die von den 
USA initiiene Eskalation des Angolakrieges hatte ihren Lauf 
genommen und im CIA letzte Bedenken gegen eine kaum 
verdeckte Zusammenarbeit mit dem Rassisunregime beisei· 
te geräumt. BOSS·Chef General H.J. van den Bergh besuchte 
'Zweimal Washington; Agenten trafen sich auf offizieller 
Ebene. 23 

Dieses jahr 1975 bildete den Höhepunkt der Zusammenar· 
beit von CIA und BOSS. Ihr eigentlicher Vater aber, J.J. 
Angleton, erlebte sie nicht mehr im Amt - er war ein jahr 
zuvor der Walergate·Affare zum Opfer gefallen. 
Seit der Gründung einer CIA.Abteilung für gemeinsame Ope' 
rationen mit anderen Geheimdiensten 1956 war ihr Leiter, 
j.J. Angleton, 'Zu einer der "grauen Eminenzen" der Agen. 
tur geworden. Schon beim Aufbau des israelischen Geheim· 
dienstes MOSSAD hatte er eine große Hilfe beigesteuert. 
Ende der 60er jahre wurde er mehrmals von H.J. van den 
Bergh aufgesucht, dem ersten Chef des SOSS. Seide verein· 
barten technische Hilfe des CIA und die Ausbildung von 
BOSS·Agenten in den USA. Ferner wurde eine stillschwei· 
gende übereinkunft erzielt, daß der CIA keine Operationen 
in Südafrika durchführen und der BOSS im Gegen'Zug Ge· 
heimdienstmaterial über Befreiungsbewegungen im Südli· 
chen Afrika an die USA weiterleiten werde. 24 

Eine so weitgehende Abmachung geht über die gewöhnliche 
Zusammenarbeit 'Zwischen zwei Geheimdiensten hinaus. Im 
allgemeinen wird die Zusammenarbeit punktuell eng festge· 
legt, definiert man Ziel und Koordination von Aktionen ge· 

gen einen gemeinsamen Gegner, in diesem Fall d ie Befrei· 
ungsbewegungen im Südlichen Afrika, um eine höhere Ef· 
fektivität 'Zu erzielen. Nur in diesem Operationsbereich wer· 
den Aktionen der beteiligten Geheimdienste gegeneinander 
ausgeschlossen. Andere Aktionen gegen das Land des jewei· 
ligen Partners sind von dieser Einschränkung aber nicht be· 
troffen. 
Außerdem gilt 'Zumindest theoretisch, daß die dem ~deren 
Geheimdienst ibergebenen Informationen zu begren'Zen 
sind. Man gibt nur das weiter, was der andere unbedingt 
wissen muß, um so zu jedem Zeitpunkt der Opera tion die 
Führungsrolle 'Zu behalten und gegebenenfalls ohne Schaden 
aussteigen zu können. Im Falle der Zusammenarbeit mit 
dem südafrikanischen BOSS wich der CIA von beiden Prin· 
zipien ab, indem er auf Operationen in der Republik Süd· 
afrika (RSA) verzichtete und den Informationsfluß an den 
BOSS nicht einschränkte . 

Der Chef der ClA·Station Pretoria war 'Zur Zeit des Angola· 
krieges angewiesen, den südafrikanisehen Geheimdienst aus· 
ftihrlichst über alle Ein'Ze lheiten der US·Aktionen gegen 
Angola zu unterrichten. Der BOSS dagegen hielt sich mit 
seinen Berichten sehr 'Zurück. Nach den zahlreichen Veröf· 
fentlichungen über den CIA hieß es in Pretoria, ebenso wie 
beim israelischen MOSSA D, Mitteilungen an den CIA könne 
man genauso gut gleich auf dem Washingtoner Capitol·Hügel 
anschlagen. 

H. Kissingers "Powerplay" 

Derartige Zweifel tfÜbten die Be'Ziehungen des CIA 'Zum 
BOSS allerdings keineswegs. Die USA hatten ein größeres 
strategisches Interesse am Erhalt ihres verläßlichen Partners 
im Südlichen Afrika als je 'Zuvor. 
Das unter Leitung von H. Kissinger 1969 erstellte Studien· 
memorandum zur Nationalen Sicherheit (NSSM .39) , dessen 
Prämisse unveränderter kolonialer Verhältnisse lange Zeit 
Grundlage der Afrikapolit ik der USA gewesen war, hatte 
sich als eine grobe Fehleinschätzung erwiesen. Da nach der 
absehbaren Befreiung Zimbabwes keine "Pufferstaaten" 
mehr die RSA umgeben würden, mußte Südafrika Jetzt 
selbst gegen einen möglichen Befreiungskrieg gerüstet wer· 
den. 
Im September 1976 trafen sich in Zürich US·Außenminister 
H. Kissinger. der NATO·Oberkommandierende General A. 
Haig und Südafrikas Premierminister j .B. Vorster. Aus den 
Abmachungen dieses Treffens wurde bekannt, daß Südafrika 
durch geheime Zusammenarbeit in die NATO einbezogen, 
militärische Technologie und Rüstungen bis in den nuklea· 
ren Sektor hinein erhalten und bei seiner militärischen und 
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geheimdienstlichen Destabilisierung Angolas unterstützt 
würde. 25 

Zur Umgehung eines seit 1963 in den USA bestehenden 
Verbots von Waffen lieferungen an Südafrika wurden Rü­
stungsgüter wie z_8. Hubschrauber, Panzennotoren, gepan­
zerte Fahn:euge. Militärelektronik usw. über Drittländer ge­
liefer t oder als zivile Waren deklariert_ Zur Bewältigung 

größerer Lieferprobleme wurde der CIA mit seinen Erfah­
rungen als größter internationaler Waffenhändler eingeschal­

tet. 

1975 hatte Siidafrika über die CIA-Station Pretoria um e in 
hochentwickeltes Artillerie-System nachgesucht. Da den 
USA ein direktes Geschäft politisch zu brisant war, wurde 
zum Waffenhändler JohnJ. FrOSI Kontakt aufgenommen. 26 

Unter Anleitung eines bisher nicht bekannten CIA-Agenten 
stellte dieser für die südafrikanische staatliche Waffenfirma 
ARMSCOR eine Verbindung zum Waffenkonzern Space 
Research Corporation (SRC) in den USA her. Die SRC pro­

duziert das weltbeste Artillerie-System, eine 155-mm-J5.a­
none von 30 km Reichweite samt Munition und Zielverfol­

gungsradar. Die Firma unterhält bei North Troy in Ver­
mont /USA e in 8.000 Morgen großes Gelände an der kana­
dischen Grenze, das dank besonderer Verträge nicht der 
Zollhoheit Kanadas und der USA unterliegt. 
Im Män: 1977 wurden die Arrangements des JJ. Frost wirk-

sam. Bis Juli 1978 gelangten über die SRC-Testgelände, die 
bis November 1978 auf den Karibik-Inseln Antigua und Bar­
bados unterhalten wurden. insgesamt acht Schiffsladungen 
Waffen nach Südafrika. Laut dem Bericht eines Untersu· 
chungsausschusses des US-Repräsentantenhauses umfaßten 
die Lieferungen etwa 60.000 besonderer IS5-mm..(;ranaten 
mit einer um 20% ges teigerten Reichweite sowie mindestens 
vier Kanonen, darunter drei weiterentwickelte Prototypen. 
Das dazugehörige Zielgerät wurde von de r südafrikanischen 
Luftfahrtgesellschaft SAA direkt in New Vork abgeholt! 

Damit nicht genug: Am 7.7.1977 ge lang es ARMSCOR, über 
kaum verdeckte Mittelsmänner einen Anteil von 20% am 
SRC-Kapital zu erwerben. Der Vertrag beinhaltete auch den 
Zugang zu Konstruktionszeichnungen und die Freigabe von 
Patenten. 
Danach konnte ein Bericht der Johannesburger Sunday 
Times vom 28.3.1982 nic ht mehr überraschen, demzufolge 
P.G. Marais, Konzemchef von ARMSCOR, die südafrikani­
sche Entwicklung eines überragenden ISS-mm-Artillerie­

Systems, G 5, und den Test dieser Waffe auf Antigua b~­
kanntgegeben hatte. Die RSA verfUge jetzt, so P.G. Marais, 
über eig~ne Produktions- und Erprobungsstätten. 
Das von SRC entw ickelte Kaliber 155 eignet sich rur den 
Abschuß atomarer Granaten mit eng begrenztem Wirkungs­
kreis, wie er von siidafrikanischen Militärs rur den Einsatz 

Südafrikanische Geheimdienste 
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Am 16.5.1969 wurd<,; mit b<";Ritwilligu westlicher Ausriistungs­
und Ausbildungshilf<,; der südafrikani$<;h<,; Geh6mdienst, das Büro 
rur StaaUsicherheit (BOSS), gegriindet. Seine gesetzlich festgelegten 
Aufgaben umfassen alle Bereiche der Oberwachung und Ausschal­
tung jeglicher Opposition gegen die Aparth6dpolitik in Südafrika 
und insbesondeR im benachbarten Ausland. Dab<";i übernahm er 
einige AufgabenbeTl:iche der Polizei und des militärischen Geheim· 
dienstes DMI. Sein Etat wuchs schnell von 4 Mio Rand 1969 auf 
34,5 Mio Rand 1978. 
Ocr BOSS ist keiner gesetzlichen Kontrolle untelWorfen und unter­
SIeht diTl:kt dem Premi.erminiSler der Republik Südafrika. So wurde 
und wird der Geheimdienst stets als dessen persönliches Machtin-
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strument gegen die loyale weiße Opposition und gegen Widersacher 
in der eigenen Partei benutzt. 
OberTasch<';nd<,; Erfolg<: im Ausland gelangen dem BOSS Anfang 
und Mitte der 70cr Jahr<'; mit der Vorbereitung propagandawirk· 
sam<';r Reisen des <,;h<';maligen Premit:rministers J.B. Vorster durch 
verKhiedene afrikanische Staat<,;n im Rahmen d<,;r von ihm pro­
klami.erten "Entspannungspolitik". Abu ab Herbst 1978 wurd<,; be­
kannt, daß der Geheimdienst im Auftrag<,; d<,;s Informationsmini· 
sters C. Mulder Millionen·Rand·B<,;träg<,; für di<,; Bestechung von Po· 
litikem und den (allerdings nur teilweise ge[ungen<,;n) Ankauf US­
am<,;rikanischer, europäischer und südafrikanischer Presseorgane 
verwendet haue. 
Die treffend als "Muldergate" (vg[. auch: AlB 6{1979, S. 28-29) 
bezeichnete AfnlTl: hatte eine geheimgehaltene parlamentarische 
Untersuchung und eine Reihe von Presseveröffentlichungen zur 
Folge. Dabei kam u.a. die Bestechung der Politiker Hastings Banda 
(Malawi), A. Muzorewa und N. Sithole (Zimbabwe),j. Mancham 
(Seychellen) und A. Shipanga (SWAPQ·O, Namibia) ans Licht. 
ßc::i d<,;r Untersuchung des Mordes am südafrikanischen Bürgerrecht· 
!er Steve Biko (12.9.1977) wurde die diTl:kte Verantwortung des 
BOSS rur VemöTl: und Fo[terungen vermeintlicher Oppositioneller 
und weitere Morde bekannt. 
~gen amerikaniKhe und europäische (insbesondere die britische) 
Anti·Apartheid-Bewegungen wurden Desinformationskampagnen 
gestartet, in ihre Büro» Einbriiehe verübt. Ocr erfolgreichste Ver­
such, Solidaritätsbewegungen zu unterwandern, war 1977·79 die 
Plazierung des Agenten C. Williamson als Vizechef des Intematio­
nal University Exchange Fund (IUEF; Internationaler Universitärer 
AustauKhdienst). der insbesondere für $iidafrikanische Flüchtlinge 
Stipendien vergibt. 
Mit " Muldergate" und weiteren Skandalen sowie mit gravierenden 
Feh[em wie der Nichtvorhersagc des Aufstandes von Soweto 1976 
belastet, mußten ein Teil der alten Geheimdienst·Garde und BOSS­
OIef HJ. van den Bergh Ende 1978 zuriiektreten. Im Zuge einer 
Reorganisierung wurde der BOSS am 1.9.1978 in DiTl:ktonum für 
Nationale Sicherheit (DONS) umbenannt. Sein Budget wurde 1979 
um 5 Mio Rand auf 29,5 Mio Rand gekürzt. 
Die von Premierminister P.W. Botha forcierte Militarisierung des 
südafrikaniKhen Herrschart..sapparatel schlug sich auch im Geheim­
dienstber<,;ich deutlich nieder. Wesentliche Aufgabengebiete wurden 
auf die Polizei und den militärischen Geheimdienst DMI zuriiekver· 
lagert. Der eimt vage als Sicherheiudienst bezeichnete BOSS/ 
DONS wurde 198[ in Nationaler Nachrichtendienst (NIS) umge­
tauft, was dessen enger g<:faßte Hauptaufgabe der Auslandsaufklä· 
rung verdeutlichen sollt<,;. 



gegen Befreiungsbewegungen gefordert wird. Eine solche 
Atomwaffe von 2,5.3 Kilotonnen Sprengkraft 
(= 2.500-5.000 Tonnen TNT) explodierte am 22.9.1979 in 
etwa 8.000 m Höhe über dem Siidostatlantik.27 So die An· 
gaben des CIA, denenzufolge Südafrika Urheber der Explo­
sion war. 
Der CIA ist in dieser Frage ein durchaus kompetenter Aus­
kunftgeber. Denn entgegen zahlreichen CIA·Dementis gab es 
bereits seit 5 jahren aufwendige Versuche, an die atomaren 
Versuchsprogramme Südafrikas heranzukommen: 
1974 hatte sich die Aufgabenstellung des CIA in bezug auf 
Südafrika insofern geändert, als Tr)an begann, die südafrikani· 
.Khe atomare Forschung auszuspionieren. Dabei hatte man 
mit dem Einsatz von Agenten vor Ort wenig Glück. Schon 
1975 enttarnte der argwöhnische BOSS mehrere solcher 
Versuche, und die beteiligten Agenten wurden in aller Stille 
des Landes verwiesen. In der Folge setzten die USA kost· 
spieligere Spionagetechniken ein. 

Im juli und August 1977 lenkten die USA die Flugbahnen 
ihres militärischen Oberwachungs· und Aufklärungssatelliten 
Big Bird über den nordwestlichen Teil Südafrikas. Etwa zur 
gleichen Zeit - Endejuli 1977 - entdeckte der sowjetische 
Satellit Cosmos 952 eine atomare Testanlage in der südli· 
chen Kalahari·Wüste, nördlich der Stadt Upington. Auf eben 
dieses Gebiet konzentrierten sich im August 1977 die Big· 
Bird·Oberflüge. Aber der CIA entblödete sich nicht zu be· 
haupten, man habe keine Beweise nir die sowjetischen Ver· 
öffentlichungen gefunden. 
Immerhin entging es dem CIA nicht. daß im September 
1979 ein großes Gebiet im Siidostatlantik flir südafrikani­
sche Manöver gesperrt wurde. Und genau dorthin "verirrte" 
sich ein angeblich außer Kontrolle geratener US-amerikani­
scher Oberwachunguatellit vom Typ Vela, der dann die 
Atomexplosion entdeckte. 
Bei den Versuchen der Carter-Administration, die südafrika­
nische atomare Rüstung auszuspionieren, hatte es im April 
1979 einen aufschlußreichen Zwischenfall gegeben: Nach 
monatelangen Observierungen spionageverdächtiger Flug­
routen entdeckten BOSS-Agenten im Tank des persönlichen 
Flugzeuges von US-Botschafter W.B. Edmondson eine Prä­
zisionskamera mit hunderten von Bildern südafrikanischer 
Militär- und Nuklearanlagen. Drei Angehörige der US-Bot­
schaft mußten die RSA verlassen. 28 

Dieses war offenkundig ein bewußt kalkulierter Affront ge-

gen die Regierung Carter. die Südafrika wiederholt verbal 
attackierte. Denn nur wenige Tage später sickerten weilere 
Informationen durch, mit eben diesem Flugzeug seien seit 
zwei jahren viele Flüge über die Fronutaaten unternommen, 
seien Erkundungen und Aufnahmen von Flüchtlingslagern 
gemacht worden. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse habe 
der CIA an den BOSS weitergegeben. 
Bei der Bekämpfung von Befreiungsbewegungen waren ClA 
und BOSS also wieder ein Herz und eine Seele. Wie im 
AngolakonOikt halle der gemeinsame Gegner auch gegen 
andere Frontstaaten zum Schulterschluß der Geheimdiefl5t~ 
geHilin. Schon 1974 hatten CIA und BOSS gegen die Revo­
lutionsregierung Mo~ambiques einen - fehlgeschlagenen -
Putschversuch der CORE~IO (Mo~ambiquanisches Revolu· 
tionäres Komitee) unter Führung von P. Gumane finanziell 
unterstützt.29 In den fo lgenden jahren gelangen einer Ter­
rorbande des Namens Nationaler Moo;ambiquanischer Wider­
stand (RNM) aufsehenerregende Erfolge. Der südafrikani­
sche Geheimdienst halle d ie RNM organisiert und logistisch 
unterstützt. Nach schweren Niederlagen der RNM im j uni 
1980 sorgte der BOSS mit Hilfe von Söldnern rur die Auf­
stellung neuer Einheiten. 
Am 50.1.1981 überfiel ein südafrikanisches Kommando Uno 
terkünfte des Afrikanischen Nationalkongresses Südafrikas 
(ANC) und des Südafrikanischen Gewerkschaftskongresses 
(SACTU) in Mopmbique. Obwohl ganz in der Nähe dieser 
Wohnquartiere bei Matola eine Einheit des mo~ambiquani­
sehen Heeres lag, trotz mehrerer Straßenkontrollen usw. 
wurde das Rassistenkommando nicht aufgehalten oder ge­
stört. Die CIA-Station in der moc;ambiquanischen Haupt­
stadt Maputo halle den südafrikanischen Geheimdienst mit 
detaillierten Informationen über das Ziel informiert und 
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durch Bestechung entscheidende Offizie re der moo;ambiqua­
nischen Armee neutralisiert. JO 

Auf den Seychellen mußten die USA 1979 eine erhebliche 
Verringerung des Bedienungspersonals einer angeblichen Sa­
telliten-Oberwachungsstation hinnehmen; Von den 120 (!) 
"Technikern" waren etliche am ersten und gescheiterten 
Putschversuch gegen die fortschriuliche Regierung des Präsi­
denten Albert Rene beteiligt gewesen. 
Seit Mitte 1981 kursierten in den USA und in Südafrika 
Gerüchte und Warnungen über einen bevorstehenden weite­
ren Putschversuch, der dann Ende November 1981 tatsäch­
lich stattfand. Die aus Südafrika kommende internationale 
Söldnerbande scheiterte aber schon bei der Landung auf den 
Seychellen. Ein dabei gefangengenommener Söldner ent­
puppte sich als südafrikanischer Geheimdienstagent - und 
wieder gab es Hinweise auf eine Heteiligung des CIA. 
Die Sunday Tribune (Durban/Südafrika) berichtete am 
29.11.1981; "Trotz eines knappen, einsilbigen Dementis der 
US-Regierung betonen verschiedene Söldner-Kreise in Süd­
afrika, daß die Beschaffung der Gelder rur die Operation 
durch den CIA erfolgte ... Ihre Erklärung wird gestützt durch 
ehemalige rhodesische Söldner, die schon vor einem Monat 
von einer CIA-unterstützten Operation im Indischen Ozean 
'ähnlich Bob Denards Invasion auf den Komoren' (im Mai 
1978;d. Veri.) sprachen."Jl 
Putsche und Invasionen sind nicht die einzigen Register, die 
der elA und der südafrikanische Geheimdienst im Südlichen 
Afrika zu ziehen wissen. So läuft zum Beispiel seit Jahren 
ein vom CIA gesponsortes Gewerkschaftsprogramm, dessen 
eigentliche Absicht es ist, untemehmerfreundliche, nichtra­
dikale Gewerkschaftsfunkionäre heranzuziehen. Im Rahmen 
dieses Programms hielten sich bis Ende 1981 mit Wissen der 
Behörden in Pretoria 21 schwarze südafrikanische Gewerk­
schafter zu Kursen in Washington aur. J2 

Aber solche vergleichsweise sachten CIA-Aktivitäten dürften 
zukünftig, auch wenn sie fortgesetzt werden, wohl eher am 
Rande laufen. Darauf scheinen nicht zuletzt die in letzter 
Zeit häufigen Besuche der Chefs des südafrikanischen mili­
tärischen Geheimdienstes DMI, General van der Westhuizen, 
in Washington hinzudeuten. US·Präsident Reagan und CIA· 
Chef 'y. Casey haben aus ihrem militanten Kurs keinen Hehl 
gemacht - weder gegenüber Mittelamerika und der Karibik 
noch gegenüber dem Südlichen Afrika. Es fallt nicht schwer, 
rur die nahe Zukunft weitere und brutalere Aktionen des 
CIA vorauszusagen. 
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23) Vg1. J. StockweIl, In Scarch of Enemies, 1.ondon 1979. S. 

193-195 
24) Vgl. Covert Action Information Bulletin (CAIB), Washington, 

Nr. 13/Juli-Aupst 1981, S.31 
25) Vgl. S. McBride, Secret Collaboration of the West with South 

AfTica; in: UN Ccntrc Again$t Apartheid (Hrsg.), Notes and 
Documenu, <dnf, Nr. 32/1978, S. If. 

26) Vgl. im folgenden: The Star. Johannesburg, 5.5. und 17.6.1980; 
Sunday Times, Johanncsburg. 16. und 28.3.1980; International 
Herald Tribune (IHT), Zürich, 9.8.1979, 26. und 29.3.1981. Zur 
militärischen und nuklearen Kooperation vgl. auch: E. Ray/W. 
Schaap/K. van Meter/L Wolf (Hug.), Dirty Work 2: The CIA in 
Africa,1.ondon 1980, S. 2~8-280 

27) Vgl. im folgenden: Z. Ccrvcnka/8. Rogen, The Nuclear Axis, 
1.ondon 1978; DU, 15.11.1979, 31.1. und 15.-16.3.1980; Guar· 
dian, London. 21.10.1980; The Daily Telegraph, 1.ondon, 
31.1.1980 

28) Vgl. hierzu: Rand Daily Mai!, Johannesburg, 13.4.1979; The 
Star, 14.4.1979; Sunday Times, 15.4.1979; IHT, 30.4.1979; 
CAIB, Nr. 13/Juli·Aupst 1981, S.31 

29) Vgl. CounterSpy, Washington, NT. 1/1976, S.5~ 
30) Vgl. AlB 6/ 1981, S. 4-6 
31) Zit. nach CAIB, NT. 16/März 1982, S.6 
32) Vgl. B. Cohen, The CIA and African Tradc Unions, in: Dirty 

Work 2, a.a.O., S. 70·79; sowie The African Communist, 1.on· 
don. Nr. 87, 4/ 1981, S. 56·64 
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Die Kinderschuhe 
passen uns schon la nge nicht mehr. 
--- 21Jahre fronta l--­
das sozialistische Studentenmagazin 

fronlaI hringt im Mai /Jun i LI.<!.: 

Titel: US-Imperialismus 
• Inlen-cntionsvcrsuchc in Nikaragua 
• Kuba: Dcstabilisicrung durch die USA 
• Mit C IA und 'Frce Europc' gegen die 

Sozialistischen Staaten 

und aufkrdcm: 
• Zu den Demokrat ischen Sozia listl-n: 

K lose/ Hanse n/ Rul l crwcggc/ Horst ma n n 

• SPO· Pancitag 
• Interview mit dem Pr:tsidcnlen des 

Weltfriedensrates 

• KllLTUR : Arbeiterspon 

o Ich mOchte ein kostenloses Probeexemplar 

D ich abonniere die frontal zum Preis von 
12 DM im Jahr 

Name: ______________________________ _ 

Adresse : _____________________________ _ 

Datum/Unterschrift : ____________ _ 

frontal, Postfach 170203, 53 Bonn 1 

Adressenänderungen 

bitte rechtzeftIg bei der Redaktion 

und bei der Post bekanntgebenl 



Rückblick 
20 Jahre FRELIMO 

Am 2. Juli 1961 registrierte die britische Wochenzeitung Observer 
"unheilverkündende Anzeichen" aus der portugiesischen Kolonie 
Mot;ambiquc: 2.000 Mann zusätzliche Infanterie- und Fallschirm­
jägcreinhcitcn waren vom Kolonialregime nach Mo .... mbiquc vcrlegt 
worden; allen europäischen Bewohnern war erlaubt worden, Waffen 
'Zu erstchen. Es waren die Indizien des nunmehr auch in Portugals 
onafrikanischcr Kolonie wachsenden Widerstandes gegen die Unter­
drückung, nachdem in Angola am 4. Februar jenes Jahres der bewaff­
nete Befreiungskil111pf begonnen worden war. 
Betein seit 1956 beslanden zudem in Angola wie auch in der drinen 
der vier portugiesischen Afrika-Kolonien, in Guinca-Bissau/Kapvcr­
den, mit der Volkshcwegung für die Befreiung Angolas (MPLA) und 
der Afrikanischen Unabhängigkeitspartei von Guinea und den Kap­
verdischen Imeln (PAlGC) (siehe AlB 9/1981, S.38) revolutionäre 
Befreiullg1bewegungen. Am 2~. Juni 1962, vor 20 Jahren, wurde 
dieser Schrin aueh von den Freiheitskämpfern MO'1ambiques getan: 
die FRELIMO, die BefreiungsfTOnt Mo~ambiques (Frente de Liber' 
tac;ao de M~amb;que). wurde gebildet. 

Sie konnte sich auf eine lange Geschichte des Widerstandes gegen den 
portugiesischen Kolonialismus nütun, dem es ohnehin erst zu Be· 
ginn dieses Jahrhunderu gelungen war, das gesamte Territorium 
unter Kontrolle zu bringen. Nie war die Herrschaft des herunterge· 
kommenen, eimt mächtigen portugiesischen Kolonialismus über das 
Gebiet unumstritten gewesen. Aufstände wie derjenige der Zulu· 
stämme im Süden der Kolonie von 189~·98 brachten die Okkupan· 
ten an den Rand des Abgrunds. 
Mo~mbique war unter der Kolonialhernchaft ein extrem unterent· 
wickeltes Gebiet geworden. Die Wirtschaft stützte sich auf die Er· 
träge der europäischen Farmen, auf das mit Südafrika und Südrhode· 
sien eng verknüpfte Verkehrswesen (Bahnlinien und Häfen) sowie auf 
die Einkünfte der zu Zehntausenden jährlich ins rassistische Süd· 
afrika oder nach Südrhodesicn (das heutige Zimbabwe) als Wander· 
arbeiter Vermittelten. 
Ausbildung und Eniehung genoS nur ein winziger Teil der afrikani· 
schen Bevölkerung. Aus diescr kleinen Grupj)C InteilektueUer rekru· 
tierte sich jedoch in den 20er Jahren - ähnlich wie in den anderen 
portugiesischen Kolonien - ein neuer Widerstand: In kultureUen 
Organisationen wie der "Afrikanischen Vereinigung" (Gremio Afri· 
eano) oder der "Afrikanischen Gescllschaft" (Associa~ao Africana) 
und unter den an portugiesischen Universitäten studierenden Afrika· 
nern. In den 40er Jahren trafen sich dort bereits viele der späteren 
Führer der Befreiungsbewegungen Portugiesisch·Afrikas. Ein Wieder· 
aufleben solcher ~umeist nur wenige Mitglieder zählender Zirkel fand 
um 1955 statt. 
Gleichzeitig hatte sich MO'1ambiques zahlenmäSig freilich nicht sehr 
lIarke Arbeiterklasse kämpferisch entwickelt. Auf ihre Aktionen zur 
Verbcsscl'\lng ihrer sozialen ~ reagierte das Regime mit blutigem 
Terror. 1956 starbcn bei einem Streik in Loren~o Marques 49 Hafen· 
arbeiter unter Polizeikugcln. Am 16. Juni 1960 verübte das Kolonial· 
regime dann das Massaker von Mueda: etwa 500 Menschen wurden 
scine Opfer. 

Die Gegner der Kolonill.lhcrnchaft begannen, sich zu fOmlieren. Drei 
Opposi tionsgruppen entstanden in den letzten Monaten dei Jahres 
1960 im Exil: die Nationaldemokratische Union (UDENAMO), die 
Afrikanische Nationalunion (MANU) sowie die Afrikanische Natio· 
nalunion des Unabhängigen M~ambique (UNAMI). Sie repräscntier· 
teil verschiedene Krifk des Widerstandes, auch regionale Differenzen 
waren gegeben. Einigendes Band waren jedoch du Ziel der Unab· 
hängigkeit M~ambiques und der Druck, die Kräfte für diescs Zid zu 
vereinigen. 

Die Vereinigung zur FRELIMO wurde im Juni 1962 volLzogen; im 
September 1962 hielt die junsc Organisation, die faktisch noch aUI 
Führern ohne Gefolgschaft bestand, ihren ersten Kongreß ab. Er 
fOmlulierte ein Programm mit dem Ziel der ,,nationalen Befreiung", 
das es zu erreichen galt durch "Konsolidierung und Mobilisiel'\lng, 
Vorbereitung auf den Krieg; Erziehung, Diplomatie" (Eduardo 
Mondlane). 
Zu ihrem Prlhidenten wählte die FRELIMO Eduardo Mondlane, 
1920 geboren und in Südafrika und den USA zum Soziologen aus· 
gebildet. In Südafrika kam Mondlane Ende der 40er Jahre in Kontakt 
mit der Befreiungsbewegung des Apartheidstaates, dem Afrikani· 
schen NationalkongreS (ANC), und einigen seiner Führer wie Nelson 
Mandela. 
Mit Marcclino dos Santos wurde als Verantwortlicher ftir internatia­
naIe Beziehungen ein Vertreter jener Gruppe in die Führung gewählt, 

die an Portugals Universitäten schon radikale Vereinigungen der 
Studenten aus Portugicsis.ch·Afrika gebildet und in Kontakt mit der 
verbotenen Portugiesischen Kommunistischen Partei gestanden haue. 
Kaum gegründet, wurde die FRELIMO schon Zerreißproben ausge· 
setzt. Führende Persönlichkeiten der ehemaligen UDENAMO, MANU 
und UNAMI wandten sich ab, gründeten Gcgenorg.misationen, riefen 
zum Kampf gegen die gerade geschaffene Einheitsorganisation auf. 
Egoismen, Sektierertum, Tribalismus oder bÜT8f'rlicher Nationalis· 
mus, dem die sich entwickelnde revolutionäre Orientierung der 
FRELIMO zu weit ging, zählten zu den Motiven diescr Abspaltun· 
gen. Ausnahmslos alle - Personen wie Organisationen - blieben be· 
deutungslos, einige fanden sich auf der Seite des Feindes wieder, der 
die FRELIMO unerbittlich bekämpfte. 
Die FRELßiO überstand alle diesc Krisen dank der Stärke, die sie 
aus dem wachsenden Rückhalt in der Bevölkerung bezog. Den be· 
waffneten Kampf hane sie am 25. September 1964 aufgenommen; 
sehr bald kontrollierte sie weite Gebiete der nördlichen Provinzen. In 
diesen befreiten Gebieten organisierte sie mit Erfolg das wirtschaft­
liche, politische und soziale Leben, die Sclbstveneidigung der in 
ihnen Lebenden. 
"Praktisch waren", schreibt der Autor Filij)C Couto, ,,die regulären 
Guerillakämpfer und die Mitglieder der Volksmiliz immer auch Leh· 
rer ftir Lesen, Schreiben und Rechnen, Krankenpfleger oder Bauern." 
Und Eduardo Mondlane führte in seinem berühmt gewordenen Buch 
"Kampf um M~ambique" aus: Die FREUMO ,,bildet nicht nur 
Soldaten aus, sie erzieht auch künftige Staatsbürger, die den Men' 
schen, in deren Mine sie arbeiten, das Gelernte weitervermitteln." 
Die FRELIMO ging daher sogar aus der KriscnentwickJung 1968/69 
g.estärkt hervor, deren Höhepunkt die Ennordung Eduardo Mond· 
lanes am 4. Februar 1969 darstellte - auch wenn diese (von der 
portugiesischen Geheimpolizci inszeniert) nur in mittelbarem Zu· 
sammenhang mit diesen Prozessen stand. Gegen offen reaktionäre 
Intentionen einer Fraktion, zu der Uria Simango, bis dahin Vizeprä· 
sident der FRELIMO, gehörte, sctzte sich die konsequent revolutio­
näre Linie um Samora Machd und Marcelino dos Santo$ durch. S. 
Machcl, zuvor Bc:fehlÜlabcr der FRELIMo-Guerillaannee, wurde am 
22. Mai 1970 zum Präsidenten, M. dos Santos zum Vizcpräsidenten 
gewählt. 
Mit dem Ausschluß der rechten Kräfte gewann die FRELIMO ihre 
Handlungsrahigkeit zurilck. Bereits 1972 eröffnete sie eine vierte 
Front gegen die Kolonialannee, in der ebenfalls der Widerstand gegen 
das faschistische System und den aussichtslosen Kolonialkrieg wuchs. 
Die portugiesische Aprilrevolution von 1974 öffnete den Weg zur 
Unabhängigkeit M~ambiques, auch wenn die FREUMO noch im 
Sommer 1974 gezwungen war, mil einer erneuten Offensive den Ver· 
such des neuen Regimes unter General Spinola zu vereiteln, die Uno 
abhängigkeitserklärung zu umgehen. 
Am symbolischen 25. April 1975 erklärte M~ambique ~ine Unab· 
hängigk~it als Volksrepublik. Die FREUMO stellte sich auf diese 
neue Etappe des Kampfes für die Zukunft des Volkes auf ihrem 
drilten (nach 1962 und 1968) KongrcS im Februar 1977 ein: mit 
einem Programm der "volksdemokratischen Revolution" und mit der 
Umbeoennung und Umbildung zUr marxistisch·leninistischen 
FRELßiO-Partei der Avantgarde (siehe dazu: AlB 4/1977, S. 3-17, 
und AlB 5{1977, s. 39·46). J.Oltrow.sky 
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Rezensionen 
Bücher zum Apartheidstaat 

Nach Klaus Slcphans "Südafrika - Weg in die Tragödie" und Rolf 
Scdmann·f-:ggcberls "Das Kap der Stünnc" nUll also ein weiteres 
Werk aus der rechtsliberalen Ecke der deUIK"hen MedienlandKhaft 
über den Ra.senstaat Siidafrika. Ich spreche von dem Buch aus der 
Feder dc~ Spiegel·Joumalisten 
Erieh Wiedernann, Wi r re iten bis wi r im 81u l "c r~inken, Ho rrmann 
und Camp<' , Hamburg 198 J, 307 Sei len, 28,- D~I 

Wie St;hon seine Vorgänger, $(I möchte auch E. Wiedcmartn in leich t 
leserlicher Form die psychoso~ialen Wurzdn des Aparlhe idpTOblems 
ergriindcn (Kap. I und 5). Ein zweite r Komplex (Kap. 2 bis 4) be· 
schäftigt sich mit der Lage der Nichtweilkn, insbuondere aber mit 
den Schwanen, während der SchJußI/:il der Persp<:ktivt des Apan · 
hcidregimes aus innenpolitischer und globalstr~tegischer Sicht ~­
widmet ist. 
E_ Wiedemallß bc;ginnt mit der Geschichte de r Rassentrennung_ Ihn 
bewegt dabei ~weierlei: Einmal ~u ~eigen, daß d ie Geschichte der 
Apar theid im GIUIlde "eine Kelle von tragischen Absurditäten" 
(5.19) ist, die im Rahmen des Reformkon~epts der National Party 
unter P,W. Botha und gegen den beftigen Widerstand von weißen 
Arbeitcrn und ihren Kirchen allmählich beseitigt werden ("der Trend 
marschiert"). Zum zweiten liegt ihm die Rassenungleichheiram Her· 
U". 

E. Wiedemann kom mt zu de r Einsich t, daß sich mit R3lIscngieichhe it 
als Grundlage partnerschaftlichen Zusammenlebens kein Staat ma· 
ehen läßt (5, 12), Er füh lt sich, wie wenig später d ie Autoren des 
Heidelberger Manife.u, von den "Iinken Gleichheitlfundamenta· 
listen" in die Ecke gedrängt und kann deshalb die "seit Hitlers rassi­
stischen Exzessen" tabuisierten Rassenfragen im pol itischen Alltag 
nicht in dem Maße zur Geltung bringen, wie es eigenllieh vonnöten 
wäre. Dabei haben Winenschaftle r seiner Meinung nach eine Fillle 
\i'On Argumenten Zur Rassenfrage zusammengetragen, Eine Reihe 
bringt er uns ~u r Kenntnis: "ein gewWes KreativitätsdefIZit ist in der 
Tat in Afrika nicht zu übersehen" (5,57); ,,der Afrikaner hat ein 
gebrochenes Verhältnis zu tcchnischen und logischen Abläufen" 
(5.58), weshalh die Entwicklungshi lfe dauernd scheitert; und der in· 
telligenzquotient sei bei "Negern" aus genetischen Griinden niedriger 
(5.48). Ob sich Wicdem ann nur nich t getraute in Hcidelberg m it:;:u­
unterze ichnen? 

Im Mittelteil slellt E. Wiedemann in eindringlichen Bildern das sozia· 
le Elend der Schwarzen in den Santustans und in Soweto dar. Ich 
wollte es nach der vorangegangenen Lektüre nicht so recht glauben, 
aber auch für ihn sind die Bantustans nur "Abfallgruben menschli-
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chcn Mülls". Im Syuem der Wanderarbeit sieht er die mörderischste 
Komponente der Apartheid. Ich lese also weiter und richtig: E. 
Wiedemann läßt es bei dieser Darstellung nicht bewenden. So 
schlimm sei el nun auch wieder nicht. In anderen Staaten Afrikas sei 
es jedenfalls Yiel schlimmer. " In der Cite von Kinshas.a, im Mathare 
Va[[ey bei Nairobi. in lkeja. dem Horror-Vorort von .... gOI, lebt es 
sich weit unbequemer ab in Siidafrikas Negerghenos" (5.91). 
Um derartige Behauptungen umermauern zu können, mußte natür­
lich gelegentlich beS(hönigt oder verschwiegen werden. Hier nur zwei 
aus zahlreichen ßeispielen. Wenn E. Wiedemann eine wesentliche 
Verbesserung der Einkommenssituation der Schwarzen gegenüber 
den Weißen zu erkennen glaubt, so ist das schlichtweg gelogen. Unter 
Einschluß der Bantustans sprechen Schätzungen sogar von einer sich 
vergrößernden Einkommensschere. Auch kann trotz der Aufhebung 
ein iger Gesetze wegen BildungsilChranken. closed shop und anderen 
Mechanismen wohl kaum von einer Beseitigung der ,Job reservation" 
gesprochen werden, wie E. Wicdemarm das tut. 
Den Widerstand gegen das Ranistenregime schätzt E. Wiedemann 
gering, sowohl was seine reale Kraft als auch was seine moralische 
Integrität und Legitimität angeh t. Für E. Wiedemann sind da seit 
Nelson Mandelas Verteidigungsrede im Rivonia-Prozeß 1964 nur­
mehr Mordbrenner und Terroristen am Werk. Angst macht ihm das 
keine. Siidafrika sei kein gutes Terrain rur Guerilleros und außerdem 
hätten afrikanische Befreiungsbewegungt'n ein autoritäres Regime 
ohnehin nie ernsthaft gef<ihrden können. 
Auch von der Sowjetunion geht nach seiner Auffassung keine Gefahr 
für die Republik Siklafrika aus. Im Westen findet das Regime wieder 
stärkeren Rückhalt. E. Wiedemarm bilan~iert gegen Ende doch recht 
nüch tern die globalSi rategischen Aspekte. 
Ihm und den weißen Wiuschafubosscn erscheint die Zukunft mittel· 
fristig rosiger als der weißen Bevölkerung. Das mag seine Richtigkeit 
haben. Für mich ist das Buch dennoch eine Unverschämtheit. Anders 
dagegen 
Marianne Com evin, Apar theid . Mythos und Wirklichkei t. Ham me ... 
Verlag, 189 Seiten, 12,80 D~1 . 

1}dS Buch - urspriinglich für die UNESCO verfaß t - ist ein Versuch 
die historischen Argumente der Ranisten zur Rech tfertigung der 
Apartheid in konzentrierter Form zu widerlegen. Als Grundlagen 
wurden das offi~ielle J ahrbuch der Republik Siidafrika von 1977, 
einige Schulhücher und neuere Veröffen tlichungen zweier renom­
mierter burischer Autoren verwendet, d.h. aktuelles und gebräuchli· 
ches Propagandamaterial. 
Der erste Teil gibt eine Einführung in das, Wil$ Apartheid heißI. 
Vertiefend geh t M. Comevin auf die ideologischen Grundlagen und 
ihre Ableitung aus der Bibel ein, um schließlich das Verhältnis Staat 
- reformierte Kirchen näher zu beleuchten. Im zweiten Teil geht es 
um Geschichte und Ideologie. Im Grunde ist das e ine kleine Sozial· 
und Kulturgeschichte der Buren, die das psychosoziale Verhalten 
dieser Gesellschaft wesen tlich besser erfaßt a[s dies E. Wiedemann 
leistet. 
Auf den 90 Seiten des Hauptteils werden dann jene zehn Annahmen 
und Mythen offizieller südafrikanil!Cher Geschichtsschreibung wider· 
legt, mit denen die Privilegien der weißen Minderheit für alle Zeiten 
legitimiert werden sollen. Fürs Ausland wohlgemerkt I Vor dem ein· 
heimischen Publikum berufen sich die Politiker der Buren immer 
noch auf das göttliche Recht. Apartheid ab Glaubensbekenntnis. 
Zu Beginn kann M. Cornevin in überzeugender Weise darlegen, daß es 
sich bei den schwarzen Südafrikanern nicht um neun verschiedene 
Ethnien handelt. Die Iden tit't de r schwanen ,,Nationen" ist in so­
ziopolitischcr wie linguistischer Hinsicht höchst fragwürdig. Diese 
Einteilung der Schwarzen in neun Nationen, auf de r die Bantustan· 
Po litik Siidafrikas aufbaut, erscheint höchst suspekt, wenn man be· 
denk t, daß man dann konsequenterweisc auch von zwei weißen Na­
tionen, den Buren und den Engländern, sprechen müßte. Auch sind 
die Weißen und die Schwanen nich t zur gleichen Zeit nach Südafrika 
gekommen und aufeinandergcprallt. Die burischen Voortrekker 
waren Eroberer, Kolonialisten wie die Europäer in Nordamerika. De­
tailliert ruckt die Autorin die Geschichu: der Afrikaner in dieser 
Region ins rechte Bewußtsein; entlarvt die einseitige Mär der blut· 
riinstigen Despoten, die die zahlreichen kleineren Völker erbarmungs· 
los unterdrückten bis sie von den Buren befreit wurden. 
Zur Widerlegung der südafrikanischen Propaganda ist dieses Buch 
sehr nützlich, aber eben nur was die historische Legitimation der 
Apartheid angeht. Mir war es stellenweise zu langatmig, zu sehr auf 
wissenschaftl iche Gegenargumentation getrimmt. H. Mayer 



Info dienst 

Reagan-Demo Im 10. Juni: 
DriH.III>H-Szeoe mH dabei 

Die Beteiligung der Dritte·Welt·Szene an der 
Bonner Friedensdemonstration zum Reap"­
Besuch und NATO-Cipfd am IO.Juni 1982 
(Aufruf siche: AlB ~/1982. S.') hat konkrete 
Gestalt angenommen. [)er am 3. April dJ. 
gucharrcnc Koordinationskrei. 3. Welt 
(KK3W), dem die Anti-Apartheid-Bc:wegung, 
die Arbeitsgcmcinschafl der Dritte-Welt­
LideIl, du Anliim~riaHstischc Solidllritiu, 
komitee, der Bundcskongreß entwicklungs­
politischer Aklionsgruppen, die Freund­
schafugcsclbchlfl BRD-Kuba, das lnforma­
tionJbüro Nicaragua sowie die lnform:uion,­
stellen EI Salvador und Guatemala angehö­
ren, in Mitglied im Trägcrkn:i, der Bonner 
I)emonstration. 
Der KK!W haI bislang u.a. folgende Entschei­
dungen getroffen: Bei der Abschlußkundgc­
bUßg lIuf den Rhcinaucn &011 das Thema Drit­
te Welt durch den nik;uaguaniJChen Kultu r­
mininer Emesto Cardenal V'ertrcten kin_ 
Daneben wird CI _ wie auch zu anderen The­
mcnbereichen - eine kkine~ Dritte·Welt· 
Bühne ~bcn, auf der zwei Stunden lang Ver­
lIeter der Befreiungsbewegungen und der 
Solidarititsbewtgung zu Wort kommen sowie 
Kulturbeitriigc dargeboten werden sollen_ 
Auf Anregung des KK3W werden venchie­
dene Dritte-Welt-ZeitJChriften, darunter der 
lnformationsdienst Südliches Afrika, das ila­
lnfo, die blitter des iz3w und das AlB, ein 
Sonderheh zum Re:agan-Besuch herausbrin­
gen (Umfang: 76 5., Preis 5,- D~I , Bezugs· 
adrenc: u .... : AlB, Lichig<tr. 46, 5550 MM' 
burg). 

Palistina,Demonstratlon 

5.000 bis 7.000 Teilnehmer waren am 17. 
April dJ. dem Aufl"\lf ZUr Demonstration in 
Bonn ~gen den isracliJChen BesatzungsterTor 
gcfolgt. Neben den Veranstaltern (Infor­
mationJS!el!e Palästina, Palistinensischer At­
beiter- und Studenten· Verein) hatte auch 
du AntiimpcrialiniJChe Solidaritäukomitee 
(ASK) zu der ProLClitaktion aufgerufen und 
du brutale Vorgehen der Besatzer scharf ver· 
uneilt. 
ln seiner Kundgcbunprede erkllirte der P1..O­
Vertreter in Bonn, Abdallah Frangi: "Der 
einzige Weg, um diesem Staat seiner Politik 
und seinem Terror zu begegnen, liegt darin, 
Widentand zu leinen. Und wir leisten Wider· 
nand... Und mit unse~r Rückkehr in die 
Heimat, mit der Verwirklichung unsern 
Selbltbc,timmungsrechts wird auch der Frie­
de wieder einkehren in Palistin;t." 

Waffenmesse 

Vom 18.-20. Mai fand in Hannover die Mili­
tärelcktronikmesse IDEE (In temational 
Defence Electronic ["polition) statt. Eine 
aus Protest gegen die IDEE in Hannover ge­
bildete Bürgerinitiative meint: Die ge:r:eigten 
elektronischen Wafien, alles was Milit.ir- und 
Polizeichefs intereHiert, dienen der Unter­
dnickung der Bcfreiunpbcwqungcn in der 
Dritten Welt. Stabile Miht;"'r- und Folter­
regimes ennöglichen den billigcn Bezug von 
Rohuoffen und die riicksichulose Ausbeu· 
tung billiger Arbeitskräfte. 
Die Bürgerinitiative hatte sich das Zid ge· 
Iteckt, die Durchfiihrung dieser KrieglmesiC 
zu verhindern oder sie tumindeJl 10 u behin· 
dem, daß sich eine Wiederholung erübrigt. 
Weitere Informationen sind erblUtlich umer 
der Konta.kta.drcsse: Hannovenchel Aktions­
bündnis gegen die IDEE clo BiU-Bilro, Hin­
über Sn. 16,3000 Hannover I. 

l ADEF·Koogre6 

Am 24./2~. April 1982 fand in Essen der 6. 
Bundeskongreß der Föderation der Arheiter· 
vereine der Türkei in der Bundurcpublik 
(FIDEF) Sta.II. Schwerpunkte der Diskussion 
waren die wachsende Ausländerfeindlichkeit 
in der Bundeirepublik, die Eintchrlink.ung der 
FamilientusammenfUhrung und die Ver­
tchlechtert,mg der Ausbildungssituation tür­
kischer Jugendlicher. 
Ein weiteres Thema war d~ Situation in der 
Türkei. ln einer Resolution wurde die Folter­
prnis der Junta gcgenliber demokntischcn 
Kräften, Gewcrluchaftern und Berufsverbän· 
den YCI"\ITleilt. 
Ocr F IDEF-KongrcB untentützte die Demon· 
"ration zum 8. Mai dJ. in Duisburg, mit der 
gegen Hinrichtungen und Folter in der Türkei 
und Tilrkisch·Kurdiltan, gegen Audlinder­
feindlichkeit und die Aullhöhlung des Asyl· 
rechts protestiert werden solle. Zu ihr hatten 
21 türkiKhe und kurditche Organisationen 
auf~rufen. 

Ausilnderst"I'P? 

Vor den Gefahren der Ausländerfeindlich­
keit, die nicht nur bei neofatchiltischen 
Kräften, sondern auch zunehmend in der of· 
fiziellen Politik rassistitche ZiIfc annimmt, 
wamte Anfang April dJ. der Vorsitzende dei 
DCB, Heinz O. Vener. In der Tat soU d ie von 
Rcchtskräften geschürte Hetze einen Keil 
zwischen deutsche und ausländische Arbeiter 
treiben. Genau das tut die Bundcs~gierung. 
Der von ihr am 4.2.1982 beschlossene "Fami­
liennachzug" gestattet nur noch "Kindern" 
bis zum 16. Lcbcllljahr und noch seltener 
den Ehegatten das Nachkommen in die BRD. 
Der Entwu.rf der Bundes~giel"\lng zur Einbür­
gerung verdeutlicht die Hirte den ausländi­
schen Mitbürgern gegenüber. Ausländer IOlkn 
künftig nur noch zwischen dem 18. und dem 
21. Lebensjahr Anspruch auf Einbürgerung 
geltend machen können, falls .ie gJ3hre hier 
gelebt haben. 
Zu diesoem Thema ilt in der Serie "Argu­
mentation· lnformation·Dokumentation" der 
WN-Bund der Antifaschisten, Ro,seruu. 4, 
6 Fnmkfurt I, eine umfangreiche Broschüre 
mit dem Titel "RassismUJ heute" erschienen 

( I DM + 0,80 DM Porto). Ausländerfeind· 
liehe Gruppierungen getarnt all ,,.Demokra· 
tische Bürgerini,tiati~en" entlan t die VVN· 
Esslingen in einer Dok.umentation. Erhältlich 
gegen I DM + 0,80 DM Porto bei U, Simon, 
HindenburgslraBc 2101, 7300 Esslingen. 

Aktuelle Buchlips: elA im Iran 

DJß 4m 4.11.19 79 '" Teheran ehere," Agen· 
tennen als eine US·BotsChaft bc$Ctzt wurde, 
bc..-eiJl das Buch 
G. Neuberger/M. OppcrskaJski: ClA im Iran. 
Die: Gehcimdokumwte :ws der Teherane r 
US·Bouchaft. Lamuv·Verlag, 160 Seiten, 
14,-0:..1 . 
Die in langwierigcr Arbeit von den Bot· 
schafUbcsctzem z.T. aus dem Reißwolf wie· 
der zuSitmmengepuzzclten ~9 Dokumente 
werden darin prlisentien, von den Autoren 
kommentiert und in ihrem historiJChen Zu­
Jammenhang erläutert. Sie belegen die Be­
ziehungen der USA zum Schah-Regime und 
seinem brutalen Geheimdienst SAVAK, die 
größten teils falschen CIA·Einschätzungen der 
vorrevolutionin:n Entwicklung im Iran mit 
ihren fatalen Folgen mrdie US·AuBcnpolitik, 
die Versuche de I CIA, den ["präsidenten 
Sani·Sadr zu rckrutien:n U5W .. Bundclldeut­
tche Pässe einel CIA-Agenten deuten auf eine 
:zwielichtige Rolk der BRD bei den venchie· 
denen Versuchen hin, einen PutsCh gegen die 
iranische RcvolutiOllJrcgierung zu inszenie· 
ren, sie zumindeJl zu schwächen. 
Die Veröffentlichung der Dokumente triffl 
den CIA empfindlich, weil sie, so der ehe· 
irWigc: etA·Agent I'tlilip Agcc, ,,Strukturen, 
Arbciuweisen und Methoden der Agcncy in 
bisher nicht bekannter Weise bloßstellen. 
Umfang und Wert der in der besetzten Bot· 
schaft gefundenen Dokumente sind einmalig 
ill. der Geschich te des CtA." Das Buch doku· 
mentiert CJlemplarisch die MachenJChaften 
der USA gegen Bcfn:iungsbewcgungen, ihre 
Methoden und TrickJ, die Vorherrschaft de 
USA und die Abhingigkeit der Dritten Welt 
:zu sichem. 
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Kurzinformationen 

MitteiamerikalKaribik 

Am 14. April 1982 gab das mcltikaniS(:he 
Außenministerium bekannt, die von Lopez 
Portillo im Februar dJ . angeregten Direktgc­
spräche USA-Nikaragua (siehe AlB 4/1982, 
S. 4- 11) stünden unmittelbar vor der Eröff­
nung. Nikaragua, Kuba und die salvadoriani-
5(;hen ßcfreiungdrOßto:n FMLN/FDR bekräf­
tigten gleichzeitig die voUe Zulitimmung zum 
mexikaniJChen Verhandlungsplan. 
Der kubanische Ministcrprii,;delH Fidel 
Castro erklärte am S. April 1982, die USA 
hätten nun zu entscheiden, "ob sie die Reali­
täten als eine Realität hinnehmen oder ob sie 
drauflosmanchieren, um an den Realitäten 
zu scheitern; ob sie dnen interventionisti­
sehen Weg in dieser Zone (der Karibik; d. 
Red.) und in Mittelamerika einschlagen oder 
einen politischen Weg des Dialogs und politi­
!leher Lösungen." (Granma, 6.4.1982) 
Im April dJ. schlug die US-Regierung mehr­
fach zu. Am 2. April legte sie ihr VelO im 
UN·Sichemeitsrat ein gegen eine hsolution. 
die allen Staaten die Verpflichtung zur Nicht· 
intervention in Mindamerika und der Kari· 
bik aufe rlegte (die USA waren namrntlich 
nkht einmal genannt!). Unterdessen setzte 
die US·Luftwaffe ihre Spionagefliige über 
Nikaragua fort , dauenen die vom CIA ange· 
leiteten Sabotagropcrationen an, die von 
Honduras aus auf nikaraguanischem Territo· 
rium vollführt werden (siehe AlB 5/1982, S. 
10·14). Ende April dJ. starte ten die USA ein 
weiteres Seekriegsmanöver in der Karibik. 
Und kurz zuvor verordnete R. Reagan den 
Bürgern der USA ein Reiseverbot nach Kuba. 

Nikaragua 

Eden Pastora, der als .,Comandante Ccro" 
der Sandinistisc:hen Front der Nationalen Be­
!Teiung (FSLN) 1979 die Eroberung des 
Nationalpalastes leitete, rief am 15.4.1982 in 
Kostarika zum bewaffneten Sturz der Regie· 
rungsjunta Nikaraguu auf. 10 Monate nach 
seinem Austritt aus der Regierung bezichtigte 
er diese einer bourgeoisen Haltung, du Ver­
ra ts der Revolu tion sowie des Terrors und 
Mordes. 
In Nikaragua rief dies Muscndemonstratio­
nrn filT die FSLN hervor. Milizangehörige ver­
brannten ihre von E. Pastora unterschriebe­
nen Ausweise. Die FSLN betonte, der Aufruf 
afolge im Gleichklang mit dem U5-lnterven· 
tionismus. Die Patriotische Front der 1«;volu· 
tion (FPR) nannte ihn Dienst an der Konter­
revolution. Die Guatemaltekische 1«;volutio· 
näre Nationale Einheit (URNG) brach alle 
Verbindungen zu ihm ab. 

B Sa~.dor 

Neuer (Obergangs·)Präsident in EI Sa lvador 
ist - gegen den Willen der faschistischen 
ARENA·Partei Roberto d'Aubuissons - der 
56jährige A1varo Magana Irorge. A. Magana 
gilt als Kompromißkandidat der drei anderrn 
in der Verfassungsgebenden Versammlung 
vertretenen Rechtsparteien und der Chri5l' 
demokraten (siehe AlB 5/1982. S. 4-6). Er ist 
Präsident der größten Bank dn Landes und 
hat enge Bindungen zur konservativen Mili­
tänpitze. 
Am 4. Mai dJ. kam e. endlich zur Einigung 
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über die neue Regierung _ gemäß dem 
Wunsch Washingtons unter Einschluß der 
christdemokratischen Wahlverlierer. In der 
Koali tion kommen vier Vertreter der 
ARENA. je drei de r Christdemokratischen 
Partei und der Partei der Nationalen Versöh· 
nung (PCN) sowie vier Unabhängige zusam­
men. Juntageneral Guillermo Garcia, schon 
W"lter Präsident Duarte der starke Mann der 
Militän, behält scin Verteidigungsminine_ 
rium. 
Tonangebend in der Koalit ion dürften folg­
lich die ARENA, die in der Nationalgarde 
dominiert, und die von General Garcia und 
der PCN repräilCntierte uhrarechte Ann~­
spitzc und Oligarchie sein. O'Aubuisson. der 
Ende April dJ. zum Präsidenten der Verbs­
iUngsgebenden Versammlung gewählt worden 
war, kann mit Kinem .. to talen Krieg" begin· 
~". 

Chile 

Die NeubeKtzung von 10 Ministe rposten Mit· 
le April dJ. muß als eine: weitergehende 
Stärkung der Militärs in der chilenischen Re­
gierung angeKhen werden. 11 Zivilisten ste­
hen nun 14 Generäle oder Admirii.le gegen­
über. Die übernahme des Innenministeriums 
durch General Enrique Montero wurde mit 
fehlender Koordination der staatlichen 
Sicherheitsdienste begründet. Dies kann nur 
bedeuten, daß de r Opposi tion, noch härtere 
Zügel angelegt werden sollen. Auch sind die 
" Mörder"· Rufe gegen Juntapräsident Pino· 
chet, die während der Trauerfeier f"o.ir den Ex­
Präsidenten Frei im Januar dJ. erklangen, 
nich t verge'Kn. 
Für die Wirtschaftspolitik ist ein Festhalten 
an der katastrophalen Linie der Otikagoer 
Schule, 198 1 verantwortlich für 600.000 h ­
beitslosc und 50% Inflation, sicher. Selbst EI 
Mercurio, als Sprachrohr der Militän be­
kannt, bemerkte am 28.5.1982 dazu: "Die 
Dinge stehen schlecht. Das enttiiuscht die 
Parteigänger der Regierung. Sie gerät in Ge­
fahr. keine weiteren Anhänger mehr >;u h~n 
als ihre Soldaten." 

Algerien 

Mehr und mehr Anzeichen fo.ir einrn Rechts­
trend werden aus A1gerien bekannt. Die Aus· 
einandeISCtzungen kon>;entrieren sich vOr al· 
lem auf die MasKnorganisationen. In ihnen 
seUt die regierende Nationale BefreiunV' 
!Tont (FLN), entsprechend einem Beschluß 
ihres Zentralkomitees vom Deumbcr 1981, 

demzufo lge die Führungskader dieser Organi· 
sa tionen künftig der FLN angehörrn müsscn, 
gegenwärtig ihre "führende Rolle" durch. 
Von dieKr Politik betroffen sind in enter 
Linie Mitglieder und Sympathisanten der ille­
galen, aber bislang faktisch gedulteten Partei 
der Sozialistischen Avantgarde, in der die 
Kommunisten des Landes organisiert sind. 
Jüngstes Beispiel dieser geziehen Ausgren· 
zung von Marxi5len ist die Ausschaltung von 
Abdallah Demene Debhih als GeneralKkretllt 
der Zentralgewerkschaft UGTA. Auf dem 
UGTA·Kongreß Mitte April dJ. war Debbih 
vorgeworfen worden, die marxistische " lnfil· 
tration" der UGTA gefördert zu haben und 
rur die Vervielfachung von Streiks in den letz· 
ten Monaten verantwortlich zu Kin. Ähnliche 
Personalentscheidungen werden von dem be· 
vorstehenden Kongreß der Ju~ndorganisa· 
tion UNJA erwartet. 
Inhaltlicher Ausdruck dieKr Entwicklung 
könnte ein neuer Inveslitionskooex Kin, der 
dem Anfang März dJ. gewählten neuen Parla­
ment zur Verabschiedung vorliegt. Danach 
soll der Privatscktor in Zukunft eine ventärk­
te staatliche Finanzhilfe erfahren. 

Tschad 

Am I J. Februar 1982 halle der Tsc:had-Aus· 
schuß der Organisation für Afrikanische Ein· 
heit (OAU) die Regierung der Nationalen 
Einheit (GUNT) aufgefordert, am 28. 
Februar dJ. einen Waffenstillstand zu schlie­
ßen, Verhandlungen aununehmen sowie 
Wahlen abzuhalten. Bei Zuwiderhandlung sol· 
le die "Friedenstruppc" der OAU (siehe AlB 
5f1982. s. 56·37) zum 30. Juni dJ. abgezo­
gen werden. 
Diesc Resolution, die im Widerspruch steht 
zur Position der OAU, die die GUNT im Juni 
1981 als eimig legitime Regierung ane rkannt 
hatte, wurde von der GUNT abgelehnt. Sie 
wird bei ihren Venuchen, die Truppcn His­
sene Habres zurückzuschlagen, offen von de r 
"Friedenstruppc" behindert. Der Vizepräsi­
dem der GUNT, Leutnant Kamougue, der als 
Repräsentant des vom Krieg verschonten 
Südens gilt, unterstützte die Forderungen des 
OAU-Ausschunes. Und cr verhindert, daß 
Steuern aus dem Süden an die GUNT abge­
führt werden. 
Die Offi:tiere der Streitkräfte des Tschad 
(FAT), die Kamougue anführt. haben dieKn 
Erklänmgen widersprochen und Kine Abset· 
zung verlangt. Goukouni Oueddei. der Präsi· 
dent des Tschad. erklärte, daß H. Habre (er 
wird von reaktionären afrikanischen Staaten 
und den USA unterstützt) nur durch eine 
Beteiligung aller Fraktionen ~SlOppt werden 
könne. Ein Hilfscnuchen an andere afrikani· 
sche Staaten schloß e r nicht aus. 

China-USA 

Nach dem Scheitern der von den USA unter· 
stützten Wicdervereinigungsbemiihungen der 
VR China mit Taiwan verschärften sich die 
Gegensätze in der Frage der US-Waffenliefe­
run~n an Taiwan. Die Reagan-Administra­
tion hatte auf die Proleste Pekings hin bereits 
(vgl. AlB 1I·12f1981 und 2/1982) ihr Vor-



haben, Taiwan mit modernsten Kampfflug­
zeugen (t.B. F-16) auszurüsten, aufgeben 
müssen. Jetzl löncn Ersalztcillicfcrungcn rur 
ältere F-5E-Flugzcugc heftige Proteste der 
VR Olina aus. Sie wirft den USA einen Ein­
griff in die von ihr beanspruchte Souveränität 
über Taiwan vor und droht mit dem Abbau 
der gegenseitigen Beziehungen. 
Untcrdcuen werden Gehtimverbandlungen 
zwischen den Regierungen der VR China und 
der USA über eine zeitliche Begrcrn:ung der 
Waffenlieferungen an Taiwan geführt. Pcking 
will die EinstcUung der militärischen Zusam­
menarbe it der USA mit Taiwan für 1985/86 
durchsetzen. 

Ltos 

Vom 27.-29. April dJ. tagte in Vientiane der 
S. Parteitag der Laotischen Revolutionären 
Volkspartei (LRVP). Die 228 Delegierten,die 
115.000 laotiKhe Kommunisten repräsentier­
ten, zogen Bilanz übe r die Entwicklung des 
Lmdes seit dem 2. Parteitag im Jahr 1972. 
Der wiedergewählte LRVP..Generalsckretär 
Kaysone Phomvihane ging im politischen Be· 
richt des Zentralkomitees vor allem auf die 
wirtschaftlich·soziale Entwicklung de~ Lan­
des ein. Die Reisproduktion konnte seit 1976 
von 700.000 auf 1.1 54.000 t erhöht werden, 
das Nationaleinkommen nieg um 43'l'O, das 
Analphabetentum konnte zu 85'l'O beseitigt 
werden. Diese Erfolge wurden vor allem mit 
Hilfe der sozialistischen Länder erreicht. Im 
autknpolitischen Teil wurde die besondere 
RoUe des Bündnisses mit Vietnam und Kam­
puchea bekräfti8t. 
Der ente Fünfjahresplan betont die weitere 
Vergesellschaftung der Landwirtschaft, die 
Erhöhung der Nahrungsmittelproduktion, 
sowie die Entwicklung des Handwerks und 
der Klein· und Leichtindustrio. 

Inm-lrak 

Im Zeitraum Ende März bis Anfang Mai 1982 
errangen die Streitkräfte des lran den bisher 
größten Erfolg im Golfkrieg, der«it Septem­
ber 1980 andauert (siehe AlB 1/1981, S. 
16·22). Bei ihrer Offensive ,,(}pc:ration Sieg" 
eroberten sie in der iranischen Süd provinz 
Khuzistan tiber 2,300 qkm okkupierten Ter­
ritoriums wieder zurück (rund 1/4 der vom 
Irak vereinnahmten Fläche). Sie entzogl:n 
u.a. die Stadt Dczful dem irakischen Zugriff 
und rückten in Reichweite der besetzten 
Hafenstadt Korramshar. Saddam Husseins 
Armee hat 25,000 Gefallene und VelWWldete 
sowie 15.000 Gefangene zu beklagen (von 
insgesamt ei~selZten 75.000 Soldaten). 
Westliche Militäreltpcrten ,,befürchten", daß 
der Krieg für den Irak nicht mehr zu gewin· 
nen ist oder sprechen gar vom "Sulingrad des 
Irak" (Spiegel, 5.4.1982). Tief beunruhigt 
sind allen voran Saudi Arabien, die anderen 
CQlfmonarchen und Jordaniens König Hus­
$ein, die den Irak mit Freiwilligen und Olm.l· 
Harden (mittlelWeise 20·30 Mrd Dollar) 
unterstützen. Ägypten und die USA liefern 
unterdeucn Waffen an den Irak. Washington 
strich das Land im Februar 1982 von der 
Hitliue des "internationalen Terrorismus", 

um jetzt 6 bis 12 US·Lufttramporter des 
Typs L 100 zuzusagen. Die Reagan-Admini. 
station ängstigt sich - wie sie in Washington 
Anfang April dJ. ~rlauten ließ - vor der 
Ausbreitung der i.lamischen Revolution über 
die ganze Golfregion, lollte der Iran einen 
.,endgültigen Sieg" über den irakischen Ag. 
gressor erringen. 
Oie Chancen stehen schlecht auch für die pro· 
wcstliche Opposition im Innem des Iran, 
nachdem Mitte April 1982 ein Putschprojekt 
auf~deckt wurde. VelWLckelt waren u.a. Elt­
außenminister Sadeq QotbUideh, hohe 
Armeeoffiziere und der 1980 kalt~stellte 
konservati~e Ayatollah S<;hariat·Madari. S. 
Qotbzadeh gestand in einem Femsehauftritt 
am 19. April dJ. ein, die lnitiatoren des Put· 
sche. hätten geplant. bei einem Treffen in 
Khomeinis Residenz mit einem Schlag Imam 
Khomeini und die wichtigsten Führer des 
Landes tu töten. 

Tülkei 

Letztes Jahr stoppten die Länder der EG ihre 
Hilfsprogramme für die Türkei und drohten 
mit weiteren Sanktionen, falls die Junta nicht 
von ihrer n:pressiven Politik lietk. Doch jetzt, 
da der ehemalige türkische Ministerp.uident 
Btilent Ecevit vor ein Militärtribunal zitiert 
wurde (weil er sich politisch geäußert hatte), 
blieben die Proteste der NATO·Partner aus. 
Man iu aufgeschreckt über einen eventuellen 
Austritt Griechenlands aus der NATO, also 
wird die Türkei zu einem nrategischen Fak­
tor noch grötkrer Bedeutung. Hinzu kommt, 
daß die Evrcn-Junta mit ihrer rigorosen Wirt­
schaftspolitik auf Kosten der Atmen bei aus­
ländischen Kreditgebern die Hoffnung kei· 
men läßt, nun endlich doch an ihr Geld (15 
Mn:! Dollar) zu kommen ... Sie schneiden sich 
ins eigene Fleisch, wenn sie unsere Verteidi­
gung und Wirtschaft nicht unterstützen". so 
Außenminister llter Türkmen. 
137 vollstreckte Todesurteile Wld 108 nach­
gewiesene Foltertote, das in die Wirklichkeit 
in der Türkei seil dem Putsch vom September 
1980. Gegen diese bruule Verletzung der 
Menschenrechte und gegen die Bonner Unter­
stützung der Junta demonstrierten am 8. Mai 
dJ. rund 25.000 Menschen in Duisburg. 

S"'~ ironl$Ch< Trupptn n ..... der lIafen'lodl KonatmlI.r 

Kurzinformationen 

BRD·IYaHenexporl. 

Auf einer Geheimsilzung am 28. April dJ. 
hat der Bundessicherheitsrat (bestehend aus 
dem Bundeskanzler, dem Außen·, Verteidi­
gungs· und dem Wirtschaftsminister) jetZt 
endgültig neue Richtlinien für den Waffen­
uport verabschiedet. Danach tritt an die 
Stelle der alten Formulierung, wonach Ex­
porte in "Spannungsgebiete" untersagt wa­
ren, nunmehr die Wendung von den "vitalen 
Interessen" der Bundesrepublik. 
Ausnahmen von der Grundregel, keine Waf­
fen in Nicht·NATQ·Länder zu liefern, sollen 
möglich sein "aufgrund besonderer politi· 
scher Bedingungen" und wenn "vilale autkn· 
und licherheitspolitische Interessen der Bun· 
desrcpublik Deutschland unter Berücksichti­
gung der Bündnisintercssen" betroffen sind. 
Derartige Ausnahmen sollen auch in Zukunft 
durch Guuchler des Außenministeriums 
definiert werden. 
Sämlliche Beschränkungen fallen nach den 
neuen Kabineltsrichtlinien für den sog. Son­
derschiffbau (Kriegsschiffe) weg, auf den 
schon bisher ein hoher Anteil des bundes­
deutschen Waffeneltporu entfiel. 

UNo-5eerechlskonferenz 

Nach über neunjährigen Verhandlungen hat 
die UN·Seerechtskonfercnz Anfang Mai dJ. 
mit übelWähigendcr Mehrheit den Entwurf 
einer internationalen Seerechtskonvention 
verabschiedet. Die Konvention soll im De­
zember 1982 in Caracas{Venczuela zur Zeich­
nung aufgelegt werden. Sie tritt in Kraft, so· 
bald sie von 61 Staaten ratifiziert worden iu. 
Di.e Konvention sicht vor, daß jeder Küsten· 
staal seine 3-Meilen·Hoheituone auf 12 Mei· 
Ien ausdehnen kann. Innerhalb einer Wirt­
schaftnone von 200 Seemeilen kann der 
Küstenstaat über alle Ressourcen frei verfü­
,"'. 
In der Schlußphasc der Konferenz war es 
noch einmal zu harlen Aus.einandersctzungen 
über die Regelung des Tiefs.e~bergbaus ge. 
kommen_ Die von den Entwicklungsländern 
durchgesetzten ProduktionsbeschränkWlgen 
bewogen die USA zu einem "Nein", die ande­
ren kapitalistischen lndustrieländer _ die 
Bundesrepublik eingeschloss.en - zur Stimm­
enthaltung. 
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USA 

Neuerdingt enden w.uhing'O:;~!'~~~i~~:~l~iJ~]0~~ "u-mer haufigtr mil b~("nlOfen_ Der erste hinten 
~ht noch bei J. Cancof los. entdecken 
1979 auf Kuba neue l-'ußballplätu in der;' Kaser-
nen. Ud Fußball nil'h, Nalionalsporl der ist, 
Khließt mm rnesserKharJ': Hi('f wurden Beginn 

der Gipfc l kon fen:nz nic htP.lklgtbunden1~':II:~!~i.~~::m: Havanna (September 1979) IOwjeliu:he 
stat ioniert. An~r hließ('nd stelh Sil-h heraus: In 
handel! u sich um 50Wj(: l ischt'" _\usbilder, seit 
1962 au r der Inscl I,Hig lind. W;d dem <..: IA genau so 
lang beltens bekann t IlIt. Wie peirllifh. 

Aber wie eine SrhwaJbe no{"h krinen S. ,n;:,~;:.I~,7.~~_W'"' 
aus e iner läch('rlicht'n St.ene not h kci~ 
R. RC~If.mS .-'\uflritt in Wii.'Ibington rclßt 
te der oCCen t licheD BIJ.motgen nitht mehr 
Reagan Idnen \ lIurbeitem d<:n VorUitt. \'i( 
schlau ist, londern wel) ., .. er ungenießbar 

Yiel lelC"Jl muß und imm<."::~b;:,::rr:~il~~:"~I":;:d~U~'I~;:,::~ von Entst·hf"ldungen an andere I SI) zu 
leien in der konsc1"\"iluven Zeitschrift L·S ~1;.n 

1981. ln dem Artikel kommt auch die Patn. 
cia Schroeder zu W'HI: ,,1-:, redet ,mmer .::.., alte 
Filme und plötzlich ist die Zeit 11m, und kann mit 
ihm "bel h..lupt mehts richtig duJ'{"h.sp~, 

Im hbruar IQS J soll C'," Weißhu,h zu EI Sa'il 'o, b •• -co­
scn, dll6 die saNildon.mitt·ht"ll GutTlIlt·ro, irn 

lozialut Ischen I .. mdem erh:dten.,., :G;'::':~P:;':':k;', c:~II ~,:::';:"; tcn und .·oto •. Z J3. spmis,hf' :5 i uf 
\1a.S4·hinrn obn.· ,.n" und ohne Aklente. 
dnkken, ditO il' EI Salvwor ungl·bräuchli, h 
mc·ngt'lc·tl'!lt· F OIOS, die eher .m 1""-" " ,, ,"",nil 
Dilettanti!mll' mad"!cn seTI}st ,fu· wC'stli( hIn 
Illcht mehr ,nit lmd mdden ,tarke Zwe,fd .1ß 

der [)okumente an 5p'-tl"r gibt dC'r Vetl asser 

man gf'Jenllb"r de·rn .Iourn.;tlisten J. Kwi,n',llvon "'" 
Stret·t JournJI zu, d,,6 er w'·.!l·nti.dw sclblt 
nfunden h .• t. 

Haigs Kc=tte orrc=ntJicher B lama~n 

Trotl'!dem wh,] der Kram mehl eir.gcmottel 
1981 gebt er ab Ijuundleil dr, (·I.U"k-Be"1l T~)ex 
allen es· ßtJt!, haften tu· [hs We,ßbu,h naue ~ll i.:Ii" " 
h.wpte(. d.lß Kuba ,li,. CUl!"riJlelQs mll M·I '"G'tl lJ"en v~ 
sorgl Jltt! wud erlJ.utert, wGoher Kuba diele l1.enka. 
nisthrn W .. ffen hat: .tUS US·Milll.llbl'sünden. le 
sturzten Flucht der .. marin .. s" in \',etn:..m 
D,Iß die Guerilleros M·16.(1ewenre haben. gc :u 

Die.k W.lrren werden in aller Welt g"""d''' lln," 0" 
geblaucht. So von der Finna INTERAR.\fS in hl"sterl 
Engl.md. Odr-r dlma!s von der Thieu.Arrnee, 

(hinesische Ge,,·hd.ftd."Ute zu raU5ende"n::;;-,:~~I~'~,' 
EJ Si<lvador s!t·ht der LlefC"r:LßI der M·I 
,ennaßen im eIgenen HaIU : die salvadoTl.uüsc:~ 

Und dann pa.!lsie~( ___ W~d,_,_,_,ne pemhche P""''' II' ',pn, ... 

- auch Lügen will gelemt sein 
der US·FernN:hgescllschaft Cable ~e ..... ! :';etwork filmen im 
.'ebruoU" 1982 US· \l ilitärberater im t:insatz in EI S;,h·."ior. 
Und "leimen" slt'ichl'!eL1i~ das Außenministerium. Denn ir. 
der I l.md halten d ic "Bera ter" M. l ij.Gewehre! 
\bn wählt ,he t·lu.·ht nach vorn. Im Oktober 1981 veröf. 
fc n tlicht d ie Wa~hing ton Pou einen Art ikel mit der ße. 
haup tung , ,laß Kuba üher ~ikar.lgu.l 500 bis 600 Elituol, 
dalen n ach EI Salvador eingC'schleust haben soll. Dankb,.r 
f:mKt ALlßcnm ini,t~ r A. IbiS den Ball auf und droht Kuba 
mit Repressalien. Die Beweise: Das \SI der Iprin. 
gende Pun kt. Es gibt keine 
Und wieder wird ins leere S<.:hwimmbeeken gehUpft. In 
einl'r Strldung der fcm sehkette' ABC vom 5.11. 1981 )C. 

hauptet der ( 1."·At:ent McWhely, Vietnam hätte 000 
F:-aguuge ,nd Hubsc ··r. ubc,. nn :tUrtickgela.s.scnen ,·S. 
\ fIJit;irb, .tllnden IIn l'iikaragua geliefert. Er ~~"t 11(: 1 da. 
bei ad zUYI'rlissige Quellen :n Pentagon. Bei _iel ( )e­
treibung komml se ')SI \Iagg-.c T::.alcher ins GribcJn Denn 
\\""".rl,; ·:las w;ohr hatte Nik:·rol,jiU eine Luftwaffl von :ler 
'lnj,-c:i!m n GroBe -:in britischen Royal Air F lree l d 
größer Ils dlt' lr..nk:-e hl und Kanadas zusamm-:n. 
Aber so Ich'nell g;). sie; A. lall 'ne hl ge"hlagen. Tri,'n:; 
ph'.eren-:!Il,Ißt e r :lurd: dt"n .teUvC' · rcknden CIA.Chcf 
Inmal' der i'n l.5C ":'OtOl al~1 "'iikaragua pr...:."e:l: Tl n ,,-, f. 
j,;enOmml':l .,.us l:~ 'ip.;: llas"Oug"eugell. U~d W:;J lieht mal' 
da: Vier I"!ugplälzt" wrrdcn ausgebaut. Wozur l\Iaive 
f;,. Sc bstve -;;tlw.llich auf Anwe,sung .\Iolka, s zu 
-niLiwrischen 7:w: fken. lUtte 51th der Gute dorh nu vo 
hc informie!' Del 'n mit d~lT\u5bau wr nOl.. h ~ntl'r 
Somn:, bl"!('''ll,en wurden auf Anraten US ·amerika. 
ni~('h"l'r Spe,.:..aliste :t und .lflfo 19l"h mit fimm~iel er ~te­
~töl;~ung der lntu<cmerikant: ·h n :ntw. kJw g.bank n 
Wilshingto'· 
K.i':ln mm JC, 1O\',d "10. mf;1I nimmer noc aen ~1ut 
hbc 1, 'el,e Bl'w. "~" Z. lbe'"tl zu w.;;n. n, J~ am 
M.r. ·32 En 19,~hrigel Nik~'aj·Jnll.. ~:ll /11. je·gut 
mu::hcn. w .s JI$ C:I. ohne \uwahrue 1 fi Hose 
glrg. A. .... gebilJct il K ~ "1_ .. :lac h f.l SaN"~ )1 g. 
~1:tlk v:m le. i~~ :ie ~'n' IIJ kau las' L.. I e1" (.;e, W, t. 
ll"fenll!c k , 11 -:J( l!;:r Ki l1"'er. Wei!11 ..... l::=":1. Sol ~t _n (; 
iI 11"' ::11" Fe ' I' rlmee ::~ tJj _ 't-gimc s n EI Salvaaor em.l, h 
ng (; 1get" hte' Mi.:ic .\ltem. tivt: AUUl gcn laer 

Stert:;,. 

Im :~~ :lei Spn ·h nb .::n S·o\., 6< nm.nsurium, Oe. 1 
i,h, r, SLJ"ld :lie tUrnen .. auf hl riC"_. ,I ';' alles 

n; ... ,lwah' · ..,"te .. \t; . ~h;tmic ~folte ,"f .. e tluf 
:ii I'i,rbe ne!)("l k ~ · )Ir, J':h 'Nu-:de n;rgendwo ~sg: 
111:1lt. (cl w t au'h ni ·ht S<..Id.~j. "r s;ndini.,is<'lel 
Volks, ·'I1f'· \lnrl '.au. keinerlli Verbindung ;:lr Re\'e. u. 
IlOn ren Regierung 11 f,lm 19t a .. l 'ld :!anr. fi. I c=r un:. 
.,n" , h nUll etwas ande":"Cs 8=:a.g1 :.abc ~Is Sie W')lItCl, 
wdB ICh, W.l ·l1l<..h ,· \Wartet. .rh wdS, n Welltn Wind.n 
i(;, m .... :,. bd·m Je ... D.·m Ttld) u·he I ~h t....,raßf ins 0\\ ge." 
\Ir. Fi!rh:r ve!Sn]Jp's die Spr;o;:he. Die ganu WI: t 151 L.e J 
Je de · IU ,mllge. W;as bl'ibt dC~ :l L'S.Außenmiline.,Ull 
mdcrt's .. tlrig, lb d,n Yßuligen 19j.h-·gen nol(~h !'\ibragua 
,lure se 1 ZU lassen Peter Garda 




